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Arnold  Ludwig  Hermann  Heeren's 
Politische  Theorien 


I.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bemerkungen. 

A.  L.  Ii.  Heeren,  Professor  in  Göttingen,  (geb.  1760,  gest.  1842) 
hat  ausser  einigen  Arbeiten  philologischen  Inhalts  zahlreiche  historische 
Werke  herausgegeben:  Diese  Werke  sind  von  ihm  selber  in  einer 
allgemeinen  Sammlung  herausgegeben  worden  unter  dem  Titel:  Histo- 
rische Werke.  1821—1830. 

Das  Ganze  enthält  15  Teile  und  ist  vom  Verfasser  folgender- 
massen  angeordnet  worden: 

/.  Teil.    Vermischte  historische   Schriften:    a)  Schreiben  an  einen 
Freund,  biographische  Nachfichten  enthaltend. 

b)  Entwicklung  der  politischen  Folgen  der  Reformation.  (Ein 
vorläufiger  Versuch  zu  der  Beantwortung  einer,  von  dem  fran- 
zösischen National-Institut  aufgegebenen,  Preisfrage;  geschrie- 
ben im  Jahre  1802.) 

c)  Versuch  einer  historischen  Entwicklung  der  Entstehung  und  des 
Wachstums  des  Britischen  Kontinental-Interesses. 

d)  Ueber  die  Entstehung,  die  Ausbildung  und  den  praktischen 
Einfluss  der  politischen  Theorien  und  die  Erhaltung  des  monar- 
chischen Prinzips  in  dem  neuern  Europa. 

2.  Teil,  a)  Ueber  die  Mittel  zur  Erhaltung  der  Nationalität  der  besiegten 

Völker;  (geschrieben  im  Frühjahr  1810). 

b)  Versuch  einer  Entwicklung  der  Folgen  der  Kreuzzüge  für 
Europa.  (Eine  vom  National-Institut  von  Frankreich  gekrönte 
Preisschrift.   Ausgearbeitet  im  Herbst  1807.) 

c)  Ueber  den  Einfluss  der  Normannen  auf  französische  Sprache 
und  Literatur;  (geschrieben  im  Jahre  1789). 

d)  Ueber  die  Kolonisation  von  Aegypten  und  ihre  Folgen  für  das 
europäische  Staatensystem  (1803). 

e)  Der  deutsche 'Bund  in  seinen  Verhältnissen  zu  dem  europäischen 
Staatensystem,  bei  Eröffnung  des  Bundestages  dargestellt 
(Herbst  1817). 

3.  Teil,    a)  Ueber  den  historischen  Wert  der  Biographien  Plutarch's 

(1821). 

b)  Geschichte  der  Staatsunruhen  der  Gracchen. 

c)  Archäologische  und  antiquarische  Aufsätze. 


d)  Historische  Miszellen.  (Mitylene  und  Lion.  Die  Majores  Do- 
imus  und  Emirs  al  Omrah.  Die  Feldherren  alter  und  neuer 
Zeit.  Bürgergarden,  stehende  Heere,  universalhistorisch  ange- 
sehen.) 

e)  Inhalt  der  in  der  königl.  Gesellschaft  der  Wissenschaften  von 
dem  Verfasser  gehaltenen  Vorlesungen. 

4.  Teil.   Geschichte  der  klassischen  Literatur  im  Mittelalter  (L  Teil). 

5.  Teil.   Geschichte  der  klassischen  Literatur  im  Mittelalter  (2.  Teil). 

6.  Teil.    Biographische  und  literarische  Denkschriften. 

a)  Christian  Gottlob  Heyne.  Biographisch  dargestellt. 

b)  Andenken  an  deutsche  Historiker  aus  den  letzten  fünfzig  Jahren. 
(Gatterer,  Müller,  Schlözer,  Spittler,  Martens,  Woltmann.) 

7.  Teil.    Handbuch  der  Geschichte  der  Staaten  des  Altertums,  mit 

besonderer  Rücksicht  auf  ihre  Verfassungen,  ihren  Handel  und 
ihre  Kolonien.   (5.  verbesserte  Auflage  1828.) 

8.  Teil  und  9.  Teil.   Handbuch  der  Geschichte  des  Europäischen  Staa- 

tensystems und  seiner  Kolonien,  von  seiner  Bildung  seit  der 
Entdeckung  der  beiden  Indien  bis  zu  seiner  Wiederherstellung 
nach  dem  Fall  des  Französischen  Kaiserthrons  und  der  Frei- 
werdung  von  Amerika. 
10.,  IL,  12.,  13.,  14.,  15.  Teil.  Ideen  über  die  Politik,  den  Verkehr  und 
den  Handel  der  vornehmsten  Völker  der  alten  Welt. 

A.  Asiatische  Völker:  a)  Einleitung,  Perser,  b)  Phönizier,  Baby- 
lonier,  Skyten.   c)  Inder. 

B.  Afrikanische  Völker:  a)  Einleitung,  Karthager,  Aethiopier. 
b)  Aegypten 

C.  Europäische  Völker:  a)  'Griechen. 

Bei  jedem  Schriftsteller  lassen  sich  eine  oder  mehrere  sein  ganzes 
Wirken  beherrschende  Ideen  angeben.  In  diesen  Ideen  bleibt  sein 
Interesse  verankert,  und  wer  einen  Schriftsteller  verstehen  will,  muss 
diese  für  denselben  wichtigsten  leitenden  Ideen  kennen.  Es  sind  die 
Zentralpunkte,  um  welche  herum  sich  sein  ganzes  Denken  ordnet. 

Wenn  wir  nun  die  Heerenschen  Werke  durchforschen,  so  finden 
wir  zwei  solche  Stellen,  an  denen  sich  das  Interesse  Heeren's  ver- 
ankert hat:  1.  Die  Verfassungen;  dabei  nimmt  besonders  die  monar- 
chische Verfassung  das  Interesse  Heeren's  in  Anspruch.  2.  Handel  und 
Verkehr  mit  Einschluss  der  damit  in  engem  Zusammenhang  stehenden 
Kolonien. 

Von  diesen  beiden  Zentralpunkten  des  Interesses  wird  die  ganze 
Heerensche  Geschichtsschreibung  geleitet.  Es  sind  nicht  Kriege,  nicht 
diplomatische  Akte,  nicht  Persönlichkeiten,  nicht  religiöse  oder  philo- 
sophische Streitfragen,  nicht  irgend  etwas  anderes,  mit  welchem  sich 
die  Geschichtsforschung  Heeren's  abgibt,  sondern  es  ist  entweder  die 
Verfassung  der  Staaten  und  ihre  Entwicklung  oder  die  Theorien  über 
dieselben,  oder  es  ist  der  Handel  und  die  Kolonien,  mit  denen  sich 
Heeren  voll  Eifer  beschäftigt. 

Neben  diesen  Fragen  der  Verfassungen  oder  des  Handels  und  der 
Kolonien  werden  nun  zuweilen  doch  noch  andere  Gegenstände  der 
Behandlung  der  Bearbeitung  gewürdigt.  Es  sind  dies  meistens  Pro- 
bleme philologischer  Natur.  Aber  für  diejenigen,  die  weder  mit  den 
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Verfassungen  noch  mit  dem  Handel  in  ein  näheres  Verhältnis  gebracht 
werden  können,  fehlt  Heeren  das  richtige  Verständnis;  denn  er  hat,  wie 
gesagt,  keine  innere  Neigung  zu  solchen  Themen  und  fühlt  sich  eigent- 
lich nie  heimisch  -darin. 

Dass  man  also  trotzdem  unter  seinen  Werken  einige  Arbeiten 
findet,  die  mit  den  oben  angeführten  leitenden  Ideen  nicht  in  nähere 
Beziehung  gebracht  werden  können  (es  sind  dies  hauptsächlich  Werke, 
welche  wieder  Gegenstände  philologischer  Natur  behandeln),  hat  seinen 
Grund  darin,  dass  er  ursprünglich,  wir  können  es  hier  als  zufällig 
bezeichnen,  Philologie  studierte  und  erst  nach  und  nach  anfing,  die 
eigentliche  Historie  zu  bearbeiten. 

Wenn  wir  unter  diesen  Gesichtspunkten  seine  Werke  einteilen 
wollten,  so  stehen  unter  dem  ersten  Hauptproblem,  mit  dem  er  sich 
beschäftigt,  unter  dem  Verfassungsproblem,  folgende  Werke: 
/.  1.  Entwicklung  der  politischen  Folgen  der  Reformation. 

2.  Ueber  die  Entstehung,  die  Ausbildung  der  politischen  Theorien. 

3-  Der  deutsche  Bund. 

4.  Geschichte  der  Staatsunruhen  der  Gracchen. 

5.  Geschichte  des  Altertums. 

6.  Geschichte  des  Europ.  Staatensystems. 

7.  Ideen  über  die  Politik. 

8.  Historische  Miszellen. 

Mit  dem  zweiten  Hauptproblem  (Handel,  Verkehr,  Kolonien)  be- 
schäftigen sich  vorwiegend: 
//.  1.  Brit.  Kontinentalinteresse. 

2.  Folgen  der  Kreuzzüge. 

3.  Ueber  die  Kolonisation  von  Aegypten. 

Ebenso  die  schon  unter  /  genannten  grössern  Werke:  Altertum,  Staa- 
tensystem, Ideen. 

Als  nicht  mit  intensivem  Interesse  bearbeitet  erscheinen  uns  die 
übrigen  Werke;  darunter  ragt  an  Umfang  hervor:  Geschichte  der  klas- 
sischen Literatur  und  die  Biographie  Heyne's.  —  Verfassungen  einer- 
seits, Handel,  Verkehr,  Kolonien  anderseits  sind  also  die  Attraktions- 
punkte des  Heerenschen  Interesses. 

Diese  beiden  dominierenden  Hauptprobleme  haben  nun  eine  dritte 
Idee  aus  sich  heraus  entstehen  lassen.  Diese  dritte  Idee,  welche  die 
Heerensche  'Geschichtsschreibung  beherrscht,  ist  der  Gedanke  eines 
europäischen  Staatensystems. 

Folgendes  Schema  verdeutlicht  uns  die  ganze  Struktur  der  wissen- 
schaftlichen Tätigkeit  Heeren's  (von  den  akzidentellen  philologischen 
und  biographischen  Bearbeitungen  abgesehen): 

1.  Das  Problem  der  Verfassungen,  insbesondere  die  Idee  der  Mo- 
narchie. 

2.  Handel,  Verkehr,  Kolonien. 

3.  Das  europäische  Staatensystem  bezw.  ein  zukünftiges  Welt- 
staatensystem. 

Um  die  Heerensche  Geschichtsschreibung  erschöpfend  zu  behan- 
deln, wäre  es  nötig,  alle  drei  Punkte  genau  und  ausführlich  darzustel- 
len. Doch  habe  ich  mir  in  dieser  Abhandlung  ein  weniger  grosses  Ziel 
gesteckt.  Wir  wollen  uns  begnügen,  das  erste  Heerensche  Problem 
oder  die  erste  die  Heerensche  Forschung  leitende  Idee  zu  untersuchen 
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und  nur  anhangsweise  auf  die  Darstellung  der  dritten  Idee  Heeren's 
mit  Uebergehung  der  zweiten  hinzuweisen. 

Die  zweite  Hauptidee,  Völker  und  Staaten  unter  dem  Gesichts- 
punkte des  Handels  zu  betrachten,  liegt  von  der  ersten,  der  Verfassun- 
gen, so  weit  ab,  dass  es  zu  ihrer  Behandlung  einer  ganz  besondern  und 
jedenfalls  nicht  minder  weitläufigen  Bearbeitung  bedürfte. 

Es  ist  zur  Genüge  bekannt,  dass  Heeren,  was  seine  Behandlung 
des  Handels  und  der  Kolonien  betrifft,  in  der  deutschen  Historiographie 
geradezu  Epoche  macht,  da  keiner  vor  ihm  diese  Gebiete  mit  dieser 
Gründlichkeit  und  Sorgfalt  behandelt  hat.  Weniger  bekannt  dürfte  es 
sein,  dass  er  auch  in  der  Politik  und  der  Staatsrechtstheorie  einen  ge- 
wissen, wenn  auch  nicht  so  grossen  Einfluss  wie  in  dem  vorhin  erwähn- 
ten Gebiet  auf  die  Entwicklung  der  Wissenschaft  ausgeübt  hat.  Heeren 
vertrat  frühzeitig  einen  oppositionellen  Standpunkt  gegenüber  der  im 
18.  Jahrhundert  herrschenden  philosophischen  Behandlung  des  Staats- 
rechts und  er  leitete  den  Uebergang  zur  sogenannten  positiven  oder 
historischen  Schule  der  Rechtswissenschaft  ein. 

Schon  aus  diesem  Grunde  scheint  es  mir  lohnend,  die  Quellen  der 
Heerenschen  Ansichten  über  Verfassungen  »und  besonders  die  Entste- 
hungsweise und  damit  den  ganzen  Charakter  seines  warm  verteidigten 
monarchischen  Prinzips  eingehend  darzustellen.  Es  kommt  noch  hin- 
zu, dass  die  Fragen  nach  den  verschiedenen  Staatsformen  und  Verfas- 
sungen bis  heute  nicht  verstummt  sind  und  im  Vordergrunde  des 
öffentlichen  politischen  Interesses  stehen.  So  muss  es  an  sich  schon 
anregend  sein,  einmal  genau  festzustellen,  wie  ein  deutscher  Gelehrter, 
der  zu  seinen  Lebzeiten  hohe  Verehrung  genoss,  über  diese  Fragen, 
insbesondere  über  die  Monarchie,  geurteilt  hat.  Ob  diese  seine  An- 
sichten originell  »sind  oder  nicht,  und  wie  sie  sich  zur  heutigen  Entwick- 
lung der  Verfassung  des  deutschen  Reiches  verhalten,  mag  der  Leser 
selbst  beurteilen.  Der  Plan  der  nächsten  Abschnitte  bleibt  darauf  be- 
schränkt, die  Heerenschen  politischen  Gedanken,  besonders  seine  Vor- 
stellung von  einer  «echten»  (Monarchie,  genau  wiederzugeben  und  die 
Vorgänger  der  politischen  Theorie  mit  Heeren  in  Vergleichung  zu 
setzen. 

2.  Abschnitt. 

Die  Idee  der  Monarchie  nach  Heeren. 

Die  politischen  Ideen  Heeren's  finden  sich  da  und  dort  in  seinen 
Werken  zerstreut.  Es  gibt  aber  eine  Arbeit  des  Verfassers,  welche 
sich  ausschliesslich  mit  denselben  beschäftigt.  Es  ist  dies  die  schon 
oben  erwähnte  Abhandlung:  «Ueber  die  Entstehung,  die  Ausbildung 
und  den  praktischen  Einfluss  der  politischen  Theorien  und  die  Erhal- 
tung des  monarchischen  Prinzips  in  dem  neuern  Europa.»  1  Dieses 
Werk  nennt  Heeren  selber  sein  politisches  Glaubensbekenntnis.  2 

Wie  schon  aus  dem  Titel  hervorgeht,  beabsichtigt  Heeren  damit 
das    monarchische   Prinzip   vor    demokratischen   Anmassungen  zu 

1  Im  folgenden  werden  wir  dieses  Werk  abgekürzt  unter  dem  Titel  „Polit. 
Theorien"  zitieren.  Die  Seitenzahl  ist  entnammen  aus:  Heeren,  Historische  Werke, 
1.  Teil,  1821. 

2  Heeren:  Historische  Werke,  Bd.  IX,  Seite  415. 
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-schützen.  Es  ist  deshalb  nicht  zu  verwundern,  dass  er  sich  ziemlich 
scharf  mit  Rousseau  auseinandersetzt. 

Die  Ideen  Rousseau's,  welche  nach  Heeren  zwar  nicht  die  Revolu- 
tion hervorriefen,  aber  derselben  doch  ihre  Richtung  vorschrieben, 
sind:  1.  Die  Volkssouveränität,  2.  die  Freiheit  und  Gleichheit,  3.  die 
gänzliche  oder  tmöglichste  Trennung  der  gesetzgebenden  und  aus- 
übenden Gewalt. 

Heeren  gibt  zu,  dass  Rousseau  diese  Ideen  nicht  zuerst  aufgestellt 
liabe,  aber  sie  hätten  durch  ihn  die  grösste  Ausbildung  und  Verbreitung 
erlangt.  Er  führt  dann  weiter  aus:  «So  bereitwillig  wir  nun  aber  auch 
sind,  Rousseau  von  dem  Vorwurf  freizusprechen,  dass  er  politische 
Umwälzungen  bezweckt  habe,  so  wenig  kann  es  doch  geleugnet 
werden,  dass  nicht  nur  diejenigen,  die  Europa  seitdem  erfahren  hat, 
sondern  auch  die,  von  denen  es  nicht  bedroht  wird,  durch  die  Haupt- 
idee herbeigeführt  sind,  welche  die  Grundlage  seines  Systems  aus- 
macht. Diese  Hauptidee  ist  die  der  «Volkssouveränität»  3.  Das  Ge- 
fährliche dieser  Idee  für  die  praktische  Politik  lag  aber  nicht  sowohl 
an  ihr  selbst  —  denn  allerdings  kann  die  Souveränität  bei  dem  Volke 
sein  — ,  als  vielmehr  darin,  dass  Rousseau  glaubte,  dieselbe  «mit  der 
Monarchie  vereinigen  zu  können». 

Wir  fragen  uns:  Weshalb  soll  diese  Vereinigung  mit  der  Monar- 
chie so  gefährlich  sein?  Warum  soll  sie  gefährlicher  sein  als  die 
Volkssouveränität  in  reiner  Form?  4 

Heeren  fährt  fort:  «Es  würde  dadurch  die  Grenzlinie  zwischen 
der  Monarchie  und  der  Republik  gänzlich  verwischt.»  Auch  hier 
könnte  man  sich  fragen,  was  denn  das  eigentlich  für  Nachteile  nach 
sich  ziehen  müsse. 

Heeren  bleibt  uns,  nach  seiner  Meinung  wenigstens,  die  Antwort 
darauf  nicht  schuldig. 

Indem  man  nicht  gehörig  zwischen  Monarchie  und  Republik  unter- 
schieden hätte,  sei  sofort  der  Weg  zu  verhängnisvollen  Irrtümern  ge- 
bahnt worden.  Diese  gefährlichen  Irrtümer  seien  Europa  teuer  zu 
stehen  gekommen.  Seit  Jahrhunderten  habe  man  Monarchie  und  Re- 
publik als  sich  entgegenstehende  Staatsformen  geschildert. 

«Rousseau»  kenne  die  Grenzlinie  nicht  oder  verwische  sie.  Wenn 
«in  der  praktischen  Politik  von  ganzen  Nationen  und  ihren  Stellvertre- 
tern dasselbe  geschieht,  sind  wir  dann  nicht  berechtigt  zu  schliessen, 
dass  sie  entweder  noch  gar  nicht  bestimmt  gezogen  oder  .  .  .  dass  sie 
wieder  in  Vergessenheit  geraten  sei?»  (S.  436.) 

Im  jetzigen  Zeitpunkt  (gemeint  ist  wohl  etwa  der  Zeitraum  von 
1810 — 1820)  sei  die  durch  diesen  Irrtum  heraufbeschworene  Gefahr  am 
grössten.  Nachdem  Europa  den  Gefahren  der  demokratischen  Stürme 
entgangen  sei,  stehe  es  auf  dem  Punkte,  in  seiner  Mitte  monarchische 
Republiken,  oder  Republiken  unter  dem  Namen  von  Monarchien,  ent- 
stehen zu  lassen.  Diese  Gefahren  seien  noch  grösser  als  die  überstan- 
denen. 

8  Anführungszeichen  bei  kursivgedruckten  Wörtern  bedeuten,  dass  die  betreffen- 
den Autoren  diese  Wörter  selbst  durch  Fettdruck  hervorgehoben  haben.  Wenn  diese 
Anführungszeichen  bei  den  kursivgedruckten  Stellen  nicht  besonders  wiederholt  sind, 
so  sind  die  betreffenden  Stellen  von  uns  hervorgehoben  worden. 

4  Gegen  solche  Mischungen  sprechen  sich  viele  Theoretiker  des  Staatsrechts 
aus.    Unter  den  neuern  z.  B.  Bluntschli:   Allgemeines  Staatsrecht  1857,  S.  243. 
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Heeren  fährt  fort:  «Ueber  den  Vorzug  von  Monarchien  und  Repu- 
bliken lässt  sich  nichts  im  allgemeinen  sagen.»  Man  könne  in  beiden 
glücklich  leben  oder  auch  unglücklich,  je  nach  den  Umständen.  «Aber 
ein  Volk  könne  nie  in  einer  Pseudo-Monarchie  oder  Pseudo-Republik 
glücklich  sein.» 5  Warum  denn  nicht?  Heeren  antwortet:  Weil  ein 
solcher  Staat  stets  im  Widerspruch  mit  sich  selber  steht.  — 

Als  Beispiel  eines  solchen  mit  sich  selbst  im  Widerspruch  stehen- 
den Staates  gibt  Heeren  Polen  an.  Das  Wahlkönigtum  Polen  mit  sei- 
nem Liberum  Veto  ging  allerdings  zugrunde.  Liegt  nun  die  Ursache 
hierfür  allein  darin,  dass  es  eine  Pseudomonarchie  war? 

Heeren  lässt  uns  vorderhand  noch  zu  sehr  im  unklaren,  was  er 
eigentlich  unter  einer  Pseudo-Republik  oder  Pseudo-Monarchie  ver- 
steht. Könnte  man  nicht  auch  England  eine  Pseudo-Monarchie  nen- 
nen? 6  Lebte  das  englische  Volk  im  19.  Jahrhundert  im  Unglück? 
Heeren  lässt  es  hier  entschieden  an  überzeugender  Beweisführung 
fehlen,  wenn  er  uns  bloss  unter  dem  Hinweis  auf  Polen  glauben 
machen  will,  dass  eine  Vermischung  von  Monarchie  und  Republik  ein 
Unglück  sei.  Heeren:  «Wir  verlangen  also  wirkliche  Monarchien  oder 
wirkliche  Republiken.» 

Dieses  «also»  scheint  uns,  wie  gesagt,  viel  zu  wenig  begründet 
worden  zu  sein.  Wir  glauben  auch  nicht  recht  daran,  dass  Heeren  nur 
in  'dieser  Vermischung  von  Republik  und  Monarchie  allein  eine  Gefahr 
erblickt,  sondern  wahrscheinlich  erschreckt  ihn  überhaupt  die  Zu- 
nahme und  Erstarkung  des  demokratischen  Prinzips.  Es  gibt  Stellen 
genug,  welche  diese  unsere  Vermutung  bestätigen. 7  Auch  der  folgende 
Satz  lässt  sich  in  dieser  Weise  deuten.  Er  fährt  nämlich  fort:  «Das 
europäische  Staatensystem  war  aber  seit  Jahrhunderten  ein  monar- 
chisches System.  Alle  Hauptstaaten  waren  und  hiessen  Monarchien; 
die  Freystaaten,  die  zu  denselben  gehörten,  waren  vom  zweiten  oder 
dritten  Range.  Sollte  dieser  Charakter  in  den  entgegengesetzten  um- 
gewandelt werden,  so  könnte  es  nicht  ohne  die  grössten  Erschütterun- 
gen geschehen.»  Diese  Sätze  stehen  mit  den  obigen  Ausführungen  des 
Verfassers  nicht  in  vollem  Einklänge.  Es  hiess  ja:  «Ueber  den  Vorzug* 
von  Monarchien  und  Republiken  lässt  sich  nichts  im  allgemeinen 
sagen.»  Im  weitern:  «Wir  verlangen  also  wirkliche  Monarchien  oder 
wirkliche  Republiken.» 

Nun  tritt  zuerst  dieses  «aber»  auf,  welches  offenbar  andeuten  soll, 
dass  eine  Gefahr  im  Anzüge  sei,  welche  statt  dessen  Pseudo-Monar- 
chien  oder  Pseudo-Republiken  entstehen  lassen  könne.  Merkwürdiger- 
weise schlagen  die  nun  folgenden  Sätze  einen  ganz  anders  gerichteten 
Gang  ein.  Man  könnte  beinahe  von  einer  logischen  Entgleisung  spre- 
chen. Wir  erfahren  nämlich,  dass  das  europäische  Staatensystem  zur 
Hauptsache  ein  monarchisches  war  und  dass  die  Republiken  nur  eine 
nebensächliche  Rolle  darin  spielten.  Heeren  befürchtet  aber  die 
grössten  Erschütterungen,  wenn  dieser  bisherige  Charakter  Europas  in 
den  entgegengesetzten  umgewandelt  würde.  Was  ist  aber  der  ent- 
gegengesetzte Charakter?    Sind  es  etwa  jene  oben  verpönten  Misch- 

5  Vergl.  Gesch.  d.  Europ.  Staaten.  Historische  Werke,  Bd.  IX,  S.  414,  wo  er 
von  „Aftermonarchien"  und  , Afterrepubliken "  spricht. 

6  Z.  B.  Montesquieu  nennt  England  eine  scheinbare  Monarchie. 

7  Schon  vorhin  S.  436  sprach  er  von  den  Gefahren  der  demokratischen  Stürme, 
denen  Europa  entgangen  sei. 
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formen  zwischen  Monarchie  und  Freistaat?  Wenn  man  dies  annehmen 
dürfte,  so  wäre  der  gedankliche  Zusammenhang  auf  S.  436  wider- 
spruchslos und  nicht  anfechtbar.  Aber  unter  dem  entgegengesetzten 
Charakter  kann  man  doch  eigentlich  nichts  anderes  verstehen,  als 
dass  die  Hauptstaaten  sich  in  Republiken  verwandeln  würden  und  nur 
noch  einige  wenige  Monarchien  als  Staaten  zweiten  oder  dritten  Ran- 
ges übrig  blieben.  Das  ist  der  wahre  Gegensatz  vom  «bisherigen» 
Zustand  Europas.  Dieses  ist  offenbar  die  Gefahr,  vor  welcher  Heeren 
graut.  Diese  Befürchtung  reimt  sich  aber  schlecht  mit  der  Behaup- 
tung, dass  sich  über  den  Vorzug  von  Monarchie  und  Republik  nichts 
ausmachen  lasse.  Es  scheint  uns,  dass  Heeren  trotz  aller  gegenteili- 
gen Behauptungen  viel  mehr  für  die  Monarchie  eingenommen  ist. 
Daraufhin  weist  auch  der  Titel  der  vorliegenden  Abhandlung.  Sie  ist 
geschrieben  zur  «Erhaltung  des  monarchischen  Prinzips».  Man  ist 
also  versucht,  anzunehmen,  Heeren  sage  nicht,  was  er  denke,  wenn  er 
behauptet,  er  wolle  wirkliche  Monarchien  oder  wirkliche  Republiken. 

Eine  andere  Annahme  ist  vielleicht  doch  gerechtfertigter:  Ver- 
standesmässig  weiss  er  tatsächlich  weder  der  Republik  noch  der  Mo- 
narchie einen  grössern  Vorzug  zuzuschreiben;  sein  Gemüt,  seine  Sym- 
pathie stehen  aber  auf  der  Seite  der  Monarchie.  Vor  allem  wünscht 
er,  dass  die  Monarchien  in  Europa  die  führende  Stellung  behalten 
sollten.  Er  fürchtet  den  Ansturm  der  demokratischen  Ideen  und  die 
Untergrabung  des  'monarchischen  Prinzips. 

Nun  scheint  es  allerdings  nicht  ganz  unwahrscheinlich  zu  sein, 
dass  beim  Vordringen  der  demokratischen  Ideen  gewisse  Mischformen 
entstehen  könnten,  welche  man  vielleicht  Pseudomonarchien  oder 
Pseudorepubliken  nennen  dürfte.  Und  hier  glaubt  nun  Heeren  nicht 
nur  aus  Neigung,  sondern  auch  aus  rein  objektiven  Gründen,  seinen 
Tadel  aussprechen  zu  können.  Er  meint  in  diesen  Zwitterformen 
schon  an  sich  ein  sich  widersprechendes  Gebilde  vor  sich  zu  haben. 
Im  Hintergrunde  treibt  ihn  seine  Abneigung  gegen  das  Vordringen  der 
demokratischen  Ideen  und  verbindet  sich  gegen  die  ihm  noch  wider- 
wärtigeren Mischformen.  Er  glaubt  deshalb  in  diesen  monarchischen 
Republiken  oder  Republiken  unter  dem  Namen  von  «Monarchien»  eine 
noch  grössere  Gefahr  vorzufinden  als  in  dem  Vordringen  der  reinen, 
unverhüllten  Demokratie.  Damit  haben  wir  den  wirklichen  Zusammen- 
hang der  Heerenschen  Logik  rein  herausgeschält  und  fahren  in  der 
Darstellung  der  Heerenschen  Gedanken  fort: 

Heeren  geht  nun  daran,  die  Grenzlinie  zwischen  Monarchie  und 
Republik,  von  welcher  er  annimmt,  sie  sei  mit  Absicht  verwischt 
worden  oder  in  Vergessenheit  geraten,  ans  Tageslicht  zu  befördern 
oder  sie  mit  möglichster  Präzision  neu  zu  ziehen.  Sein  Verfahren  ist 
folgendes:  1.  Das  monarchische  Prinzip  gegen  offenkundige  oder  ge- 
heime und  verkappte  feindliche  Einflüsse  sicher  zu  stellen.  2.  Gegen 
diese  Mischformen  anzukämpfen,  weil  sie  ausserdem,  dass  sie  den 
Monarchien  gefährlich  werden  könnten,  an  sich  schon  ein  in  sich  wider- 
spruchsvolles und  unzweckmässiges  Gebilde  darstellen. 

Gerade  in  der  heutigen  Zeit,  wo  der  Kampf  der  europäischen 
Völker  von  gewissen  Staatsmännern  nicht  mehr  bloss  als  ein  Ringen 
um  materielle  Vorteile  oder  um  Machterweiterungen  der  einzelnen 
Nationen  aufgefasst  wird,  sondern  wo  sie  darin  den  Kampf  zweier 
Prinzipien  (ob  mit  Recht  oder  Unrecht  bleibe  dahingestellt)  des  demo- 
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kra tischen  und  des  monarchischen  Staatsideals  erblicken  wollen,  ge- 
rade in  dieser  Zeit,  wo  der  Name  von  Monarchie  einerseits,  von  Demo- 
kratie und  Republik  anderseits  von  zahllosen  Menschen,  welche  sich 
bisher  kaum  mit  diesen  Begriffen  weiter  abgaben,  sehr  häufig  gebraucht 
wird,  muss  es  von  ganz  besonderem  Interesse  sein,  festzustellen,  ein- 
mal, worin  der  wahre  Unterschied  zwischen  Monarchie  und  Republik 
bestehe,  und  dann,  wie  ein  Anhänger  des  monarchischen  Prinzips,  ein 
deutscher  Gelehrter,  welcher  etwa  um  ein  Jahrhundert  früher  gelebt, 
darüber  gedacht  und  geschrieben  hat. 

«Wo  ist  nun  die  Grenzlinie  zwischen  beiden?»  (der  Monarchie 
und  der  Republik),  frägt  Heeren.  «Wir  kennen  nur  Eine:  «Die  des 
Besitzes  der  Souveränität  oder  höchsten  Gewalt.»  Der  wesentliche 
Charakter  der  Monarchie  besteht  darin,  dass  diese  bei  dem  Fürsten, 
der  wesentliche  Charakter  der  Republik,  dass  diese  bei  dem  Volke, 
oder  gewissen  Abteilungen  des  Volkes  ist.» 

Mit  diesem  Hinweis  auf  die  Souveränität  oder  die  höchste  Gewalt 
glaubt  Heeren  bei  irgendwelcher  Staatsform  diejenige  Stelle  heraus- 
gefunden zu  'haben,  welche  den  monarchischen  oder  demokratischen 
Charakter  dieser  Staatsform  ganz  genau  bestimmt.  Ist  die  höchste 
Gewalt  beim  Fürsten,  so  ist  die  Staatsform  monarchisch;  ist  sie  beim 
Volke,  so  haben  wir  eine  demokratische  Staatsform  vor  uns. 

(S.  437)  8  Er  führt  weiter  aus:  «Eine  Republik,  so  gut  wie  eine 
Monarchie,  kann  ein  einzelnes  Oberhaupt  haben.  Aber  das  Verhältnis 
dieses  Oberhauptes  zum  Volk  ist  verschieden.  In  der  Monarchie  steht 
es  über  dem  Volke,  in  der  Republik  unter  demselben.  Im  ersteren  Fall 
ist  dieser  Obere  Fürst,  Souverän  (welchen  Titel  er  sonst  führen  mag) ; 
im  andern  Fall  ist  er  Magistrat.»  .  .  .  «Die  Könige  von  Frankreich  und 
England  heissen  und  sind  Souveräne.  Der  Präsident  von  Amerika, 
der  Landammann  der  Schweiz,  heisst  so  nicht  und  ist  es  nicht.» 

Bis  hierher  lassen  die  Ausführungen  des  Verfassers  an  Klarheit 
nichts  zu  wünschen  übrig.  Einzig  der  Begriff  der  Souveränität  oder 
der  höchsten  Gewalt  bedarf  noch  einer  weitern  und  genauem  Bestim- 
mung. Schon  jetzt  sieht  man,  dass  Heeren  sich  wieder  im  Gegensatz 
zu  Rousseau  befindet,  indem  letzterer  die  höchste  Gewalt  niemals  dem 
Fürsten  zuerkennen  will. 

Wir  versuchen  den  Begriff  der  Souveränität  nach  Heeren  darzu- 
stellen: Heeren  äussert  sich  im  folgenden  nicht  über  die  Souveränität 
schlechthin,  sondern  er  erörtert  den  Begriff  der  Souveränität  in  Mo- 
narchien. —  Heeren: 

A.  Die  Souveränität  der  Monarchien. 

(S.  438)  9  Die  Souveränität  in  Monarchien  ist  gleichbedeutend 
mit  dem  «Ueber  dem  Volke  stehen»  des  Fürsten.  Sie  schliesst  in  sich: 

1.  Der  Fürst  steht  im  Besitz  seiner  Würde  unabhängig  vom  Volke. 

(Hier  läge  die  Vermutung  nahe,  der  Verfasser  habe  die  Absicht, 
das  Gottesgnadentum  der  Fürsten  zu  verteidigen.  Heeren  äussert 
sich  nie  in  diesem  Sinn;  doch  will  er  den  Besitz  der  fürstlichen  Gewalt 
vom  Volke  gänzlich  unabhängig  angesehen  wissen.) 

Der  Besitz  der  monarchischen  Würde  muss  erblich  und  unverletz- 
lich sein. 

8,  9  Polit.  Theorien. 
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Die  Stellung  des  Fürsten  über  dem  Volke  verlangt  dessen  Unver- 
letzlichkeit. Diese  hinwiederum  scheint  ihm  am  besten  durch  die 
Erblichkeit  der  monarchischen  Würde  gewährleistet  zu  v/erden.  Die 
Erblichkeit  ist  somit  das  erste  Erfordernis  zu  einer  echten  Monarchie. 

Damit  lässt  er  nun  etwas  deutlicher  als  vorhin  erkennen,  was  er 
unter  diesen  Pseudo-Monarchien  verstehe.  Unter  anderem  hatte  er 
das  Wahlkönigtum  im  Auge. 

«Wahlreiche  sind  keine  wahren  Monarchien.»  .  .  .  «Der  nur  für 
.seine  Person  Gewählte  bleibt  durch  den  Akt  der  Wahl  stets  dem  Volke 
untergeordnet,  welche  Vorrechte  man  ihm  auch  der  Form  nach  geben 
mag.  Wer  nur  für  seine  Person  gewählt  ist,  kann  auch  von  den 
Wählern  wieder  abgesetzt  werden,  mag  das  Gegenteil  auf  dem  Papier 
stehen  oder  nicht.» 

Durch  die  Erblichkeit  wird  allerdings  dem  Fürstentum  eine  Unab- 
hängigkeit vom  Volke  zuerteilt,  welche  dem  Wahlkönigtum  von  vorn- 
herein abgeht.  Dies  hat  Heeren  klar  erkannt  und  fordert  daher  als 
erste  Bedingung  der  Souveränität  des  Monarchen  die  Erblichkeit  der 
monarchischen  Würde.  Nun  kann  aber  doch  der  Fall  eintreten,  -  dass 
eine  Wahl  nicht  zu  umgehen  ist,  z.  B.  wenn  ein  regierendes  Haus  aus- 
stirbt. Dies  hat  Heeren  eingesehen  und  unterscheidet:  zwischen  Wahl 
für  seine  Person  und  Wahl  mit  Erblichkeit  des  Gewählten.  Die  Aus- 
drücke sind  nicht  sehr  gewandt,  aber  man  versteht  gut,  was  er  sagen  will. 

Heeren:  «Wer  nur  für  seine  Person  gewählt  worden  ist,  dessen 
Würde  erreicht  nicht  den  gleichen  Grad  wie  bei  demjenigen,  der  mit 
Erblichkeit  gewählt  wurde,  d.  h.  bei  dessen  Wahl  seine  zur  Nachfolge 
berechtigten  Nachkommen  gleichsam  schon  mitgewählt  worden  sind. 
Bei  ersterem  besitzt  die  Wahl  als  solche  schon  grössere  Bedeutung, 
weil  sie  sich  ständig  bei  Erledigung  des  Thrones  wiederholt;  bei  letz- 
terem dagegen  ist  die  Wahl  ein  einmaliger  Akt,  eine  Art  Aushilfe,  wo 
das  Prinzip  der  Erblichkeit  durch  den  Verlauf  der  Dinge  versagt.»  .  .  . 
«Es  sind  Unfälle,  denen  menschliche  Kraft  und  Weisheit  nicht  vor- 
beugen kann;  wo  man  sich  hilft,  so  gut  man  es  vermag,  und  wo  dann 
Wahl  das  einzige  oder  doch  das  vernünftigste  Mittel  bleibt.  Aber  die 
Wahl  mit  Erblichkeit  erhebt  den  Gewählten  auch  sofort  über  das  Volk 
oder  die  Wähler,  weil  der  Besitz  des  Throns  ein  nicht  mehr  bloss  per- 
sönliches Vorrecht,  sondern  Vorrecht  der  Dynastie  bleibt.  (S.  439.)  10 
Man  begreift  unter  Wahlreichen  daher  sehr  richtig  auch  nur  diejenigen, 
welche  bei  jeder  Thronerledigung  die  Besetzung  des  Throns  durch 
Wahl  vorschreiben.» 

Unter  den  beiden  Arten  der  Wahl  wird  also  die  eine,  welche  das 
Prinzip  der  Erblichkeit  nicht  umstösst,  sondern  wenn  dasselbe  nicht 
durchführbar  ist,  nur  stellvertretungsweise  vorgenommen  wird,  nicht 
verpönt;  dagegen  wird  die  Wahl  mit  Ausschluss  der  Erblichkeit  als 
für  das  monarchische  Prinzip  schädlich  zurückgewiesen.  Diese  Wahl- 
reiche hätten  von  jeher  nicht  nur  in  Beziehung  auf  sich  selbst  unglück- 
selige Gebilde  dargestellt,  sondern  auch  in  Beziehung  auf  andere 
Staaten,  als  Mitglieder  eines  Staatensystems,  seien  sie  von  unheil- 
vollem Einflüsse  gewesen.  Zum  Glück  seien  sie  jetzt  in  Europa  gänz- 
lich verschwunden  und  mit  ihnen  die  Gefahr,  dass  bei  der  Erledigung 
des  Polnischen  Königs-  oder  Deutschen  Kaiserhauses  Kriege  entstehen 
könnten,  die  mehr  als  den  halben  Weltteil  in  Flammen  setzen. 

10  Polit.  Theorien. 
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'Die  Unabhängigkeit  des  Fürsten  vom  Volke  setzt  also  das  Prinzip 
der  Erblichkeit  seiner  Würde  voraus.  Zur  Unabhängigkeit  des  Fürsten 
gehört  aber  noch  ein  weiteres:  Es  ist  die  Unverletzlichkeit  der  Person 
des  Fürsten. 

«Die  Unverletzlichkeit,  d.  i.  dass  der  Fürst  für  seine  Person  nicht 
zur  Verantwortung  und  also  auch  nicht  zur  Strafe  gezogen  werden 
kann,  versteht  sich  in  der  echten  Monarchie  ganz  von  selbst;  denn  wer 
könnte  ihn  hier  rechtlich  zur  Verantwortung  ziehen?  Wird  das  den- 
noch als  Artikel  in  unsern  neuen  Konstitutionen  aufgenommen,  so  ist 
es  entweder  überflüssig,  oder  ungereimt.  Ueberflüssig  in  der  ächten 
Monarchie»  (denn  in  der  echten  Monarchie  versteht  sich  das  nach 
Heeren  von  selbst);  «ungereimt  in  der  unächten,  wo  dem  Volk  die 
Souveränität  beigelegt  wird»  (Hier  ist  nun  klar  ausgedrückt,  was 
Heeren  unter  einer  Pseudo-Monarchie  versteht);  «denn  es  ist  wider- 
sprechend, einem  Untergeordneten»  (gemeint  ist  der  Monarch  in  einer 
unechten  Monarchie)  «die  NichtVerantwortlichkeit  gegen  den  Höhern» 
(gemeint  ist  das  souveräne  Volk)  «beizulegen.  Auch  wissen  wir,  dass 
in  solchen  Staaten,  trotz  aller  Erklärungen  auf  dem  Papier,  der  Weg1- 
zur  Absetzung,  zum  Kerker,  und  selbst  zum  Blutgerüst  den  Fürsten 
zu  jeder  Zeit  offen  steht.»  11 

Es  sei  hier  eine  kurze  Zwischenbemerkung  eingefügt.  Wir  finden 
in  verschiedenen  eben  gehörten  Worten  des  Verfassers  die  Bestäti- 
gung unserer  obigen  Ausführungen.  Wir  behaupteten,  dass  es  dem 
Verfasser  eben  doch  eigentlich  darum  zu  tun  sei,  dem  Vordringen  der 
Demokratie  durch  genaue  Klarstellung  des  monarchischen  Prinzips 
eine  gewisse  Schranke  entgegenzusetzen.  Die  Gefahren  der  demokra- 
tischen Stürme  sind  in  Europa  vorbei  (S.  436)  12,  aber  sie  tauchen  ein- 
fach in  neuer,  verschleierter,  aber  für  das  monarchische  Prinzip  in 
um  so  gefährlicherer  Gestalt  auf,  weil  diese  monarchischen  Republiken 
gar  nicht  leicht  als  solche  erkannt  werden  und  unter  dem  Deckmantel 
von  monarchischen  Staatsformen  auftreten  und  gar  oft  fälschlicher- 
weise wirklich  für  Monarchien  gehalten  werden.  Das  Kennzeichen 
einer  solchen  unechten  Monarchie  ist  aber  die  Volkssouveränität;  der 
blosse  Name  «Monarchie»  sollte  keinen  wirklich  monarchisch  Gesinn- 
ten über  das  wahre  Wesen  einer  solchen  Staatsform  täuschen.  Die 
Warnung  an  alle  monarchisch  Gesinnten  ist  wohl  die  der  Heerenschen 
Darstellung  zugrunde  liegende  Absicht.  — 

Wir  fahren  in  der  Darstellung  der  Gedanken  des  Verfassers  weiter: 
(S.  440)  13   Der  Begriff  der  Souveränität  schliesst  in  sich: 

2.  «Dass  in  den  Angelegenheiten  des  Staates  nichts  ohne  und  gegen 
den  Willen  des  Souveräns  geschehen  darf.» 

Es  scheint  hier  dem  Verfasser  in  erster  Linie  das  Veto  vorzu- 
schweben, aber  er  meint  jedenfalls  nicht  nur  dieses,  sondern  er  fordert 
wahrscheinlich,  dass  überhaupt  jeder  wichtige  Staatsakt  erst  durch 
Sanktionierung  von  Seiten  des  Monarchen  rechtsgültig  werde. 

Wo  Staatsakte  ohne  oder  sogar  gegen  den  Willen  des  Monarchen 
vollzogen  werden,  «bleibt  er  nicht  der  Höchste,  er  hört  auf,  Souverän 
(supremus)  zu  sein.»  Heeren  nennt  die  eben  ausgesprochene  Forde- 
rung eine  Grundbestimmung,  welche  aus  der  Natur  der  Dinge  hervor- 

11  Polit.  Theorien,  S.  439,  440. 
12,  13  Polit.  Theorien. 
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gehe.  Bei  genauer  Rücksichtnahme  auf  diesen  zweiten  Grundsatz  der 
Souveränität  in  'Monarchien  lasse  sich  klar  und  eindeutig  das  Verhält- 
nis bestimmen,  «in  welchem  in  konstitutionellen  Monarchien  der  Sou- 
verän gegen  das  Volk  oder  dessen  Bevollmächtigte»  stehen  müsse. 

Im  folgenden  (S.  440 — 446)  14  wird  nun  dieses  sehr  interessante 
Verhältnis  zwischen  dem  Machtbereich  des  Fürsten  und  dem  Macht- 
bereich der  Kammern  ziemlich  ausführlich  dargestellt.  Bevor  wir  aber 
darauf  eingehen,  wollen  wir  uns  noch  einmal  die  Ergebnisse  der  bis- 
herigen Untersuchungen  vor  Augen  halten.  Die  Erfordernisse,  welche 
zu  einer  echten  Monarchie  im  Heerenschen  Sinne  unumgänglich  not- 
wendig sind,  bestehen  also  aus  den  beiden  folgenden  Grundbestim- 
mungen. 

Die  Souveränität  verlangt:  1.  Die  Erblichkeit  und  Unverletzlich- 
keit des  Fürsten.  2.  Die  Zustimmung  des  Fürsten  zu  jedem  wichtigen 
Staatsakt. 

Nun  gehen  wir  über  zur  Betrachtung  der  Heerenschen  Ansichten 
betreffs  des  Verhältnisses  zwischen  Kammern  und  Fürsten.  Natürlich 
stehen  auch  diese  Ausführungen  mit  der  Souveränität  des  Fürsten  im 
Zusammenhang.  Sie  behandeln  aber  zugleich  die  Rechte  der  Volks- 
vertretung. 

B.  Das  Verhältnis  der  Rechte  des  Fürsten  zu  den  Rechten 
der  Volksvertretung  in  einer  konstitutionellen  Monarchie. 

Nach  Heeren  lässt  sich  dieses  Verhältnis  genau  bestimmen.  Es 
ist  dabei  nur  acht  zu  geben,  dass  die  2.  Grundbestimmung  (die  Zustim- 
mung des  Fürsten  zu  jedem  wichtigen  Staatsakt)  nicht  verletzt  werde. 

In  konstitutionellen  Monarchien  anerkennt  Heeren  eine  Volks- 
behörde, gewöhnlich  Kammern  genannt.  Diese  Behörde  hat  das  Volk 
bei  dem  Fürsten  zu  vertreten.  Falsch  sei  die  zwar  öfters  gehegte  Ab- 
sicht, wonach  die  Kammern  das  Volk  gegen  den  Fürsten  zu  vertreten 
hätten.  Kammern  wie  Fürst  sollen  das  gleiche  Interesse  im  Auge 
behalten:  Das  Wohl  des  Staates. 

Die  Kammern  sollen  nicht  eine  bloss  beratende,  sondern  eine  mit- 
beschliessende  Behörde  sein.  Wenn  der  Fürst  Souverän  bleiben  will, 
so  müssen  die  Kammern  in  einer  gewissen  Abhängigkeit  von  ihm 
stehen.  Wem  es  um  die  «Aufrechterhaltung  des  monarchischen  Prin- 
zips» zu  tun  ist,  der  muss  sich  vor  allem  Klarheit  darüber  verschaffen, 
welche  Rechte  gegenüber  der  Volksvertretung  dem  Fürsten  verbleiben 
müssen. 

(S.  441.) 15  Zur  Erhaltung  des  monarchischen  Prinzips  ist  nicht 
notwendig,  «dass  die  Versammlung  aus  zwei  Ka'mmern  bestehe,  wovon 
die  eine  aus  nicht  gewählten  Mitgliedern  zusammengesetzt  ist,  die  ent- 
weder durch  Geburt  oder  durch  die  Ernennung  des  Fürsten  ihre  Plätze 
erhalten».  Es  kann  dies  zwar  für  eine  Monarchie  von  Vorteil  sein. 
Aber  auch  in  Adelskammern  hat  sich  zuweilen  eine  mächtige  Opposi- 
tion bilden  können.  «Die  Rechte  des  Fürsten  im  Verhältnis  gegen  die 
Kammern,  insoweit  sie  aus  dem  Begriff  der  Souveränität  fliessen, 
lassen  sich  unter  drei  Klassen  bringen:  Rechte  in  Beziehung  auf  die 
äussere  Form,  in  Beziehung  auf  die  zu  verhandelnden  Gegenstände, 

14,  15  Polit.  Theorien. 
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(S.  442)  16  endlich  in  Beziehung  auf  den  Anteil  des  Fürsten  an  der 
Beratung  und  seinen  Einfluss  auf  dieselbe.» 

1.  Rechte  in  Beziehung  auf  die  äussere  Form. 

(S.  442.)  17  «In  Beziehung  auf  die  äussere  Form  liegt  es  im  Be- 
griffe der  Souveränität,  dass  die  Kammern  dem  Fürsten  streng  unter- 
geordnet sind.»  Diese  äusseren  Formen  sind  nicht  nebensächlich;  sie 
dienen  der  Souveränität  des  Monarchen  als  Schutzwehr,  als  Schranke, 
gegen  allfällig  drohende  Uebergriffe  dieser  Versammlungen;  sie  be- 
schützen den  (Monarchen  vor  den  Eingriffen  der  Kammern  in  seine 
fürstliche  Souveränität.  Diese  Formen  «müssen  durch  die  Verfas- 
sungsurkunde bestimmt  sein;  dem  Fürsten  liegt  es  ob,  sie  aufrecht  zu 
erhalten.» 

Was  versteht  Heeren  unter  diesen  Formen?  «Die  Kammern  dür- 
fen sich  nicht  ohne  und  gegen  .den  Willen»  des  Fürsten  «versammeln» 
(dies  folgt  ja  schon  aus  der  oben  angeführten  2.  Grundbestimmung  der 
Souveränität  in  Monarchien),  «sondern  infolge  seiner  Aufforderung; 
sie  werden  durch  ihn  eröffnet,  prorogiert,  von  ihm  geschlossen»;  zu 
jeder  Zeit  muss  ihm  das  Recht  der  Auflösung  der  Kammern,  sowie  die 
Ausschreibung  von  Neuwahlen  zustehen.  «Wo  Kammern  sich  aus 
eigener  Autorität  versammeln,  prorogieren  iund  aufheben  können,  ge- 
schieht schon  die  Versammlung  «ohne»  den  Willen  des  Fürsten,  was 
mit  der  Souveränität  unverträglich  ist;  und  gewiss  auch  bald  «gegen» 
denselben.  Eine  von  dem  Fürsten  unauflösliche  Kammer  steht  aber 
schon  an  und  für  sich  über  dem  Fürsten.» 

Es  kann  leicht  soweit  kommen,  dass  eine  solche  Versammlung 
dem  Fürsten  gegenüber  selber  den  Tyrannen  spielt.  Und  noch  ein 
weiterer  Uebelstand  haftet  einer  solchen  ihre  Dauer  selbst  bestimmen- 
den Versammlung  an:  Der  Fürst  besitzt  kaum  ein  Mittel,  sich  zu  über- 
zeugen, ob  denn  diese  Vertreter  wirklich  immer  noch  den  eigentlichen 
Volkswillen  ausdrücken,  da  ihm  ja  das  geeignetste  Mittel,  sich  darüber 
Klarheit  zu  verschaffen,  die  Auflösung  der  Versammlung,  in  diesem 
Falle,  benommen  sein  würde.  Also  stehen  derartige  Kammern  nicht 
nur  im  Widerspruch  zum  Interesse  des  Fürsten,  sondern  sie  sind  auch 
dem  Interesse  des  Volkes  völlig  entgegen. 

Hier  hat  Heeren  eine  sonderbare  Uebereinstimmung  zwischen  dem 
Interesse  des  Volkes  und  demjenigen  des  Monarchen  gegenüber  den 
Ausartungen  des  Machtzuwachses  gewisser  Versammlungen  richtig 
herausgefunden.  Nicht  nur  das  monarchische  Prinzip,  sondern  auch 
das  Volk  hat  ein  Interesse  daran  (S.  443)  18,  «dass  eine  gewählte  Kam- 
mer stets  von  dem  Fürsten  auflöslich  ist.» 

Die  monarchische  Gewalt  (Fürst)  und  die  demokratische  (Kam- 
mern) stehen  durch  diese  Einrichtung,  der  Unterordnung  der  Kammern, 
ihrer  Form  nach  unter  dem  Fürsten  in  einem  für  das  Staatswohl  gün- 
stigen Gleichgewichtszustand.  Die  Ausartung  in  Parlamentsdespotie 
wird  dadurch  verhindert. 

16,  17,  18  Polit.  Theorien. 
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2.  Rechte  in  Beziehung  auf  die  in  den  Kammern  zu 
verhandelnden  Gegenstände. 

a)  Aeussere  Angelegenheiten. 
Gerade  über  diesen  Punkt  muss  es  von  besonderem  Interesse  sein, 
die  Ansicht  des   gut  monarchisch  gesinnten  Verfassers   kennen  zu 
lernen. 

Heeren:  Die  äusseren  Angelegenheiten  sollen  gänzlich  dem  Wir- 
kungskreis des  Fürsten  untergestellt  werden.  Es  heisst  wörtlich:  Wir 
müssen  verlangen,  «dass  alle  äussern  Verhältnisse  des  Staats  ihnen» 
(der  Volksvertretung)  völlig  fremd  bleiben  und  gänzlich  in  den  Händen 
des  Fürsten  bleiben  müssen.  Der  Fürst  muss  in  «den  Verhandlungen 
mit  andern  Staaten  von  diesen  als  Repräsentant  seines  Staates  be- 
trachtet werden,  sonst  können  sie  nicht  mit  ihm  mit  Sicherheit  unter- 
handeln. Geschieht  dies  nur  sub  spe  rati,  so  wird  er  von  ihnen  nicht 
mehr  als  «Souverän»  betrachtet,  sondern  als  einem  Höhern  unter- 
geordnet. Die  Erhaltung  des  monarchischen  Prinzips  erfordert  also 
nach  unserer  Ansicht  unbedingt,  dass  nicht  nur  alle  Handels-  und 
Allianzverträge  durch  ihn  geschlossen  werden,  sondern  Kriegserklä- 
rungen und  Friedensschlüsse  bloss  von  ihm  abhängen. 

Haben  denn  die  Kammern  gar  nichts  zur  äussern  Politik  zu  sagen? 

Die  Zugeständnisse,  welche  Heeren  in  dieser  Hinsicht  dem  Parla- 
ment machen  will,  sind  sehr  gering.  Er  fährt  fort:  «Dies  schliesst 
aber  keineswegs  aus,  dass  in  den  Kammern  nicht  über  auswärtige  Ver- 
hältnisse gesprochen,  dass  geschlossene  Verträge  usw.  nicht  beurteilt, 
nicht  billigend  oder  missbilligend  erwähnt  werden  dürften.» 

Was  hat  aber  eigentlich  diese  (Besprechung  äusserer  Verhältnisse, 
diese  Beurteilung  geschlossener  Verträge,  die  Billigung  oder  Miss- 
billigung irgendwelcher  Regierungsakte  von  Seiten  der  Volksvertre- 
tung für  einen  Zweck,  wenn  nicht  damit  die  Absicht  verbunden  würde, 
auf  die  Regierung  Einfluss  zu  gewinnen,  einen  Druck  auf  dieselbe  aus- 
zuüben oder  gegebenenfalls  durch  lobende  Zustimmung  sie  in  ihrer 
Politik  zu  ermuntern?  Wenn  es  den  Kammern  durchaus  unmöglich 
wäre,  irgendwelchen  Einfluss  durch  ihre  Reden  auf  die  Regierung  zu 
gewinnen,  so  würden  sie  Gefahr  laufen,  zu  einer  schwatzenden  Be- 
hörde, die  man  nicht  ernst  nimmt,  herabzusinken. 

Von  dieser  indirekten  Beeinflussung  zur  direkten  Mitwirkung  an 
den  äussern  Angelegenheiten  ist  der  Uebergang  beinahe  fliessend, 
Heeren  will  aber  hier  eine  sichere  Schranke  aufrichten,  indem  er 
immer  der  direkten  Einmischung  der  Kammern  in  die  Verträge  mit 
fremden  Staaten  durchaus  ablehnend  gegenübersteht.  Die  erwähnten 
Ausdrücke,  dass  die  äussern  Verhältnisse  den  Kammern  völlig  fremd 
und  gänzlich  in  den  Händen  des  Fürsten  bleiben  müssten,  ferner,  dass 
diese  Angelegenheiten  bloss  von  ihm,  dem  Fürsten,  abhängen  sollen, 
legen  die  Vermutung  nahe,  dass  Heeren  auch  diesen  indirekten  Einfluss 
der  Volksvertretung  auf  die  Regierung  nicht  gerne  allzu  gross  werden 
lässt. 

b)  Innere  Angelegenheiten. 
Es  bleiben  also  die  innern  Angelegenheiten  allein  übrig,  über  welche 
die  Kammern  bestimmte  Verfügungen  treffen  können.    Aber  auch  hier 
sind  sie  nicht  allmächtig.    Heeren  nennt  sie  eine  mitbeschliessende 
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Behörde.  Er  sagt:  «Der  Wirkungskreis  der  Kammern,  als  mitbe- 
schliessende  Behörde,  beschränkt  sich  also  nur  auf  die  «innern  Ange- 
legenheiten, Gesetzgebung»  und  «Besteuerung».  Immerhin  überlässt 
er  ihnen  in  dieser  Richtung  einen  grossen  Spielraum  zur  Betätigung. 

Dem  Fürsten  soll  dagegen  das  Recht  der  Annahme  oder  Verwer- 
fung der  Beschlüsse  der  Kammern  zukommen  (vgl.  Polit.  Theor. 
S.  445).  Was  letzteres  anbetrifft,  so  tritt  Heeren  entschieden  für  die 
ungeschmälerte  Beibehaltung  des  Vetos  ein:  Auch  wenn  diese  Einrich- 
tung zur  blossen  Form  herabgesunken  wäre,  so  könnte  sie  doch,  wenn 
zufällig  die  wechselnden  Zeitumstände  es  forderten,  dem  monar- 
chischen Prinzip  von  grossem  Nutzen  sein.  Eine  Selbstverständlich- 
keit erscheint  Heeren,  dass  das  Veto  nicht  nur  etwa  beschränkt  sein  und 
z.  B.  nur  ein-  oder  zweimal  Geltung  haben  solle. 

3.  Rechte  in  Beziehung  auf  den  Anteil  des  Fürsten  an  der 
Beratung  und  seinen  Einfluss  auf  dieselbe. 

(S.  444,  445.)  19  Das  monarchische  Prinzip  setzt  voraus,  dass 
dem  Fürsten  das  Recht  zustehe,  Anträge  und  Gesetzesvorschläge  an 
die  Kammern  zu  bringen;  er  besitzt,  nach  der  Kunstsprache,  das  Recht 
der  «Initiative».  Dieses  Recht  kommt  ihm  aber  nicht  allein  und  aus- 
schliesslich zu,  er  ist  nicht  die  alleinige  Quelle  der  Gesetzgebung. 

«Unter  der  Voraussetzung,  dass  dem  Fürsten  das  Recht  der  An- 
nahme oder  Verwerfung  bleibt,  scheint  die  ausschliessliche  Initiative 
kein  notwendiges  Element  der  Souveränität  zu  sein;  sie  völlig  den 
Kammern  zu  verweigern,  wäre  selbst  zweckwidrig,  da  es  ihnen  frei 
stehen  muss,  Bedürfnisse  der  Nation  zur  Sprache  zu  bringen.» 

Nun  macht  Heeren  wieder  eine  Bemerkung,  welche  die  Bedeutung 
der  Kammern  einzuschränken  trachtet.  Es  heisst:  «Aber  dieser 
Zweck»  (d.  h.  die  Bedürfnisse  der  Nation  zur  Sprache  zu  bringen) 
«kann  auch  erreicht  werden,  wenn  es  den  Kammern  nur  eingeräumt  ist, 
unter  bestimmten  Formen  die  Regierung  um  einen  Gesetzesvorschlag 
zu  ersuchen;  so  dass  dieser  dennoch  allein  die  förmliche  Initiative  ver- 
bleibt.» 

Das  monarchische  Prinzip  erfordert,  dass  der  Fürst  Vorschläge  an 
die  Kammern  bringen  darf.  Es  folgt  daraus,  «dass  er  auch  die  «Mittel» 
haben  muss,  die  Kammern  von  der  Zweckmässigkeit  und  Notwendig- 
keit dieser  Vorschläge  zu  überzeugen  und  sie  zu  der  Annahme  der- 
selben zu  bewegen.»  Dieses  versteht  Heeren  unter  dem  Einfluss, 
welcher  von  Monarchen  auf  die  Kammern  ausgeübt  werden  dürfe  und 
solle.  Dazu  bedient  er  sich  am  besten  der  Minister.  (S.  446.)  20  «Die 
Minister  also  sollen  Sitz  und  Vortrag  in  den  Kammern  haben.  .  .  . 
Nichts  ist  widersinniger,  als  die  Beschränkung,  oder  gar  die  Aus- 
schliessung der  Minister  von  den  Kammern,  um,  wie  man  sagt,  den  zu 
grossen  Einfluss  der  Regierungen  zu  hindern.  Nur  jene  falsche  An- 
sicht, dass  Regierung  und  Kammern  sich  feindlich  einander  gegenüber- 
stehen, hat  solche  Massregeln  herbeiführen  können.  Wenn  aber  Fürst 
und  Kammern  sich  miteinander  verständigen  sollen,  durch  wen  kann 
«s  besser  als  durch  die  Minister  geschehen,  die  am  besten  die  Gründe 
der  Vorschläge  kennen  müssen,  die  von  ihnen  herkommen?» 

19,  20  Polit.  Theorien. 
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Die  Souveränität  in  Monarchien  schliesst  ein:  (S.  446)  21  «Dass 
der  Fürst  sich  seine  Diener  und  Ratgeber,  seine  Minister  und  seinen 
Staatsrat  nach  eigenem  Ermessen  wählen  und  sie  wiederum  entlassen 
kann.»  «Kammern,  die  sich  das  Recht  anmassen,  ihrem  Fürsten  seine 
Diener  oder  Räte  vorzuschreiben,  greifen  dadurch  nicht  bloss  in  die 
Sphäre  der  Regierung  ein,  sondern  erklären  auch  ihren  Fürsten  auf 
immer  für  unmündig,  sich  selber  aber  für  eine  Faktion,  die  jede  andere 
Stimme,  als  die  ihrige,  schon  im  voraus  verstummen  machen  will.» 

Heeren  berührt  damit  jenes  den  Charakter  einer  Staatsform  deut- 
lich kennzeichnende  Verhältnis.  Es  ist  dies  die  Frage,  ob  der  Minister, 
wenn  die  Mehrheit  der  Kammer  zur  Opposition  übergegangen  ist,  auf 
seinem  Posten  bleibt  oder  demissioniert.  Das  erste  tut  der  Minister 
in  einem  wirklich  monarchischen  Staate,  das  zweite  in  einem  demo- 
kratischen. Aber  hier  ist  tatsächlich  die  Grenzlinie  doch  nicht  so 
leicht  zu  ziehen,  wie  Heeren  meint.  Wenn  ein  Volk  oder  die  Mehrheit 
des  Parlaments  mit  der  Regierung  unzufrieden  ist  und  dieses  in  der 
Presse  sowohl  als  auch  in  der  Versammlung  der  Abgeordneten  laut 
verkündet,  und  der  Monarch,  weil  er  es  für  besser  findet,  seinen  Diener 
zu  entlassen,  hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  weil  des  Volkes  Stimme 
sich  gegen  das  Ministerium  vernehmen  lässt,  dem  Parlament  nachgibt 
--  ist  dadurch  nun,  fragen  wir,  das  Prinzip  einer  echten  Monarchie  ver- 
letzt oder  nicht? 

Wenn  z.  B.  Kammern  nun  einmal  gegen  die  Regierung  eingenom- 
men sind,  so  kann  man  doch  von  ihnen  unmöglich  verlangen,  dass  sie 
gute  Miene  zu  bösem  Spiele  machen.  Es  ist  in  diesem  Falle  gar  nichts 
andeies  denkbar,  als  dass  die  Kammern  fortwährend  Beschwerden 
vorbringen  und  immer  wieder  ihre  Missstimmung  bei  jeder  Gelegenheit 
laut  werden  lassen,  bis  sie  ihren  Willen  durchgesetzt  haben  und  der 
Fürst  seiner  Diener  durch  einen  andern  schliesslich  doch  ersetzt;  es 
.sei  denn,  dass  der  Unwille  über  die  Regierung  nur  leichter  oder  vor- 
übergehender Natur  sei. 

Freilich  muss  in  einer  echten  Monarchie  der  Fürst  die  Gewalt 
haben,  seinen  Minister  zu  schützen,  seinen  Sturz  hinauszuschieben,  so 
lange  er  will;  er  muss  auch,  wenn  es  ihm  gefällt,  die  Kammern  auf- 
lösen können.  Aber  der  Ausdruck  Heeren's:  «Kammern,  die  sich  das 
Recht  anmassen,  ihrem  Fürsten  seine  Diener  oder  Räte  vorzuschrei- 
ben», entbehrt  nicht  der  Zweideutigkeit.  Die  Zweideutigkeit  liegt  in 
dem  Worte  «vorschreiben». 

Wenn  damit  gemeint  ist,  dass  die  Kammern  durch  äussere  Macht- 
mittel, welche  allenfalls  in  der  Verfassungsurkunde  ihre  Stütze  finden, 
dem  Fürsten  ihren  Willen  aufzwingen  wollen,  und  dieser  gleichsam 
aus  Heteronomie  gezwungen,  seinen  Diener  entlässt,  so  scheint  dies 
allerdings  dem  monarchischen  Prinzip  zuwider  zu  laufen.  Wenn  man 
aber  dem  Worte  «vorschreiben»  einen  andern  Sinn  unterlegen  würde, 
und  darunter  verstände,  dass  die  Kammern  zwar  nicht  durch  äussere 
Machtmittel,  sondern  durch  moralischen  Zwang  beim  Fürsten  ihren 
Willen  durchzusetzen  versuchten,  d.  h.  dass  sie  die  Absicht  hätten, 
durch  ihre  Opposition,  ihre  Beschwerden,  beim  Fürsten  die  Ueberzeu- 
gung  hervorzurufen,  dass  er  im  Unrecht  sei,  so  dass  er  moralisch 
gezwungen,  gleichsam  aus  Autonomie  einen  Ministerwechsel  vor- 
nehmen würde,  wäre  in  diesem  Falle  das  monarchische  Prinzip  durch- 
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brechen?  Ich  glaube  nicht,  dass  Heeren  dem  Worte  «vorschreiben» 
diesen  Sinn  beilegt;  denn  würde  auch  diese  Möglichkeit  der  Einwir- 
kung der  Kammern  auf  den  Fürsten  in  einer  echten  Monarchie  unstatt- 
haft sein,  so  würden  damit  die  Kammern  wieder  (wie  ich  dies  oben 
hinsichtlich  ihres  Einflusses  auf  die  äusseren  Angelegenheiten  schon 
bemerkt  habe)  zu  einer  schwatzenden  Scheinbehörde  degradiert 
werden,  was  doch  kaum  der  Anschauungsweise  Heeren's  entsprechen 
würde. 

Aber  wie  gesagt,  hier  ist  eine  feste,  genau  bestimmte  Grenzlinie 
zwischen  monarchischem  und  demokratischem  Prinzip  fast  unmöglich 
zu  ziehen.  In  der  Praxis  wird  es  eben  schwer  halten,  dass  die  eine 
Partei  dabei  stehen  bleibt,  bloss  durch  moralische  Ueberzeugungs-  oder 
Vernunftgründe  auf  die  andere  einzuwirken.  Wenn  keine  Partei  nach- 
geben will,  weil  jede  von  der  Richtigkeit  ihrer  Absicht  überzeugt  ist,  sa 
wird  diejenige,  welche  sich  für  die  stärkere  hält,  die  blosse  Ueber- 
redungskunst  bald  aufgeben  omd  zu  andern  Mitteln  greifen,  um  ihre 
Absicht  zu  verwirklichen.  Entweder  wird  der  Monarch  die  Kammern 
auflösen,  oder  diese  werden  durch  Drohungen  den  Fürsten  einzu- 
schüchtern versuchen  oder  gar  zur  Revolution  ihre  Zuflucht  nehmen. 
Meeren  aber,  scheint  es,  bestreitet  (S.  446)  22  den  Kammern  das  Rechte 
eine  solche  Einschüchterungstaktik  auszuüben.  Sie  ist  aber  gar  nicht 
zu  vermeiden,  wenn  Monarch  und  Kammern  oder  Volk  im  Konflikte 
miteinander  sind  und  der  Monarch  nicht  nachgibt.  Nur  wenn  die 
Volksvertretung  sich  bescheidet,  die  Rolle  einer  bloss  beratenden  Be- 
hörde zu  spielen,  wäre  dies  möglich. 

Die  grossen  Schwierigkeiten  in  einer  konstitutionellen  Monarchie 
(die  sich  in  der  Praxis  ergeben),  hier  die  schützende  Schranke  um  das 
monarchische  Prinzip  herumzuziehen,  sind  offenbar  Heeren  entgangen. 
Wenigstens  würde  man  es  seinen  Worten  kaum  ansehen,  dass  er  das 
diese  Beziehungen  in  sich  fassende  Problem  gründlich  erfasst  hätte. 

Geben  wir  einen  kurzen  Ueber-blick  über  die  Ergebnisse  dieses 
Abschnittes.    Der  Monarch  besitzt  gegenüber  den  Kammern: 

1.  gewisse  Rechte  in  Beziehung  auf  die  äussere  Form:  Heeren 
meint  damit,  es  gehöre  zu  den  Machtbefugnissen  des  Fürsten,  die 
Kammern  einzuberufen  und  aufzulösen. 

2.  Rechte  in  Beziehung  auf  die  zu  verhandelnden  Gegenstände: 
Alle  äussern  Angelegenheiten  gehen  die  Kammern  unmittelbar  nichts 
an.  Sie  sind  allein  Sache  des  Fürsten.  Nur  die  Innern  Angel egen- 
heiten  (Gesetzgebung  und  Besteuerung)  sind  Sache  der  Kammern,  aber 
nicht  ausschliesslich.  Der  Fürst  muss  zu  Beschlüssen  der  Kammern 
seine  Genehmigung  erteilen,  wenn  sie  Rechtskraft  bekommen  sollen: 
ferner  muss  er  das  Recht  haben,  gegebenenfalls  sein  Veto  aussprechen 
zu  können. 

3.  Rechte  in  Beziehung  auf  den  Anteil  des  Fürsten  an  der  Beratung 
und  seinen  Einfluss  auf  dieselbe:  Es  muss  ihm  gestattet  sein,  selbst 
Gesetzesvorschläge  den  Kammern  zur  Beratung  und  Abstimmung  vor- 
zulegen. Als  Organ  benutzt  er  dazu  am  besten  seine  Minister,  welche 
deshalb  den  Versammlungen  beiwohnen. 

Endlich  dürfen  die  Kammern  den  Fürsten  nicht  durch  äussere 
Machtmittel  zwingen  wollen,  seine  Minister  zu  entlassen,  weil  dieses 
gegen  das  monarchische  Prinzip  Verstössen  würde.  — 

22  Polit.  Theorien. 
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Damit  haben  wir  in  Umrissen  gezeigt,  wie  sich  Heeren  diese 
Grenzlinie  zwischen  echter  und  falscher  Monarchie  gedacht  hat,  was 
das  Verhältnis  des  Monarchen  zu  den  Kammern  anbelangt.  Heeren 
will  natürlich  keine  eigentliche  Staatsrechtslehre  der  Monarchie  geben, 
sondern  legt  seiner  Darstellung  selber  bloss  die  Bezeichnung  «allge- 
meine Umrisse»  bei. 

(S.  447.)  23  «Es  war  nur  unsere  Absicht,  in  allgemeinen  Umrissen 
die  Verhältnisse  anzudeuten,  in  welchen  Fürsten  gegen  ihre  Kammern 
stehen  müssen,  wenn  das  monarchische  Prinzip  aufrecht  erhalten 
werden  soll.  Es  bleibt  den  Politikern  überlassen,  diese  Umrisse  weiter 
auszuführen.» 

(Schliesslich  [S.  448]  24  fragt  Heeren  noch,  von  wem  eine  Konsti- 
tution ausgehen  müsse,  wenn  noch  keine  vorhanden  sei.  Seine  Ant- 
wort lautet:  «Von  dem  Souverän;  also  in  monarchischen  Staaten  von 
dem  Fürsten,  in  Republiken  von  dem  Volk  oder  dessen  Stellver- 
tretern.») 

Für  uns  ist  nun  hauptsächlich  folgende  Frage  von  Interesse:  Mit 
welchen  frühern  Autoren  stimmt  die  Heerensche  Anschauung  von  einer 
echten  Monarchie  und  von  der  Souveränität  in  Monarchien  am  meisten 
überein?  Man  wird  kaum  fehlgehen,  wenn  man  in  Montesquieu  und 
gewissen  Abschnitten  seines  Esprit  des  Loix  das  eigentliche  Vorbild 
Heeren's  sucht. 

Die  grosse  Uebereinstimmung  Montesquieu's  mit  Heeren  nachzu- 
weisen, bilde  also  unsere  nächste  Aufgabe. 


3.  Abschnitt. 

Heeren  und  Montesquieu. 

I.  Allgemeine  Bemerkungen. 

In  der  Geschichte  der  neuern  Historiographie  von  Eduard  Fueter 
lernt  man  Heeren  als  Hauptvertreter  der  Schule  Montesquieu's  in 
Deutschland  kennen. 25 

Welches  ist  nun  das  gemeinsame  Band,  das  Heeren  und  Montes- 
quieu umschlingt,  welches  ist  das  Verwandte  und  Gemeinsame  in  der 
Geistesrichtung  beider  Männer? 

Bei  der  Lektüre  des  Esprit  des  Loix  einerseits  und  der  Heeren- 
schen  Werke,  in  welchen  Verfassungsfragen  zur  Behandlung  kommen 
(wie  z.  B.  die  oben  angeführte  Abhandlung:  Ueber  die  Entstehung  der 
politischen  Theorien  usw.  —  Der  Deutsche  Bund  in  seinen  Verhält- 
nissen zu  dem  Europäischen  Staatensystem  bei  Eröffnung  des  Bundes- 
tages dargestellt.  1817.  —  Gesch.  des  Europ.  Staatensystems  u.  a.  m.) 
anderseits,  wird  man  bei  beiden  Autoren  eine  grosse  Vorliebe  für  das 
monarchische  System  entdecken.  Gerade  darin  liegt  zum  Teil,  nach 
meiner  Ansicht,  das  Gemeinsame  der  beiden  Gelehrten,  und  es  kommt 
noch  hinzu,  dass  beiden  ungefähr  das  gleiche  Ideal  einer  gewissen 
Monarchie  vorschwebt,  was  weiter  unten  nachgewiesen  werden  soll. 

2S,  24  Polit.  Theorien. 

25  Ed.  Fueter:  Geschichte  der  neuern  Historiographie,  München  u.  Berlin,  1911 
(Oldenburg)  4.  Buch  C.  II. 
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Zunächst  soll  nun  gezeigt  werden,  wie  Heeren  sowohl  als  auch 
Montesquieu  von  dieser  Sympathie  für  die  Monarchie  durchdrungen 
sind  und  wie  sie  bei  jeder  Gelegenheit  hervorbricht  und  ihren  Stand- 
punkt bestimmt.  (Was  speziell  Heeren  anbetrifft,  so  dürfte  aus  dem 
vorigen  Kapitel  der  Beweis  zu  unserer  Behauptung  beinahe  schon  her- 
auszulesen sein.) 

Nach  der  verfassungsmässigen  Rechtsstellung  des  Staatsoberhaup- 
tes werden  unterschieden  die  Staaten  mit  verantwortlichem  und  die 
mit  unverantwortlichem  Staatsoberhaupt.  Letztere  sind  die  Monar- 
chien, die  teils  Autarchien,  teils  konstitutionelle  Monarchien  sind,  in 
denen  der  Landesherr,  obwohl  nicht  persönlich  haftbar,  durch  die  Ver- 
fassung gebunden  ist.  26 

Montesquieu  ist  bekanntlich  ein  heftiger  Gegner  der  Autarchie 
oder  Autokratie,  von  ihm  gewöhnlich  Despotismus  genannt.  Im  «Esprit 
des  Loix»  heisst  es:  «La Monarchie  se  perd,  lorsque  lePrince  rappor- 
tant  tout  uniquement  ä  lui,  appelle  l'Etat  ä  sa  Capitale,  la  Capitale  ä 
sa  Cour,  et  la  Cour  ä  sa  seule  personne.»  27 

«Le  principe  de  la  Monarchie  se  corrompt,  lorsque  les  premieres 
Dignites  sont  les  marques  de  la  premiere  Servitude,  lorsqu'on  öte  aux 
Grands  le  respect  des  Peuples,  et  qu'on  les  rend  de  vils  instruments 
du  Pouvoir  arbitraire.»  28 

Der  Despotismus  ist  ihm  die  Entartung  einer  Staatsform  schlecht- 
hin. In  ähnlicher  Weise  hat  auch  schon  Aristoteles  eine  Trennung 
zwischen  richtigen  Verfassungen  und  deren  Ausartungen  gemacht.  Zu 
den  ersten  zählt  er  Königtum,  Aristokratie  und  Politie;  zu  den  Aus- 
artungen Tyrannie,  Oligarchie  und  Demokratie  (Pöbelherrschaft) 20. 
Den  unterscheidenden  Charakter  glaubt  er  darin  zu  finden,  da^s  die 
ersteren  Verfassungen  seien,  welche  auf  den  gemeinsamen  Nutzen,  die 
letzteren  dagegen  solche,  welche  nur  auf  den  eigenen  Vorteil  der  Re- 
gierenden abzielten.  Letztere  «sind  despotischer  Art,  der  Staat  ist 
aber  eine  Gemeinschaft  freier  Leute». 30 

Für  Montesquieu  ist  die  Despotie,  die  Staatsform,  wie  sie  nicht 
sein  soll.  «L'inconvenient  n'est  pas,  lorsque  l'Etat  passe  d'un  Gouverne- 
ment modere  ä  un  Gouvernement  modere,  comme  de  la  Republique 
ä  la  Monarchie,  ou  de  la  Monarchie  ä  la  Republique;  mais  quand  il 
tombe  et  se  precipite  du  Gouvernement  modere  au  Despotisme.»  31 
«Le  principe  du  Gouvernement  Despotique  se  corrompt  sans-cesse, 
parce  qu'il  est  corrompu  par  sa  nature.  Les  autres  Gouvernements 
perissent,  parce  que  des  accidents  particuliers  en  violent  le  principe: 
celui-ci  perit  par  son  vice  interieur.  .  .  .»  32 

Also  die  Despotie  oder  die  Autokratie  (absolute  Monarchie)  —  sei 
es,  dass  letztere  im  Vergleich  zu  ersterer  bereits  als  identisch  be- 
trachtet wird;  sei  es,  dass  man  diese  als  eine  zu  jener  hinneigende 

26  Vergl.  Rivier,  Lehrbuch  des  Völkerrechts,  S.  250,  1899.  Verlag  F.  Enke 
Stuttgart,  2.  Auflage. 

27  De  l'Esprit  des  Loix,  Tome  premier.  A  Geneve,  chez  Barrillot  et  Fils,  Aus- 
gabe 1748,  B.  VIII.  Chap.  VI.  p.  184. 

28  E.  d.  L.,  B.  VIII,  Kap.  7,  S.  185. 

-9  Aristoteles,  Politik.  3.  Buch,  7.  Kapitel,  ebendaselbst  3.  Buch,  6.  Kapitel, 
übersetzt  von  Eug.  Rolfes,  S.  83. 

30  Seite  102,  8.  Kap.,  8.  Buch. 

31  E.  d.  L.   B.  VIII,  Kap.  8,  S.  186. 

32  E.  d.  L.  B.  VIII,  Kap.  10,  S.  188. 
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Uebergangsform  betrachtet 33  —  waren  nicht  ideale  Staatsformen  im 
Sinne  Montesquieu's. 

Welches  ist  aber  nun  diejenige  Art  der  Monarchie,  zu  welcher  sich 
Montesquieu  hingezogen  fühlt? 

Montesquieu  war  der  Theoretiker  der  politischen  Freiheit.  («La 
grande  originalite  de  Montesquieu  ce  sera  donc  d'avoir  ete  le  theori- 
cien  de  la  liberte  politique.») 34 

Während  sich  vorerst  die  französischen  politischen  Schriftsteller 
lediglich  mit  den  Rechten  des  Monarchen  beschäftigten,  änderte  sich 
das  später  um  so  mehr,  je  stärker  der  Einfluss  der  liberalen  Ideen  aus 
England  wurde.  Die  Freiheit  des  Bürgers  wurde  im  Verlaufe  des 
18.  Jahrhunderts  das  dominierende  Problem  der  politischen  Schrift- 
steller. Es  wurde  nach  derjenigen  Verfassung  gesucht,  die  diese  Frei- 
heit des  Bürgers  in  weitestgehendem  Masse  gewährleisten  konnte. 
Montesquieu  steht  ganz  unter  dem  Einfluss  dieser  Gedankenströmung. 
In  seinen  Jüngern  Jahren  fühlte  er  sich  durch  das  Studium  der  antiken 
Republiken  angezogen  und  ist  dieser  Art  Staatsform  durchaus  nicht 
abgeneigt.  Als  er  aber  später  auf  seinen  Reisen  die  damals  bestehen- 
den Freistaaten  wie  Venedig  usw.  aus  eigener  Anschauung  kennen 
lernte,  bekam  er  auch  gegenüber  der  republikanischen  Staatsform  eine 
ziemlich  starke  Abneigung;  denn  die  Wirklichkeit  hat  ihn  gewaltig 
enttäuscht.  Die  Freiheit  sucht  und  findet  er  von  nun  an  nicht  mehr  ir. 
Demokratie  und  Aristokratie,  sondern  in  den  sogenannten  gemässigten 
Regierungsformen,  in  der  konstitutionellen  Monarchie.  Es  sind  zwei 
Arten  der  monarchischen  Staatsform,  welche  ihm  vorschweben.  Vor- 
erst ist  es  die  französische  Monarchie,  bevor  sie  die  Bestrebungen 
eines  Richelieu  und  Ludwigs  XIV.  zum  absoluten  Regimente  umgewan- 
delt hatten;  die  Monarchie  mit  ihren  Zwischengewalten,  den  bevorrech- 
teten Ständen  des  Adels  und  der  Geistlichkeit.  Dieses  erste  Ideal 
einer  Monarchie  wird  von  Montesquieu  besonders  in  seinen  5  ersten 
Büchern  des  «Geist  der  Gesetze»  behandelt. 

Es  heisst  beispielsweise  in  Buch  II,  4.  Kap. 35 :  «Les  Pouvoirs  intcr- 
mediaires  subordonnes  et  clependans,  constituent  la  nature  du  Gouverne- 
ment Monarchique,  c'est-ä-dire,  de  celui  oü  Un  seul  gouverne  par  des 
Loix  fondamentales.  .  .  .» 

«Le  Pouvoir  intermediaire  subordonne  le  plus  naturel  est  celui 
de  la  Noblesse.  Elle  entre  en  quelque  facon  dans  l'essence  de  la  Mo- 
narchie, dont  la  maxime  fondamentale  est,  ,point  de  Monarque,  point 
de  Noblesse;  point  de  Noblesse,  point  de  Monarque';  mais  on  a  un 
Despote.»  .  .  . 

«Autant  que  le  Pouvoir  du  Clerge  est  dangereux  dans  une  Repu- 
blique,  autant  est-il  convenable  dans  une  Monarchie;  sur-tout  dans 
Celles  qui  vont  au  Despotisme.»  .  .  . 

«II  ne  suffit  pas  qu'il  y  ait  dans  une  Monarchie  des  rangs  inter- 
mediaires;  il  faut  encore  un  depöt  de  Loix.  Ce  depöt  ne  peut  etre 
que  dans  les  Corps  Politiques,  qui  annoncent  les  Loix  lorsqu'elles  sont 
faites,  et  les  rappellent  lorsqu'on  les  oublie.    L'ignorance  naturelle 

:!  !  In  der  eigentlichen  Despotie  regiert  der  Despot  ohne  Gesetze.  In  der  absoluten 
Monarchie  regiert  der  Monarch  mit  Gesetzen.  In  der  konstitutionellen  Monarchie 
regiert  der  Monarch  mit  Gesetzen  und  einer  Volksvertretung.  Genauere  Unter- 
scheidung durch  Heeren  s.  u.  7  Abschnitt. 

34  Joseph  Dedieu:  Montesquieu,  Ch.  III,  103. 

M  E.  d.  L.,  S.  24,  25,  26. 
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ä  la  Noblesse,  son  inattention,  son  mepris  pour  le  Gouvernement  Civil, 
exigent  qu'il  y  ait  im  Corps  qui  fasse  sans  cesse  sortir  les  Loix  de 
la  poussiere  oü  elles  seroient  ensevelies.  Le  conseil  du  Prince  n'est 
pas  im  depöt  convenable»  etc. 

Montesquieu  verlangt  in  dieser  ersten  Art  von  vorbildlicher  Mo- 
narchie ausserdem  noch  das  Bestehen  von  politischen  Körperschaften, 
wie  er  sie  noch  in  den  französischen  Parlamenten  seiner  Zeit  vorfand. 

Im  9.  Kapitel  des  V.  Buches  tritt  Montesquieu  für  die  Beibehaltung 
der  Vorrechte  des  Adels  ein.  Im  11.  Kapitel  heisst  es36:  «Le  Gou- 
vernement Monarchique  a  un  grand  avantage  sur  le  Despotique. 
Comme  il  est  de  sa  nature  qu'il  y  ait  sous  le  Prince  plusieurs  Ordres 
qui  tiennent  ä  la  Constitution,  l'Etat  est  plus  fixe,  la  Constitution  plus 
inebranlable,  la  Personne  de  ceux  qui  gouvernent  plus  assuree.» 

Dies  ist  die  eine  Art  der  Monarchie,  welche  Montesquieu  als 
Ideal  vorschwebt. 

In  zweiter  Linie  aber  bildet  die  Monarchie  des  damaligen  England 
für  ihn  ein  weiteres  monarchisches  Staatsideal.  Für  letztere  hat  er 
bekanntlich  eine  ganz  besondere  Vorliebe.  Diese  Staatsform  bildet 
den  Gegenstand  des  6.  Kapitels  des  XI.  Buches  im  «Geist  der  Gesetze». 

Bezeichnend  für  seine  Anschauung  ist  auch  das  ganze  5.  Kapitel 
des  XI.  Buches,  welches  vom  Zweck  der  verschiedenen  Staaten  handelt. 

Es  lautet  wie  folgt:  «Quoique  tous  les  Etats  ayent  en  general  un 
meme  ob] et  qui  est  de  se  maintenir,  chaque  Etat  en  a  pourtant  un  qui 
lui  est  particulier.  L'aggrandissement  etait  l'objet  de  Rome,  la  guerre 
celui  de  Lacedemone,  la  Religion  celui  des  Loix  Judaiques,  le  Com- 
merce celui  de  Marseille,  la  tranquillite  publique  celui  des  Loix  de  la 
Chine,  la  navigation  celui  des  Loix  des  Rhodiens,  la  Liberte  naturelle 
l'objet  de  la  police  des  Sauvages,  en  general  les  delices  du  Prince  celui 
des  Etats  Despotiques,  sa  gloire  et  celle  de  l'Etat  celui  des  Monar- 
chies»  (Zu  diesen  Monarchien  gehört  auch  das  oben  bereits  ange- 
führte 1.  Ideal);  «l'independance  de  chaque  particulier  est  l'objet  des 
Loix  de  Pologne,  et  ce  qui  en  resulte  l'oppression  de  tous. 

II  y  a  aussi  une  Nation  dans  le  monde  qui  a  pour  objet  direct  de  sa 
Constitution  la  Liberte  politique.  Nous  allons  examiner  les  principes 
sur  lesquels  eile  la  fände.  S'ils  sont  bons,  la  Liberte  y  paraitra  comme 
dans  un  miroir. 

Pour  decouvrir  la  Liberte  politique  dans  la  Constitution,  il  ne  faut 
pas  tant  de  peine.  Si  on  peut  la  voir  lä  oü  eile  est,  si  on  l'y  a  trouvee, 
pourquoi  la  chercher?» 

Es  ist  kein  Zweifel  darüber  möglich:  Montesquieu  glaubt  in  der 
englischen  eine  Art  Musterverfassung  gefunden  zu  haben. 

Was  hat  aber  dies  mit  Heeren  zu  tun?  Das  Ideal  der  Monarchie 
Heeren's  haben  wir  im  vorigen  Kapitel  behandelt.  Es  ist  nun  überaus 
merkwürdig  und  beweist  die  Uebereinstimmung,  um  nicht  zu  sagen 
Abhängigkeit  Heeren's  von  Montesquieu,  dass  er,  nachdem  er  seine 
eigene  Musterverfassung  auseinandergesetzt  hat,  ebenfalls  auf  Gross- 
britannien hinweist,  als  Beispiel  und  als  Beweis  der  praktischen  Mög- 
lichkeit seiner  Theorie. 

30  S.  89,  90. 
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An  die  oben  (S.  19)  von  Oeeren  angeführten  Worte:  («Es  bleibt 
den  Politikern  überlassen,  diese  Umrisse  weiter  auszuführen») 
schliessen  sich  folgende  Sätze  an37: 

«Denjenigen,  welche  glauben,  dass  den  Regenten  hier  zu  viel  ein- 
geräumt sein  möchte,  zeigt  das  Beispiel  Grossbritanniens,  wo  alle 
diese  Bedingungen  erfüllt  sind,  dass  mit  jenen  Rechten  des  Souveräns 
Nationalfreiheit  vollkommen  bestehen  kann,  vorausgesetzt,  dass  man 
eine  wirkliche  Monarchie  und  keine  Republik  will.  In  diesem  Staat 
hat  durch  einen  günstigen  Zusammenfluss  von  Urnständen  in  dem  lan- 
gen Laufe  der  Zeit  sich  diese  Verfassung  von  selbst  gebildet.  Er  ist 
nicht  in  dem  Fall  der  Staaten  des  Kontinents,  sich  erst  eine  Konsti- 
tution geben  zu  müssen,  und  so  kann  also  dort  auch  nicht  die  'Frage 
entstehen,  die  hier  entstanden  ist:  Von  wem  diese  Konstitution  aus- 
gehen müsse?» 

Diese  Worte  Heeren's  haben  ihrem  Sinne  nach  viele  Aehnlichkeit 
mit  den  Ausführungen  Montesquieu's,  welche  unmittelbar  vorher  zitiert 
wurden. 

Die  Repräsentativ-Verfassung  nach  englischem  Muster  war  also 
auch  das  Ideal  Heeren's. 

Ueberhaupt  ist  die  England-Freundlichkeit  Heeren's  ein  Zug  des 
Verfassers,  welcher  an  vielen  Stellen  seiner  Werke  deutlich  zu- 
tage tritt. 

Eine  grössere  Abhandlung 38  schliesst  gar  mit  dem  Wunsche  für 
Grossbritannien:  «esto  perpetua!». 

Diese  Vorliebe  für  England  hat  ihren  Grund  hauptsächlich  in  der 
Zuneigung  zur  Staatsform  des  damaligen  England,  in  welcher  ihm  frei- 
heitliche und  monarchische  Prinzipien  in  glücklicher  Harmonie  ver- 
einigt schienen.  Als  Verehrer  der  englischen  konstitutionellen  Monar- 
chie tritt  er  gänzlich  in  die  Fussstapfen  Montesquieu's  und  kann  als  des- 
sen Nachfolger  in  Deutschland,  ja  vielleicht  gar  als  dessen  Nachahmer 
bezeichnet  werden;  denn  die  Gedanken  Heeren's  sind  in  dieser  Hin- 
sicht kaum  originell  zu  nennen;  in  einigen  Punkten  weicht  er  aller- 
dings auch  von  Montesquieu  ab. 

Auch  wenn  man  annehmen  wollte,  es  beruhe  die  Uebereinstimmung 
Heeren's  auf  Montesquieu  mehr  auf  einer  gewissen  Geistesverwandt- 
schaft als  auf  blosser  Nachahmung  oder  entlehnten  Ideen,  so  ist  doch 
Montesquieu  zeitlich  der  Frühere  und  Heeren  würde  am  Ende  doch  der 
Originalität  verlustig  gehen. 

Wenn  man  also  untersuchen  wollte,  welche  Gedanken  in  Heeren 
unabhängig  von  Montesquieu  aufgestiegen  seien  und  dann  zufällig  doch 
mit  dessen  Ideen  übereinstimmten  infolge  der  gleichartigen  Gesinnung 
und  Denkweise  beider  Männer,  so  würde  man  am  besten  Heeren  per- 
sönlich darüber  befragen.  Da  dies  aber  unmöglich  ist,  so  müsste  man 
in  Briefen  des  Verfassers  oder  in  zeitgenössischen  Schriftstücken  aller 
Art  Nachforschung  halten  und  würde  dann,  falls  solche  Dokumente 
zahlreich  vorhanden  wären,  eine  wahrscheinlich  ziemlich  lückenhafte 
Antwort  auf  die  gestellte  Frage  bekommen.  Mir  ist  aber  von  solchen 
Dokumenten  nichts  bekannt,  und  es  wäre  auch  von  geringem  wissen- 

37  Polit.  Theorien  und  monarchisches  Prinzip,  S.  447. 

™  Heeren:  Versuch  einer  historischen  Entwicklung  der  Entwickelung,  der  Ent- 
stehung und  des  Wachstums  des  Britischen  Kontinental-Intcrcsses  (in  Historische 
Werke,  Bd.  I,  S.  344). 
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schaftlichen  Werte,  in  seinen  Werken  nachzuforschen,  was  eigentlich 
Nachahmung  Montesquieu's  oder  nur  Gleichheit  und  scheinbare  Nach- 
ahmung infolge  Geistesverwandtschaft  sei. 

Auf  dieses  Problem  werden  wir  uns  deshalb  nicht  zu  weit  ein- 
lassen. (Für  uns  kommt  dagegen  hauptsächlich  in  Betracht,  genau 
festzustellen,  inwiefern  zwischen  Heeren  und  'Montesquieu  Ueber- 
einstimmung  herrscht,  und  an  welchen  Punkten  Heeren  von  seinem 
Vorbilde  abweicht.)    Wir  möchten  dazu  bloss  folgendes  bemerken: 

Dass  Heeren  nicht  rein  von  sich  aus  zu  seinen  Ergebnissen  ge- 
kommen ist,  und  dass  er  nicht  rein  zufällig  mit  Montesquieu  so  grosse 
Uebereinstimmung  aufweist,  ist  sicher.  Er  kennt  die  Werke  Montes- 
quieu's und  spricht  mehrmals  seine  Bewunderung  über  ihn  aus. 

Wie  er  selber  über  ihn  denkt,  finden  wir  am  besten  heraus,  wenn 
wir  wieder  in  seinem  Werk:  «Ueber  die  Entstehung  der  politischen 
Theorien»  jene  Stellen  durchlesen,  wo  er  sich  selber  über  Montesquieu 
äussert.    (S.  417—424.) 

Es  seien  hier  nur  einige  Sätze  wiedergegeben.  (S.  418:)  «Der 
Zweck  von  Montesquieu  war,  aus  der  Geschichte  das  Wesen  der  Staa- 
ten und  der  Staatsverfassungen  kennen  zu  lernen,  ihre  Eigentümlich- 
keiten zu  bestimmen,  und  daraus  alsdann  die  Maximen  für  die  ver- 
schiedenen Zweige  der  Gesetzgebung  in  den  verschiedenen  Verfassun- 
gen abzuziehen.  Der  Gesichtskreis  war  also  von  unermesslichem  Um- 
fange; und  der  Reichtum  der  Gegenstände,  auf  welche  sich  die  Unter- 
suchung ausdehnen  musste,  nicht  weniger.  .  .  .»  (S.  419:)  «Gleichwohl 
waren  es  gewiss  viel  weniger  die  Gegenstände  selbst,  als  die  Methode 
der  Behandlung,  wodurch  die  grosse  und  bleibende  Sensation  erregt 
wurde,  die  sein  Werk  machte.  Die  Manier,  nichts  in  einem  zusammen- 
hängenden Vortrage  auszuführen,  sondern  alles  nur  in  Umrissen  anzu- 
deuten; keinen  Gegenstand  zu  erschöpfen,  und  doch  mit  wenigem  so 
viel  darüber  zu  sagen;  nicht  bloss  den  Verstand  durch  philosophisches 
Raisonnement  und  Definitionen,  sondern  statt  dessen  oft  die  Imagina- 
tion durch  Bilder  zu  beschäftigen;  überhaupt  jenes  beständige  Blitzen 
und  Wetterleuchten  des  Genies,  das  vielleicht  eben  so  oft  blendet  als 
erhellt.  Alles  dieses  war  wohl  dazu  gemacht,  dem  Schriftsteller 
gerade  bei  einer  solchen  Nation,  als  die  seinige  war,  Beifall  und  Be4 
wunderung  zu  verschaffen.»  ...  (S.  420:)  «Allein  dieser  Reichtum  von 
Genie  war  bei  ihm  mit  einem  Mangel  an  eigentlich  philosophischem 
Geiste  verbunden.  Er  war  dazu  gemacht,  scharfsinnige  Bemerkungen 
aus  der  Erfahrung  zu  abstrahieren;  aber  auch  zu  der  Spekulation,  in- 
sofern sie,  unabhängig  von  der  Erfahrung,  in  der  Bestimmung  und  Zer- 
legung von  Begriffen  besteht,  so  gut  wie  gänzlich  unfähig.  Ja,  er 
scheint  auch  gar  nicht  einmal  das  Bedürfnis  davon  gefühlt  zu  haben. 
Gleich  die  ersten  Zeilen  seines  Werkes  zeigen  —  wie  man  ihm  auch 
schon  sonst  mit  Recht  vorgeworfen  hat  —  dass  der  Verfasser  des 
Geistes  der  Gesetze  nicht  imstande  war,  eine  Definition  der  Gesetze 
zu  geben.  Allein  auch  der  Fortgang  des  Werks  beweist,  dass  Montes- 
quieu mit  den  ersten  Grundbegriffen  der  Politik  nicht  im  Reinen  war.» 

Diesen  Tadel  darf  man  nicht  allzu  ernst  nehmen.  (Heeren  war 
selber  auch  kein  Philosoph  und  hat  dies  selbst  zugegeben.  In  den  -bio- 
graphischen Nachrichten  über  den  Verfasser»  80  lesen  wir:  «Die  Logik 

39  .Schreiben  an  einen  Freund,  biographische  Nachrichten  enthaltend."  —  Diese 
Autobiographie  bildet  die  Einleitung  zu  seinen  historischen  Werken. 
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bei  dem  ehrwürdigen  Feder»  [Professor  in  Güttingen],  «dem  ich  so 
viel  anderes  verdanke,  konnte  einen  jungen  Menschen  nicht  viel  wei- 
ter bringen,  der  einmal  nicht  für  die  philosophische  Spekulation  ge- 
macht war.»  40  Oder:  «Kein  Philosoph  auf  der  Welt  hätte  mich  frei- 
lich selbst  zum  Philosophen  bilden  können,  weil  ich  keine  Anlagen 
dazu  hatte.»  41) 

Auf  S.  422 42  heisst  es  dann  ferner:  «Die  herrschenden  Ideen  von 
Montesquieu  griffen  ...  in  den  Geist  des  Zeitalters  aufs  tiefste  eilt 
Seine  unverhohlene  Vorliebe  für  gemischte  Verfassungen,  besonders 
die  britische,  musste  ihm  eine  Menge  Freunde  verschaffen.  Er  kam 
der  schon  herrschenden  Stimmung  entgegen;  war  es  ein  Wunder,  dass 
er  mit  so  grossem  Beifall  empfangen  wurde?»  .  .  . 

(S.  423:)  «Bei  allen  Unvollkommenheiten  und  Mängeln  also, 
welche  dieses  Werk  drücken,  hatte  Montesquieu  die  Untersuchung  doch 
auf  den  Weg  der  Erfahrung  geleitet.»  Hiezu  sei  bemerkt,  dass  auch 
die  Heerensche  Geschichtschreibung  einen  streng  empiristischen  Cha- 
rakter aufweist.  Heeren  verliert  sich  nicht  gern  in  tiefere  Spekulation. 
Gerade  durch  den  Mangel  an  philosophischer  Begabung  ist  seine  Dar- 
stellung zum  vornherein  besser  als  bei  andern  Historikern,  vor  unbe- 
wusster  und  vielfach  ungewollter  Verdrehung  der  geschichtlichen  Vor- 
gänge geschützt.  Ein  künstliches  rationalistisches  System,  das  den 
Verlauf  der  Begebenheiten  in  einen  sehr  zweifelhaften  Rahmen  ein- 
zwängt, wie  etwa  bei  Hegel 43,  finden  wir  bei  ihm  nicht.  Ebensowenig 
treffen  wir  alle  Augenblicke  auf  eine  Idee,  die  über  den  Begebenheiten 
schwebt  oder  in  ihnen  wirken  soll,  wie  etwa  bei  Ranke,  sondern  das  ist 
Heeren's  Vorzug,  dass  er  sich  nur  an  die  Tatsachen  hält.  Sein  striktes, 
durchaus  korrektes  Verhalten  den  Tatsachen  gegenüber,  das  Nichis- 
Hinzufügen,  was  nicht  zur  Erfahrung  gehört,  machen  ihn  zum  Histo- 
riker xaz  €go%rjv. 

Die  Ausführungen  über  Montesquieu  schliessen  mit  den  Worten: 
«und  wenn  seine  Grundsätze  herrschend  blieben,  und  eine  praktische 
Anwendung  erhielten,  so  Hessen  sich  zwar  Reformen,  aber  kein  gänz- 
licher Umsturz  des  Bestehenden  davon  erwarten.  War  er  gleich  der 
erklärte  Freund  der  beschränkten  monarchischen  Verfassung,  so  hatte 
er  darum  doch  keine  von  den  Grundsäulen  zu  erschüttern  versucht,  auf 
denen  die  bestehende  Ordnung  der  Dinge,  selbst  in  Frankreich  von 
alter  Zeit  her,  ruhte.  Er  verlangte  keineswegs  die  politische  Gleich- 
heit aller  Staatsbürger,  sondern  war  der  erklärte  Verteidiger  des  Adels, 
den  er  in  einer  Monarchie,  in  der  nach  ihm  das  Prinzip  der  Ehre  das 
herrschende  sein  muss,  wenn  sie  nicht  in  Volksherrschaft  oder  Despo- 
tie ausarten  soll,  für  einen  notwendigen  Bestandteil  hielt;  auch  die 
Geistlichkeit  als  Stand  verwarf  er  nicht,  wenn  er  gleich  Beschränkun- 
gen ihrer  Privilegien,  besonders  ihrer  Gerichtsbarkeit,  wünschte.  Wenn 
also  die  Idee  einer  durch  eine  Nationalrepräsentation  beschränkten 
Monarchie  die  Lieblingsidee  des  grössern  Teils  der  Nation  in  Frank- 
reich ward  — t  wie  das  Resultat  der  ersten  Nationalversammlung  davon 
den  Beweis  gab  — ,  so  hat  allerdings  ausser  dem  Beispiel,  das  England 
gab,  das  Werk  von  Montesquieu  daran  den  grössten  Anteil.  Aber  wie 

40  S.  XX. 

41  S.  XXIV. 

43  Polit.  Theorien. 

43  Vergl.  Hegel:  Zur  Philosophie  der  Geschichte. 
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weit  auch  schon  eben  diese  erste  Nationalversammlung  durch  den  auf- 
gestellten und  durchgesetzten  Grundsatz  der  politischen  Gleichheit 
über  die  Ideen  von  Montesquieu  hinausging,  bedarf  nach  dem,  was 
eben  gesagt  worden  ist,  keines  weitern  Beweises.»  44 

Diese  Aeusserungen  Heeren's  über  Montesquieu  beweisen  erstens, 
dass  Heeren  keine  bloss  oberflächliche  Kenntnis  von  Montesquieu  be- 
sass,  sondern  dass  er  seine  Werke,  besonders  den  Esprit  des  Loix, 
genau  durchforscht  hat. 45  Zweitens  stimmt  Heeren  in  seiner  Gesin- 
nungs-  und  ganzen  Denkweise  mit  allem  demjenigen,  was  er  an  Mon- 
tesquieu besonders  in  den  letzten  Sätzen  lobend  hervorhebt,  vollkom- 
men überein.  Doch  davon  später.  —  Bei  der  Erforschung  des  Verhält- 
nisses der  beiden  Autoren  schien  es  uns  notwendig,  die  eigenen  Worte 
Heerens  über  Montesquieu  nicht  zu  übergehen.  Jetzt  aber  kehren  wir 
zum  Heerenschen  Muster  der  Monarchie  zurück  und  wollen  versuchen, 
zu  zeigen,  welche  Ideen  davon  bereits  bei  Montesquieu  vorhanden 
waren. 

Da  es  wohl  kaum  angeht,  alles  das,  was  wir  im  ersten  Kapitel 
über  diese  «Heerensche  Monarchie»  gesagt  haben,  hier  noch  einmal  zu 
wiederholen,  so  werden  wir,  was  Heeren  anbetrifft,  nur  einige  Stich- 
wörter, welche  die  Heerenschen  Ideen  bezeichnen  sollen,  anführen,  und 
ersuchen  den  Leser,  falls  nicht  alles  beim  ersten  Anblick  klar  sei:? 
sollte,  im  ersten  Kapitel  die  weiteren  Ausführungen  zum  Vergleich  her- 
anzuziehen. Die  Sätze  Montesquieu's,  welche  den  Heerenschen  Ideen 
entsprechen,  müssen  dagegen  vollständig  hergeschrieben  werden. 

II.  Vergleichung  der  Heerenschen  Darstellung  von  der 
Erhaltung  des  monarchischen  Prinzips  mit  Ausführungen 

Montesquieu's. 

A.  Aussprüche  Montesquieu's,  die  mit  der  Heerenschen 
Auffassung  übereinstimmen. 

Nach  Heeren  verlangt  die  Souveränität  in  Monarchien: 
1.  Unabhängigkeit  der  monarchischen  Würde  vom  Volke.  Diese 
Unabhängigkeit  schliesst  in  sich:  a)  Die  Erblichkeit,    b)  Die  Unver- 
letzüchkeit  der  Person  des  Fürsten.   (S.  10  u.  ff.) 

Montesquieu  äussert  sich  nicht  über  die  Erblichkeit.  Dagegen 
finden  wir,  was  die  Unverletzlichkeit  anbelangt,  folgenden  Aus- 
spruch 46 : 

«Mais  quel  que  soit  cet  examen,»  (nämlich  die  Prüfung  über  die 
Art  und  Weise,  wie  die  gemachten  Gesetze  ausgeführt  werden)  «ie 
Corps  Legislatif  ne  doit  pas  avoir  le  pouvoir  de  juger  la  personn e  et 
par  consequent  la  conduite  de  celui  qui  execute.  Sa  personne  doit  Stre 
sacree,  parce  qu'etant  necessaire  ä  l'Etat  pour  que  le  Corps  Legislatif 
n'y  devienne  pas  tyrannique,  des  le  moment  qu'il  serait  accuse  ou 
juge,  il  n'y  aurait  plus  de  Liberte.»  (Man  vergleiche  darüber  unsere 
obigen  Ausführungen  S.  12.)    «In  diesem  Falle  würde  der  Staat  keine 

44  Polit.  Theorien,  S.  424. 

45  Eine  diese  Behauptung  gleichsam  etwas  einschränkende  Bemerkung  s.  u. 
S.  62,  63. 

46  Esprit  des  Loix,  Buch  XI,  Kap.  6,  S.  254,  255. 
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Monarchie,  sondern  eine  unfreie  Republik  sein.»  47  Hier  wird  der  Ur- 
sprung der  Heerenschen  Idee  von  der  Pseudo-Monarchie  oder  Pseudo- 
Republik  zu  suchen  sein.4S 

Die  Souveränität  in  Monarchien  verlangt  nach  Heeren:  Die  Zu- 
stimmung des  Fürsten  zu  jedem  wichtigen  Staatsakt.    (S.  vorn  S.  13.) 

Montesquieu:  «La  puissance  executrice,  comme  nous  avons  dit. 
doit  prendre  part  ä  la  Legislation  par  sa  faculte  d'empecher,  sans  quo! 
elie  sera  bien-töt  depouillee  de  ses  Prärogatives.»  49 

Nach  Heeren  wie  nach  Montesquieu  ist  die  Exekutive  in  Monar- 
chien Sache  des  Fürsten.  Montesquieu  äussert  sich  darüber50:  «La 
puissance  executrice  doit  etre  entre  les  mains  d'un  Monarque;  parce 
que  cette  partie  du  Gouvernement,  qui  a  presque  toujours  besoin  d'une 
action  momentanee.  est  mieux  administree  par  un  que  par  plusieurs: 
au  lieu  que  ce  qui  depend  de  la  puissance  Legislative,  est  souvent 
mieux  ordonne  par  plusieurs  que  par  un  seul.»  51 

Wenn  wir  bis  jetzt  schon  eine  ziemlich  beträchtliche  Uebereinstim- 
mung  gefunden  haben,  so  wird  die  Uebereinstimmung  vielfach  noch 
auffallender  im  folgenden  zu  Tage  treten. 

Heeren  untersucht  (s.  vorn  S.  13  ff.)  das  Verhältnis  zwischen  Mo- 
narch und  Kammern,  und  will  um  die  fürstliche  Souveränität  als 
schützende  Schranke  eine  scharfe  Grenzlinie  ziehen,  welche  von  den 
Anmassungen  der  Volksvertretung  nicht  überschritten  werden  soll.  Er 
unterscheidet  drei  Arten  von  Rechten  des  Monarchen  gegenüber  den 
Kammern. 

1.  Rechte  in  Beziehung  auf  die  äussere  Form.  (S.  v.  S.  14.)  (Ein- 
berufung und  Auflösung  des  Parlaments  durch  den  Monarchen.) 

Montesquieu:  «Le  Corps  Legislatii  ne  doit  point  s'assembler  hri- 
meme.  .  .  .  Que  s'il  avait  Droit  de  se  proroger  lui-meme,  U  pourroit  ar- 
river  qu'il  ne  se  prorogeroit  jamais;  ce  qui  seroit  dangereux  dans  les 
cas  oü  H  voudroit  attenter  contre  la  puissance  executrice.  D'-ailleurs 
il  y  a  des  tems  plus  convenables  les  uns  que  les  autres  pour  l'assem- 
b!ee  du  Corps  Legislatif:  il  faut  donc  que  ce  soit  la  puissance  execu- 
trice qui  regle  le  tems  de  la  tenue  et  de  la  duree  de  ces  assemblees 
par  rapport  aux  circonstances  qu'elle  connoit. 52 

2.  Rechte  in  Beziehung  auf  die  in  den  Kammern  zu  verhandelnden 
Gegenstünde. 

a)  Aeussere  Angelegenheiten:  Heeren  will  dieselben  gänzlich  dem 
Machtbereich  des  Fürsten  unterordnen  (s.  v.  S.  15).  Montesquieu: 
«II  y  a  dans  chaque  Etat  trois  sortes  de  Pouvoirs,  la  puissance  Legis- 
lative, la  puissance  executrice  des  choses  qui  dependent  du  Droit-des- 
gens,  et  la  puissance  executrice  de  Celles  qui  dependent  du  Droit 
Civil. 53  (Die  ausführende  Gewalt  in  Angelegenheiten  des  Völkerrechts 
wird  von  Montesquieu  nachträglich  kurz  die  ausführende  Gewalt 
schlechthin,  die  ausführende  Gewalt  in  Ansehung  des  bürgerlichen 
Rechts  die  richterliche  Gewalt  genannt  [s.  Geist  der  Gesetze  S.244.  245]). 

47  Esprit  des  Loix,  Buch  XI,  Kap.  6,  S.  255. 

48  Polit.  Theorien  und  monarchisches  Prinzip,  S.  436. 

49  Geist  der  Gesetze,  Buch  XI,  Kap.  6,  S.  257. 

50  do.  S.  252. 

51  do.  S.  252. 

52  do.  Buch  XI,  Kap.  6,  S.  253,  254. 

53  do.  S.  244. 
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«Par  la  premiere,  le  Prince  ou  le  Magistrat  fait  des  Loix  pour  urt 
temps  ou  pour  toujours,  et  corrige  ou  abroge  Celles  qui  sont  faites. 
Par  la  seconde  il  fait  la  paix  ou  la  guerre,  envoye  ou  recoit  des  Am- 
bassades,  etablit  la  surete,  previent  les  invasions.»  54 

Montesquieu  spricht  hier  vom  Fürsten  oder  von  der  Obrigkeit, 
welche  die  gesetzgebende  Gewalt  repräsentierten.  In  Hinsicht  der  aus- 
führenden Gewalt  heisst  es  nur:  er  schliesst  Frieden  oder  führt  Krieg 
usw.  Man  könnte  vorerst  im  Zweifel  sein,  ob  das  «er»  sich  hier  am 
den  Fürsten  aliein  oder  auch  auf  irgenJ  eine  andeie  Art  Obrigkeit 
beziehen  solle.  Letzteres  muss  jedoch  richtig  sein;  denn  es  heisst 
gleich  darauf:  «Kraft  der  dritten»  (der  richterlichen  Gewalt)  «straft 
er  Verbrechen.»  55  Da  es  Montesquieu  nicht  einfällt,  die  richterliche 
Gewalt  durch  den  Monarchen  ausführen  zu  lassen,  müssten  also  genau 
genommen  die  Worte  «oder  die  Obrigkeit»  hinzugefügt  werden,  und 
der  Sinn  des  Satzes  muss  lauten:  Er  oder  die  Obrigkeit  schliesst 
Frieden  usw. 

Trotzdem  wissen  wir,  dass  in  seiner  Musterverfassung  Montes- 
quieu die  Exekutive  in  die  Hände  des  Fürsten  legen  will.  (Wie  wir 
oben  gezeigt  haben,  vgl.  den  schon  zitierten  Ausspruch  Montesquieu's: 
«La  puissance  executrice  doit  etre  entre  les  mains  d'un  Monarque; 
parce  que  cette  partie  du  Gouvernement  .  .  .  est  mieux  administre  par 
im  que  par  plusieurs;  .  .  .»  oder  «Que  s'il  n'y  avoit  point  de  Monarque, 
et  que  la  puissance  executrice  fut  confiee  ä  un  certain  nombre  de  per- 
sonnes  tirees  du  Corps  Legislatif,  il  n'y  auroit  plus  de  Liberte;  parce 
que  les  deux  puissances  seroient  unies,  les  memes  personnes  ayant 
quelquefois  et  pouvant  toujours  avoir  part  ä  l'une  et  ä  l'autre.»  56 

Also  beide,  Heeren  und  Montesquieu,  stimmten,  wie  schon  gesagt 
(vgl.  S.  27),  dadurch  überein,  dass  sie  die  ausführende  Gewalt  in  die 
Hände  des  Fürsten  legen  wollen,  wobei  allerdings  Heeren  den  Begriff 
des  Fürsten  schärfer  formuliert,  wovon  weiter  unten 57  noch  die  Rede 
sein  wird.  Da  nun  Montesquieu  in  erster  Linie  (vgl.  S.  27)  die 
äusseren  Angelegenheiten  des  Staates  der  ausführenden  Gewalt  und 
somit  also  zugleich  auch  dem  Fürsten  überträgt,  so  ist  damit  schon  in 
gewisser  Hinsicht  die  Uebereinstimmung  zwischen  Heeren  und  Mon- 
tesquieu nachgewiesen.  Heeren  fügt  noch  hinzu:  Die  äussern  Ange- 
legenheiten dürfen  von  den  Kammern  besprochen  werden.  Ueber  die- 
sen Punkt  schweigt  sich  Montesquieu  aus. 

b)  Innere  Angelegenheiten.  Heeren  (s.  v.  S.  15,  16):  In  den  Wir- 
kungskreis der  Kammern  fallen  ausschliesslich  die  innern  Angelegen- 
heiten, vor  allem  «Gesetzgebung  und  Besteuerung». 

Dem  Fürsten  verbleibt  das  Recht,  sein  Veto  auszusprechen. 

Montesquieu:  «Si  la  Puissance  executrice  statue  sur  la  levee  des 
Deniers  publics  autrement  que  par  son  consentement,  il  n'y  aura  plus 
de  Liberte,  parce  qu'elle  deviendra  Legislative  dans  le  point  le  plus 
important  de  la  Legislation.»  58 

«J'appelle  ,faculte  d'empechef  le  Droit  de  rendre  nulle  une  reso'ii- 
tion  prise  par  quelqu'autre;  ce  qui  etoit  la  puissance  des  Tribunes  de 
Rome.  Et  quoique  celui  qui  a  la  faculte  d'empecher  puissc  aussi  avoir 

54,  55  Geist  der  Gesetze,  Buch  XI,  Kap.  6,  S.  244. 
56  do.  S.  252. 
ü7  S.  34. 

58  Geist  der  Gesetze,  S.  258. 
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le  Droit  d'approuver,  pour  lors  cette  approbahcn  •n'egt  aiitre  chosc 
qu'une  declaration  qu'il  ne  fait  point  d'usage  de  sa  faculte  d'empecher, 
et  derive  de  cette  faculte.»  59  (Diese  Stelle  mag  auf  Heeren  derart  ein- 
gewirkt haben,  dass  trotz  seiner  Forderung  «nichts  ohne  und  gegen 
den  Willen  des  Fürsten»  60  und  dem  Verlangen  nach  dem  «Rechte  der 
Annahme  und  Verwerfung»  01  er  auf  S.  444,  wo  es  sich  um  die  Gesetz- 
gebung und  Besteuerung  durch  die  Kammern  handelt,  bloss  von  dem 
eigentlich  nur  negativen  Rechte  des  Veto  spricht  und  dabei  das  wesent- 
lich positive  Recht,  die  eigentliche  Genehmigung  [Ratifikation,  Sank- 
tionierung, Unterschrift  des  Monarchen  usw.]  der  Kammerbeschlüsse 
durch  den  Fürsten,  ausser  acht  gelassen  wird.) 

«Si  la  Puissance  executrice  n'a  pas  le  Droit  d'arreter  les  entre- 
prises  du  Corps  Legislatif,  celui-ci  sera  Despotique;  car  comme  il 
pourra  se  donner  tout  le  pouvoir  qu'il  peut  imaginer,  il  aneantira  toutes 
les  autres  puissances.»  62 

«La  puissance  executrice,  comme  nous  avons  dit,  doit  prendre 
part  ä  la  Legislation  par  sa  faculte  d'empecher,  sans  quoi  eile  sera 
bien-töt  depouillee  de  ses  prerogatives. 63 

«Si  le  Monarque  prenoit  part  ä  la  Legislation  par  la  faculte  de 
statuer,  il  n'y  auroit  plus  de  Liberte.»  64 

Hier  scheinen  sich  die  Beiden  zu  widersprechen,  da  ja  Heeren  die 
Kammern  eine  mitbeschliessende  Behörde  nennt,  und  somit  der  Mo- 
narch die  andere  rai/beschliessende  Behörde  wäre.  Die  Bezeichnung 
«mitbeschliessende .  Behörde»  kennzeichnet  trefflich  die  Auffassung 
Heeren's  vom  Verhältnis  zwischen  Kammern  und  Fürsten,  und  es  wird 
sich  in  diesem  Punkte  gerade  (s.  S.  31,  32)  ein  Gegensatz  zwischen 
ihm  und  Montesquieu  ergeben.  Hier  liegt  er.  aber  noch  nicht;  denn 
Montesquieu  fährt  in  völliger  Uebereinstimmung  mit  Heeren  fort: 
«Mais  comme  il  faut  pourtant  qu'il  alt  part  ä  la  Legislation  pour  se 
defendre,  il  faut  qu'il  y  prenne  part  par  la  faculte  d'empecher.»  65 

Nun  unterscheidet  Heeren  noch: 

3.  Rechte  in  Beziehung  auf  den  Anteil  des  Fürsten  an  der  Bera- 
tung und  seinen  Einfluss  auf  dieselbe. 66 

In  Beziehung  auf  die  Anteilnahme  des  Fürsten  an  der  Beratung 
gehen  nun  die  Meinungen  der  beiden  Autoren  auseinander.  Und  wir 
müssen  also,  sofern  wir  die  Uebereinstimmung  allein  in  Betracht  ziehen, 
die  letzten  Bemerkungen  Heeren's  über  die  Erfordernisse  des  monar- 
chischen Prinzips  vorderhand  beiseite  lassen.  Abgesehen  also  von 
diesen  «Rechten  des  Fürsten  in  Beziehung  auf  dessen  Anteil  an  der 
Beratung  usw.»  können  wir  eine  ausserordentlich  grosse  Ueberein- 
stimmung zwischen  Heeren  und  Montesquieu  in  ihrer  Auffassung  der 
Monarchie  feststellen,  wobei  nun  nach  den  obigen  Zitaten  jeder  Zweifel 
in  dieser  Hinsicht  ausgeschlossen  sein  dürfte.  Somit  wäre  ein  guter 
Teil  unserer  Aufgabe  erledigt.  (S.  v.  S.  19,  Schluss  des  1.  Kap.,  An- 
fang des  2.  Kap.)  —  Es  kann  dieser  Darstellung  noch  eine  kurze 
Untersuchung  über  allfällige  weitere,  das  monarchische  Prinzip  nicht 

59  Geist  der  Gesetze,  S.  252. 

60  Polit.  Theorien,  S.  440. 

61  do.  S.  445. 

62  Geist  der  Gesetze,  Buch  XI,  Kap.  6,  S.  254. 
63,  64,  65  do.  S.  257. 

60  Polit.  Theorien,  S.  444,  445. 
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unmittelbar  betreffende  Uebereinstimmungen  beigefügt  weraen.  So- 
dann aber  haben  wir  es  mit  den  Differenzen  zwischen  Heeren  und 
Mor'esauieu  hinsichtlich  des  monarchischen  Prinzips  zu  tun;  denn 
es  ginge  nun  doch  nicht  an,  ersteren  einfach  als  deutschen  Interpreten 
und  Nachahmer  des  letzteren  darzustellen,  wie  ja  auch  Ed.  Eueter 
ausdrücklich  betont  hat,  dass  Heeren  «über  Montesquieu  hinausgehe». 
In  welcher  Weise  dieses  «Darüberhinausgehen»  zu  verstehen  ist,  werden 
wir  festzustellen  suchen,  und  uns  so  einen  Einblick  in  den  Fortgang 
oder  die  Entwicklung  der  politischen  Theorie  verschaffen.  Die  Muster- 
ve-fassung  Montesquieu's  und  die  Heerensche  «ächte  Monarchie» 
haben  also,  wie  gesagt,  eine  sehr  grosse  Aehnlichkeit  miteinander. 

Auch  in  anderer  Hinsicht  lassen  sich  da  und  dort  Aennhchkeiten 
beider  Autoren,  die  bis  zur  völligen  Kongruenz  sich  steigern  können, 
aufdecken.  Da  wir  es  jedoch  nicht  als  unsere  Aufgabe  betrachten, 
frer  alle  diese  einzelnen  übereinstimmenden  Aussprüche  zu  sammeln, 
möchten  wir  beispielsweise  nur  etwa  jene  Stelle  zum  Vergleich  heran- 
ziehen wo  Heeren  darauf  hinweist,  dass  die  Rousseausche  Ansicnt  von 
der  Volksversammlung  als  Organ  des  allgemeinen  Willens,  Keinen 
grossen  Schaden  anrichten  könne,  da  seine  Theorie  hiebei  schon  zum 
vornherein  auf  praktische  Unmöglichkeiten  stosse. 

Es  äussert  sich  Heeren  darüber67:  «Durch  alle  jene  politisch- 
metaphysischen Spekulationen  war  also  im  Grunde,  sobald  von  prak- 
tischer Anwendbarkeit  die  Rede  war,  noch  wenig  oder  nichts  gewon- 
nen. Wollte  man  aber  die  Hauptfrage:  Welches  das  Organ  des  allge- 
meinen Willens  sein  sollte?  auch  übereinstimmend  mit  Rousseau  beant- 
worten, so  konnte  auch  nicht  viel  dadurch  geschadet  werden,  weil  m 
•  jedem  irgend  beträchtlichen  Staat  sein  System  durchaus  unausführbar 
sein  musste.  Da  er  keine  Uebertragung  des  souveränen  Willens  au» 
Repräsentanten  zugibt,  so  setzt  er  notwendig  allgemeine  Volksver- 
sammlungen voraus,  die  bei  jeder  Gelegenheit  zusammengerufen 
werden,  die  wohl  in  mässigen  Städten  mit  ihrem  Gebiet,  aber  nicht  in 
grossen  Reichen  möglich  sind.» 

Ganz  ähnliche  Gedanken  hierüber  entdeckt  man  nun  wieder  bei 
Montesquieu68:  «Gomme  dans  un  Etat  libre,  tout  nomine  qui  est  cense 
avoir  une  ame  libre,  doit  etre  gouverne  par  lui-meme;  il  taudrou  que 
le  peuple  en  corps  eut  la  puissance  legislative.  Mais  comme  cela  est 
impossible  dans  les  grands  Etats,  et  est  sujet  ä  beaucoup  d  mconye- 
niens  dans  les  petits;  il  faut  que  le  peuple  fasse  par  ces  Representants 
tout  ce  qu'il  ne  peut' faire  par  lui-meme.» 

Diese  Worte  mögen  als  Beispiel  für  viele  andere  dienen  und  den 
Beweis  erbringen,  dass  die  Übereinstimmung  Heeren  s  und  'Montes- 
quieu's nicht  allein  auf  ihr  Ideal  einer  Staatsform  beschrankt  bleibt,  ob- 
wohl dieses  Ideal  den  grössten  Teil  ihrer  Übereinstimmung  repräsen- 
tiert, sondern  noch  darüber  sich  auf  andere  Theorien  erstreckt. 

Gehen  wir  nun  über  zu  den  Differenzen  in  der  Anschauungsweise 
beider  Historiker. 69   Es  interessieren  uns  natürlich  m  erster  Linie  die- 
jenigen Meinungsverschiedenheiten,  welche  sich  auf  das  Verfassimgs- 
ideal,  wie  es  sich  in  der  Idee  eines  jeden  spiegelt,  beziehen.  Im  *  eitern 
07  Polit.  Theorien,  S.  433. 

68  Geist  der  Gesetze,  S.  248.  .  ,  -  ,n  • 

69  Auch  Montesquieu  kann  man  schliesslich  so  nennen,  obwohl  er  ucUuM 
noch  mehr  als  Rechtsgelehrter  oder  politischer  Schriftsteller  angesehen  werden  muss. 
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müssen  «Differenzen  in  der  Anschauungsweise»  zur  Behandlung  kom- 
men, die  nicht  eigentliche  Meinungsverschiedenheiten  genannt  werden 
können,  sondern  Unterschiede  der  Behandlung  ihres  politischen  Gegen- 
standes darstellen  und  sich  auf  verschiedene  Tendenzen  der  beiden 
Verfasser  zurückführen  lassen.  (Allfällig  weitere,  sich  nicht  auf  Yer- 
fassungsfragen  beziehende  Differenzen  der  Ansicht  oder  Methode  da- 
gegen lassen  wir  beiseite.) 

B.  Verschiedenheitenzwischen  den  AussprüchenAlontesquieu's  und 
Heeren's,  welche  sich  auf  „das  Ideal  einer  Staatsforrn"7  beziehen. 

a)  Direkte  Meinungsdifferenzen. 

Direkte  Widersprüche  finden  sich,  wie  schon  oben  erwähnt  wurde 
(s.  v.  S.  29).  hauptsächlich  in  der  Auffassung  der  von  Heeren  an  dritter 
und  letzter  Stelle  angeführten  Rechte  in  Beziehung  auf  den  Ante:',  ies 
Fürsten  an  der  Beratung  (der  Kammern)  und  seinen  Einfluss  auf  die- 
selbe.  (Vgl.  v.  S.  29.) 

Wir  haben  schon  darauf  hingewiesen  (s.  v.  S.  29).  dass  Montes- 
quieu in  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebung  dem  Monarchen  nur  das 
Recht  des  Verhinderns  einräumen  will.  W  ie  er  überhaupt  das  Heil 
einer  freien  Verfassung  in  der  möglichst  scharfen  Trennung  der  Ge- 
walten erblickt,  so  scheint  ihm  das  Veto  für  den  Monarchen,  der  ja 
im  übrigen  die  gesamte  Exekutive  unter  sich  hat,  ein  völlig  hinrei- 
chendes Zugeständnis,  um  ihn  nicht  gänzlich  von  der  Anteilnahme  an 
der  gesetzgebenden  Gewalt  auszuschliessen. 

Montesquieu  (Vgl.  das  Zitat  S.  29):  «Si  le  Monarque  prenoit  pari 
ä  la  Legislation  par  la  faculte  de  statuer.  il  n'y  auroit  plus  de  Liberte. 
Mais  comme  il  faut  pourtant  qu'il  ait  part  ä  la  Legislation  pour  se  de- 
fendre.  il  faut  qu'il  prenne  part  par  la  faculte  d'empecher.»  71 

Bis  hieher  herrscht  noch  Uebereinstimmung  mit  der  Heerenschen 
Anschauungsweise.    Nun  fährt  Montesquieu  aber  fort: 

«La  Puissance  executrice  ne  faisant  partie  de  la  Legislative  que 
par  sa  faculte  d'empecher.  eile  ne  scauroit  entrer  dans  le  debat  des 
affaires.  -II  n'est  pas  meme  necessaire  qu'elle  propose,  parce  que 
pouvant  toujours  desapprouver  les  resolutions,  eile  peut  reietter  les 
decisions  des  propositions  qu'elle  auroit  vouiu  qu'on  n'eüt  pas  faites.-  12 

«Si  la  Puissance  executrice  statue  sur  la  levee  des  Deniers  publics 
autrement  que  par  son  consentement.  il  n'y  aura  plus  de  Liberte.  parce 
qu'elle  deviendra  Legislative  dans  le  point  le  plus  important  de  la 
Legislation.»  73 

Vergleichen  wir  damit  nun  einige  Aussprüche  Heeren's.  Heeren 
(v.  S.  16,  17):  «Es  bleiben  die  Verhältnisse  des  Fürsten  zu  den  Kam- 
mern übrig  in  Beziehung  seines  Einflusses  auf  dieselben.  Das  monar- 
chische Prinzip  setzt  voraus,  dass  dem  Fürsten  das  Recht  zustehe. 
Anträge  und  Gesetzvorschläge  an  die  Kammern  zu*  bringen.»  (Initiative.) 

"  Dass  die  konstitutionelle  Monarchie,  wie  sie  sich  in  seinen  ,,Polit.  Theorien*' 
manifestiert,  zugleich  als  das  Heerensche  Ideal  einer  Staatsform  überhaupt  ange- 
sehen werden  muss.  geht  nicht  nur  aus  der  ganzen  Darstellungsweise  hervor,  son- 
dern Hesse  sich  auch  dadurch  rechtfertigen,  dass  er  obige  Abhandlung  geradezu 
sein  , .politisches  Glaubensbekenntnis"  nennt,  und  wird  ausserdem  durch  spätere 
Bemerkungen  (s.  u.)  noch  deutlicher  bewiesen  werden. 

71  Geist  der  Gesetze.  S.  257. 

■  do.  S.  258. 

~*  do.  S.  258. 
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«Aber  die  Frage  entsteht,  ob  dieses  Recht  ihm  allein  und  aus- 
schliesslich zukommt,  er  also  die  alleinige  Quelle  der  Gesetzgebung 
ist,  oder  ob  es  auch  den  Mitgliedern  der  Kammern  eingeräumt  werden 
müsse?  Unter  der  Voraussetzung,  dass  dem  Fürsten  das  Recht  der 
Annahme  und  Verwerfung  bleibt,  scheint  die  ausschliessliche  Initiative 
kein  notwendiges  Element  der  Souveränität  zu  sein;  sie  völlig  den 
Kammern  zu  verweigern,  wäre  selbst  zweckwidrig,  da  es  ihnen  frei 
stehen  muss,  Bedürfnisse  der  Nation  zur  Sprache  zu  bringen.  Aber 
dieser  Zweck  kann  auch  erreicht  werden,  wenn  es  den  Kammern  nur 
eingeräumt  ist,  unter  bestimmten  Formen  die  Regierung  um  einen  Ge- 
setzvorschlag zu  ersuchen,  so  dass  dieser  demnach  allein  die  förmliche 
Initiative  verbleibt.  Es  wäre  diese  Einrichtung  schon  deshalb  vor- 
zuziehen (sollte  deutlicher  ausgedrückt  wohl  heissen:  Es  scheint,  diese 
Einrichtung  wäre  schon  deshalb  vorzuziehen  .  .  .),  weil  dadurch  ein 
Streit  zwischen  Fürsten  und  Kammern,  wo  nicht  gänzlich  verhindert, 
doch  sehr  erschwert  wird.»  .  .  . 

«Wenn  das  monarchische  Prinzip  es  erfordert,  dass  der  Fürst 
Vorschläge  an  die  Kammern  bringen  darf,  so  folgt  daraus  von  selbst, 
dass  er  auch  die  Mittel  haben  muss,  die  Kammern  von  der  Zweck- 
mässigkeit und  Notwendigkeit  dieser  Vorschläge  zu  überzeugen  und 
sie  zu  der  Annahme  derselben  zu  bewegen.  Er  muss  also  Einfluss  auf 
die  Kammern  haben,  da  die  Gesetzvorschläge  motiviert  und  in  den 
Debatten  verteidigt  werden  müssen.  Durch  wen  kann  er  aber  diesen 
Einfluss  besser  ausüben,  als  durch  die  Minister?  Sind  sie  nicht  das 
natürliche  Organ  des  Fürsten?  Die  Minister  also  sollen  Sitz  und 
Vortrag  in  den  Kammern  haben;  .  .  .  Nichts  ist  widersinniger  als  die 
Beschränkung  oder  gar  Ausschliessung  der  Minister  von  den  Kam- 
mern, um,  wie  man  sagt,  den  zu  grossen  Einfluss  der  Regierungen  zu 
hindern.  Nur  jene  falsche  Ansicht,  dass  Regierung  und  Kammern  sich 
feindlich  einander  gegenüberstehen,  hat  solche  Massregeln  herbei- 
führen können.»  74 

Hier  finden  sich  also  ziemliche  Differenzen  der  Anschauungsweise. 
Während  Montesquieu  dem  (Monarchen  an  der  Gesetzgebung  nichts 
weiter  als  das  Recht  des  Verhinderns  einräumen  will,  möchte  ihm 
Heeren  doch  einen  wesentlichen  Anteil  an  derselben  sichern. 

Einig  gehen  beide,  dass  sie  dem  Monarchen  das  Recht  der  An- 
nahme oder  Verwerfung  der  Kammerbeschlüsse  zugestehen. 

Montesquieu  sieht  aber  in  jeder  Machtbefugnis  des  Fürsten,  die 
darüber  noch  hinausginge,  eine  Bedrohung  der  politischen  Freiheit. 

Er  ist  entschieden  gegen  jede  Beteiligung  der  Regierung  an  der 
mündlichen  Verhandlung  der  Kammern  und  findet  es  durchaus  nicht 
nötig,  dass  dieselbe  Anträge  zu  stellen  'habe. 

Heeren  dagegen  frägt  sich,  ob  das  Recht,  einen  Antrag  oder  Ge- 
setzvorschlag an  die  Kammern  zu  bringen,  dem  Monarchen  allein  zu- 
komme, oder  ob  es  auch  den  Kammern  eingeräumt  werden  müsse; 
er  fordert  ausdrücklich,  dass  die  Regierung  in  die  Verhandlung  ein- 
greifen dürfe,  um  ihre  Gesetzvorschläge  gehörig  motivieren  zu  können 
und  die  Kammern  zur  Annahme  derselben  zu  bewegen. 

Hier  liegt  offenbar  ein  entschiedener  Gegensatz  vor.  Der  eine 
möchte  den  Einfluss  des  Monarchen  auf  die  Kammern  möglichst  fern- 
halten; der  andere  tritt  mit  voller  Entschiedenheit  dafür  ein,  dass  der 

74  Polit.  Theorien,  S.  446,  447. 
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Regierung  ein  möglichst  grosser  Einfluss  auf  die  Verhandlungen  gesi- 
chert bleibe. 

Ob  Montesquieu  den  direkten  Ausschluss  der  Minister  von  den 
Kammerverhandlungen  fordert,  ist  nicht  auszumachen;  jedenfalls  ist 
er  gegen  das  Eingreifen  derselben  in  die  mündliche  Verhandlung,  da 
die  Freiheit  dadurch  bedroht  würde.  Heeren  findet  nichts  natürlicher, 
als  dass  die  Minister  Sitz  und  Vortrag  in  den  Kammern  haben,  und 
€r  findet  in  dieser  «Beschränkung»  (Heeren  versteht  wohl  darunter  das 
Verbot  des  Eingreifens  der  Minister  in  die  Verhandlungen,  weiches 
eben  .Montesquieu  verlangt)  und  in  der  Ausschliessung  der  Minister  von 
den  Verhandlungen  einen  grossen  Widersinn. 75  (S.  v.  S.  16,  17.)  Wir 
verstehen  jetzt,  weshalb  Heeren  (s.  v.  S.  29)  so  stark  betont,  dass  die 
Kammern  eine  mitbeschliessende  Behörde  seien;  der  andere  beschlies- 
sende  Teil  ist  nach  seiner  Ansicht  der  Monarch. 

Beide  gehen  ferner  darin  einig,  dass  sie  die  Person  des  Fürsten 
für  unverletzlich  erklären  und  nicht  gestatten  wollen,  dass  dieselbe  vor 
Gericht  gezogen  werde.  (S.  v.  S.  26.)  Wie  steht  es  aber  in  dieser 
Hinsicht  mit  den  Dienern  des  Monarchen,  welche  Anschauung  vertreten 
die  beiden  Autoren  betreffs  der  Verantwortlichkeit  der  Minister? 

Montesquieu:  «Mais  comme  celui  qui  execute  ne  peut  rien  exe- 
cuter  mal  sans  avoir  des  Conseillers  mechants  et  qui  ha'issent  les  Loix 
comme  Ministres,  quoi  qu'elles  les  favorisent  comme  homme;  ceux-ci 
peuvent  etre  recherches  et  punis.»  70 

Montesquieu  fordert  also  ein  verantwortliches  Ministerium.  Heeren 
äussert  sich  weniger  klar  über  diesen  Punkt.  Aus  dem  oben  angeführ- 
ten Zitat  (S.  17),  wobei  er  die  Berufung  und  Entlassung  der  Minister 
allein  vom  Monarchen  abhängig  machen  will,  lässt  sich  der  Schluss 
ziehen,  dass  er  eher  dazu  neigt,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
nur  dem  Fürsten,  nicht  auch  den  Kammern  oder  dem  Volke  gegenüber 
gelten  zu  lassen.  Welche  Schwierigkeiten  sich  hieraus  ergeben,  wenn 
man  es  auf  eine  Trennung  und  doch  wiederum  Versöhnung  des  monar- 
chischen und  demokratischen  Prinzips  abgesehen  hat,  ist  schon  oben 
(S.  17,  18  besonders)  nachgewiesen  worden.  — 

Wir  haben  die  Meinungsverschiedenheiten  der  beiden  Schriftsteller 
hinsichtlich  der  Rechte  des  Fürsten  in  Beziehung  auf  ihren  Einfluss  auf 
die  Kammerverhandlungen  etwas  ausführlicher  dargestellt  (einige  Wie- 
derholungen waren  dabei  kaum  zu  vermeiden);  denn  wir  halten  diese 
Unterschiede,  wenn  man  sie  auch  für  klein  ansehen  wollte,  doch  für 
sehr  bedeutsam. 

Sagt  doch  schon  Aristoteles,  wenn  er  von  den  Ursachen  der  Ver- 
fassungsveränderungen, dem  Ursprung  der  Revolutionen  und  Unruhen 
spricht: 

„ytvovzai  fiev  ovv  al  ovdöeig  ov  neql  (UtxQwv  dXX*  ex  [uxqwv,  cfTCtöid^ovoi 

de  7t€qI  ßsydXwv  Slotieq  dq%o(.itvü)V  evXaßHCÜcti  deirwv  tovovtoov 

 sv  aQxfi  yäq  ylverat  ro  d/naQTrjina,  y  (f  ao%?}  Xeytrai    /tuav  eivcu 

7ictVTog,  wöie  xal  ro  ev  avrfj  fxixqov  dfxdQrrif.ia  dvdXoyov  eön  rtgog  rd  §y 
zoig  t'.XXoig  jniiQeGiv."  77 

In  diesen  kleinen  Unterschieden,  wie  wir  sie  in  dem  Verfassun;;s- 
ideal  eines  Heeren  und  eines  Montesquieu  feststellen  können,  liegt 

75  Polit.  Theorien,  S.  446. 

76  Geist  der  Gesetze,  S.  255. 

77  Aristoteles:  Politik,  8.  Buch,  3.  Kap.,  nach  Susemihl. 
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schliesslich  der  grosse  Gegensatz  der  in  der  Gegenwart  miteinander 
ringenden  konstitutionellen  Staatsformen  begründet.  Das  Heerensche 
Ideal  findet  seine  Verwirklichung  in  den  konstitutionellen  Monarchien 
der  Zcntralmächte.  Die  Musterverfassung  Montesquieu's  schwebt  den 
heutigen  westeuropäischen  Staaten  als  Ideal  vor  Augen. 

b)  Verschiedenheiten  in  der  Methode  der  Behandlung. 
Ausser  den  unmittelbaren  Meinungsverschiedenheiten,  den  eigent- 
lichen Widersprüchen,  lassen  sich  nun  zwischen  Montesquieu  und 
Heeren  ziemlich  grosse  Differenzen  in  der  Behandlungsmethode  ihres 
politischen  Gegenstandes  nachweisen.  Gewiss,  beide  Forscher  be- 
schäftigen sich  häufig  mit  Verfassungsfragen  und  beide  stimmen  ziem- 
lich genau  miteinander  überein  in  der  Darstellung  ihres  Verfassungs- 
ideals. Aber  die  beiden  'haben  durchaus  nicht  die  gleiche  Absicht. 
Schon  die  oben  angeführten  (S.  31 — 34)  eigentlichen  Meinungsdifferen- 
zen legen  die  Vermutung  nahe,  dass  diese  Verschiedenheiten  auf  Rech- 
nung verschieden  gerichteter  Tendenzen  zu  schreiben  sind.  Versuchen 
wir  der  Sache  auf  den  Grund  zu  gehen:  Zunächst  fällt  uns  auf,  dass 
Heeren  das  Bedürfnis  fühlt,  das  Wesen  der  Souveränität  des  Fürsten 
ziemlich  eingehend  zu  behandeln,  während  man  bei  Montesquieu  weder 
den  Begriff  der  Souveränität  noch  denjenigen  des  Fürsten  näher  erör- 
tert findet. 

Wir  führten  oben  schon  eine  Stelle  des  Esprit  des  Loix  an:  «La 
puissance  executrice  doit  etre  entre  les  mains  d'un  'Monarque;  parce 
que  cette  partie  du  Gouvernement,  qui  a  presque  toujours  besoin  d'une 
action  momentanee,  est  mieux  administree  par  un  que  par  plusieurs; 
au  lieu  que  ce  qui  depend  de  la  puissance  Legislative,  est  souvent 
mieux  ordonne  par  plusieurs  que  par  un  seul.»  78 

Daraus  Hesse  sich  beinahe  schliessen,  dass  nach  Montesquieu  ein 
Monarch  so  viel  bedeutete  wie  ein  Einzelner,  welcher  die  Regierung 
unter  sich  hat,  was  also  der  Ethymologie  des  Wortes  entsprechen 
würde.  Gerade  mit  dieser  Auffassung  ist  nun  Heeren  durchaus  nicht 
einverstanden.  Er  äussert  sich  darüber  (s.  v.  S.  10):  «Eine  Republik, 
so  gut  wie  eine  Monarchie,  kann  ein  einzelnes  Oberhaupt  haben.  Aber 
das  Verhältnis  dieses  Oberhauptes  zum  Volk  ist  verschieden.  In  der 
Monarchie  steht  es  über  dem  Volke,  in  der  Republik  unter  demselben. 
In  ersterem  Falle  ist  dieser  Obere  Fürst,  Souverän  (welchen  Titel  er 
sonst  führen  mag) ;  im  andern  Falle  ist  er  Magistrat.»  79 

Diese  bedeutend  schärfere  Fassung  des  Begriffs  des  Monarchen 
ist  nicht  zufällig,  sondern  liegt  in  der  ganzen  Tendenz  Heeren's  begrün- 
det (s.  u.  S.  35).  In  der  Musterverfassung  Montesquieu's  werden  die 
drei  Gewalten  genau  von  einander  unterschieden  und  sein  Hauptaugen- 
merk ist  darauf  gerichtet,  eine  möglichst  scharfe  Trennung  dieser 
Gewalten  durchzuführen.  Montesquieu  steht  unter  dem  Einfluss  jener 
lang  andauernden  Entwicklung  politischer  Theorien,  welche  ursprüng- 
lich auf  Aristoteles  zurückgeht,  welcher  ja  auch  schon  drei  Gewalten, 
die  sich  allerdings  mit  denjenigen  Montesquieu's  nicht  mehr  decken, 
unterschieden  hat. 

„böci  6i]  TQi'a  /iuwca  tcov  TioXiretdov  naG^r,  tt8qI  mV  (hl  Scwqsiv  rov 
anovSalov  vo^io^tcr^v  exdöcr}  %6  av^(f^Qov.  wv  s%6vvwv  xahoc  dvdyxi}  i  m~ 

78  Geist  der  Gesetze,  S.  252. 

79  Polit.  Theorien,  S.  437. 
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nohretav  e%etv  xakwg,  xai  rag  noXiTSiag  äXXi'Xwv  ÖLacftqetv  iv  u>  Siayjtqeov 
exaarov  tovtcov.  ean  de  tcov  tqiwv  tovtcov  ev  fiev  ti  to  ßovXevofisvov  tisqI  toov 
xoivwv,  SsmeQov  ös  to  nsqi  xäg  äq%dg  (tovto  <T  edriv  dg  Sei  xai  tIvoov  eivau 
xvqlag,  xai  tcolccv  Ttvd  del  ytvec&ai  tv\v  ai'qeaiv  avToovJ,  xqkov  ds  tl  to 
dcxaCov."80 

Um  diese  Trennung  der  Gewalten  ist  es  also  Montesquieu  in 
erster  Linie  zu  tun.  Er  sieht  in  ihr  das  beste  Mittel,  die  politische] 
Freiheit  zu  schützen,  zu  erhalten  und  zu  befestigen.  Heeren  beschäf- 
tigt sich  nicht  mehr  so  eingehend  mit  diesen  drei  Gewalten.  Vor  allem 
ist  für  ihn  die  Trennung  derselben  kein  politisches  Axiom  mehr.  Wie 
wir  gezeigt  haben  (S.  32),  so  scheint  sich  bei  ihm  die  Grenze  zwischen 
der  ausführenden  und  gesetzgebenden  Gewalt  eher  wieder  etwas  zu 
verwischen,  indem  er  dem  Fürsten  einen  bedeutend  grössern  Anteil 
auch  an  der  Legislation  einräumen  will  als  Montesquieu.  Uebrigens 
spricht  er  sich  mehrmals  gegen  die  «gänzliche  oder  möglichste»  Tren- 
nung der  Gewalten  aus.  So  nennt  er  z.  B.  bei  der  Behandlung  der 
Revolution  in  seiner  «Geschichte  des  Europ.  Staatensystems»  «diese 
gänzliche  oder  möglichste  Trennung  der  ausübenden  und  der  gesetz- 
gebenden Macht  einen  aus  den  Theorien  der  Philosophen  aufgegriffenen 
Wahn».81  Diese  Bemerkung  richtet  sich  jedoch  nicht  eigentlich  gegen 
Montesquieu,  für  den  er  stets  eine  hohe  Verehrung  hegt,  sondern  eher 
gegen  Locke  und  vor  allem  gegen  Rousseau.   (S.  unten  S.  68.) 

Bei  Montesquieu  kehrt  im  11.  Buch  des  «Geist  der  Gesetze»  die 
gleiche  Wendung  immer  wieder:  «Wenn  die  Gewalten  in  der  gleichen 
Person  vereinigt  würden,  so  würde  die  Freiheit  aufhören.» 

Die  politische  Freiheit  in  ihrer  Beziehung  zur  Verfassung,  dann 
auch  die  politische  Freiheit  des  Bürgers  ist  für  Montesquieu  der  Zweck 
seines  Verfassungsideals.  Er  weist  immer  wieder  auf  die  Gefahren 
hin,  welche  dieser  Freiheit  drohen,  wenn  bald  offensichtlich,  bald  im 
geheimen  die  verschiedenen  Gewalten,  welche  getrennt  sein  sollten, 
von  denselben  Personen  oder  Körperschaften  usurpiert  werden. 

Die  Absicht  und  der  Plan  Heeren's  ist  aber  ein  ganz  anderer.  Für 
ihn  ist  die  politische  Freiheit  durch  die  damaligen  Zeitverhältnisse 
genügsam  gesichert.  Nicht  um  den  Bürger  und  seine  politische  Frei- 
heit, sondern  um  den  Monarchen  ist  er  besorgt. 

Ihm  ist  es  besonders  darum  zu  tun,  die  Souveränität  des  Monar- 
chen zu  erhalten;  er  befürchtet  immer,  sie  könnte  demselben  entglei- 
ten und  die  Kammern  oder  das  Volk  könnten  sich  ihrer  bemächtigen. 
Die  grösste  Gefahr  scheint  ihm  von  einer  neben  der  monarchischen 
schlafenden  Vo/ßssouveränität  zu  kommen. 82  Daher  gibt  er  eine 
schärfere  Begriffsbestimmung  des  Monarchen;  daher  betont  er  immer 
wieder,  dass  die  Souveränität  es  verlange,  dass  der  Monarch  über 
dem  Volke  stehe;  und  eben  deswegen  will  er  auch  dem  Fürsten  grös- 
sere Rechte  einräumen  als  Montesquieu;  ob  dabei  das  Prinzip  der 
Trennung  der  Gewalten  verletzt  wird  oder  nicht,  darauf  kommt  es 
ihm  weniger  an;  wenn  nur  das  monarchische  Prinzip  erhalten  bleibt. 

Aus  diesen  verschieden  gerichteten  Tendenzen  heraus  ergibt  sich 
die  verschiedene  Art  und  Weise  der  Behandlung  des  nämlichen  Gegen- 

80  Aristoteles:  Politik,  6.  Buch,  14.  Kapitel,  nach  Susemihl. 

81  Historische  Werke,  Band  IX,  S.  177. 

82  Vergl.  Polit.  Theorien,  S.  448. 
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Standes  und  ergeben  sich  wohl  auch  die  oben  angeführten,  einander 
widersprechenden  Ausführungen  beider  Verfasser. 

Es  könnte  beinahe  ein  Zufall  genannt  werden,  dass  trotzdem  noch 
so  viel  Uebereinstimmung  zu  Tage  tritt.  Der  eine  verteidigt  haupt- 
sächlich die  Rechte  des  Bürgers,  der  andere  die  Rechte  des  Monar- 
chen; der  eine  zeigt  eine  heftige  Abneigung  gegenüber  dem  Despotis- 
mus eines  Einzelnen,  der  andere  eine  ebenso  starke  gegenüber  der 
Pöbelherrschaft,  dem  Despotismus  der  Masse.  —  Und  doch  herrscht 
eine  überaus  grosse  Uebereinstimmung  in  dem  Ideale  einer  Staats- 
form, welches  beiden  vorschwebt. 

Aus  den  Grundsätzen  Montesquieu's  Hessen  sich  nach  Heeren's 
Ausspruch  wohl  Reformen,  aber  kein  gänzlicher  Umsturz  des  Beste- 
henden erwarten;  obgleich  ein  Freund  der  beschränkten  monarchischen 
Verfassung,  habe  er  keine  der  Grundsäulen  zu  erschüttern  versucht, 
auf  denen  die  bestehende  Ordnung  der  Dinge,  selbst  in  Frankreich,  von 
alter  Zeit  her  ruhte.  (S.  v.  S.  25,  26.)  In  diesen  paar  Worten,  welche 
Montesquieu  Beifall  spenden  wollen,  spiegelt  sich  eigentlich  die  ganze 
Geistesrichtung  Heeren's  selber  wieder.  Seine  politische  Gesinnung 
ist,  wie  gesagt,  Reformen  nicht  abgeneigt,  wünscht  jedoch  den  Umsturz 
des  Bestehenden  keinesfalls  herbei. 

Dasjenige  Gebiet,  wo  die  Anschauungsweise  der  beiden  Verfasser 
sich  deckt,  ist  die  konstitutionelle  Monarchie.  Es  macht  sich  aber 
zwischen  Heeren  und  Montesquieu  deutlich  jener  Unterschied  bemerk- 
bar, den  man  als  Unterschied  der  westeuropäischen  und  der  deutschen 
Aufklärung  überhaupt  anzusehen  berechtigt  ist.  Jene  ist  freier  beweg- 
lich und  will  sich  veralteten  Formen  gegenüber  rücksichtsloser  durch- 
setzen; diese  ist  besonnener,  sie  versucht  «im  Sichten  und  Ausscheiden 
zugleich  zu  erhalten  und  hat  dadurch  das  deutsche  Leben  vor  schroffen 
Katastrophen  bewahrt».83 

Die  eigentlichen  Abweichungen  gegenüber  Montesquieu  zeigen  sich 
bei  Heeren  also  hauptsächlich  darin,  dass  er  dem  Monarchen  einen  be- 
deutend grössern  Anteil  an  der  gesetzgebenden  Gewalt  sichern  will, 
und  dies  hängt  damit  zusammen,  dass  er  dem  (Monarchen  die  völlige 
und  alleinige  Souveränität  zuerkennt,  während  Montesquieu  das  Pro- 
blem der  Souveränität  überhaupt  weniger  eingehend  behandelt.  Die 
Souveränität  wurde  aber  seit  Bodin  im  allgemeinen  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  zugeteilt  und  nicht  der  ausführenden.  Daher  kommt  es, 
dass  Heeren  möglichst  viel  von  jener  in  den  Wirkungskreis  des  Für- 
sten verlegen  will.  — 

Das  Verhältnis  zu  Montesquieu  scheint  uns  nun,  was  das  Verfas- 
sungsideal der  beiden  Gelehrten  anbelangt,  eine  hinreichend  ausführ- 
liche Behandlung  gefunden  zu  haben. 

Anschliessend  daran  wollen  wir  uns  jetzt  noch  einen  Ueberblick 
darüber  zu  verschaffen  suchen,  welches  Verhältnis  die  Theorie  Heeren's 
zu  andern  politischen  Schriftstellern  einnimmt.  Es  werden  uns  dabei 
einige  charakteristische  Züge  des  Verfassers,  die  uns  bei  der  blossen 
Vergleichung  mit  Montesquieu  noch  entgangen  sein  mögen,  deutlicher 
zum  Bewusstsein  gebracht  werden. 

H?-  Vergl.  Eucken,  Lebensanschauungen  grosser  Denker.  8.  Auflage,  S.  386. 


36 


4.  Abschnitt. 


Bodin. 

Wir  haben  im  vorigen  Abschnitte  die  Heerensche  Ansicht  über  die 
Monarchie  mit  den  Theorien  von  Montesquieu  verglichen  und  konnten 
im  grossen  und  ganzen  ziemliche  Uebereinstimmung  feststellen,  fanden 
aber  doch  auch  einige  Differenzen.  Wir  wollen  nun  untersuchen,  ob 
sich  nicht  die  von  Montesquieu  abweichenden  Ansichten  Heeren's  schon 
bei  andern  politischen  Schriftstellern  vorfinden. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  noch  einmal  die  wichtigsten  Abwei- 
chungen Heeren's  von  Montesquieu.  Sie  lassen  sich,  wie  schon  gesagt, 
in  letzter  Linie  aus  verschieden  gerichteten  Tendenzen  herleiten.  Die 
nach  Reformen  hindrängende  Aufklärung  der  Franzosen  wurde  an- 
fänglich von  den  Deutschen  nachgeahmt.  Die  Revolution  mit  ihren 
Exzessen  übte  aber  auf  letztere  einen  für  jegliches  weitere  Reformie- 
ren in  Verfassungsangelegenheiten  ungünstigen  Einfluss  aus.  Eine 
schliesslich  durchaus  reaktionäre  Strömung  in  der  Theorie  des  Staats- 
rechts und  der  Politik  gewann  in  Deutschland  immer  mehr  an  Boden. 
In  dem  patriarchalisch-absolutistischen  System  des  Berners  Haller 
gipfelt  diese  Richtung  ;und  durch  Metternich  wurde  sie  in  die  Praxis 
eingeführt.  Auch  Heeren  konnte  sich  dieser  reaktionären  Geistesströ- 
mung nicht  entziehen. 

Während  Montesquieu  als  Ersatz  für  das  absolutistische  Regiment 
nach  einem  Ideal  einer  Staatsform  sucht,  die  zwar  noch  Monarchie, 
von  einer  eigentlichen  Republik  aber  im  Grunde  genommen  nicht  weit 
entfernt  ist,  so  sehen  wir  nun  Heeren  durchaus  nicht  diesen  ihm  von 
Montesquieu  gezeichneten  Weg  weiter  verfolgen  (dies  hat  vielmehr 
Rousseau  getan),  sondern  Heeren  macht  wieder  mehrere  Schritte 
rückwärts;  er  bekümmert  sich  nicht  mehr  um  die  Freiheit  des  Bürgers, 
sondern  er  beschäftigt  sich  in  der  Hauptsache  mit  den  Rechten  des 
Fürsten. 

Die  wichtigsten  Differenzen  zwischen  Heeren  und  Montesquieu 
sind  aber  kurz  zusammengefasst  folgende: 

1.  Heeren  verlangt  die  Erblichkeit  der  monarchischen  Würde. 
Montesquieu  schweigt  sich  gänzlich  über  diesen  Punkt  aus. 

2.  Heeren  sucht  im  (Fürsten  in  erster  Linie  den  Souverän.  Mit 
Hilfe  des  Begriffes  der  Souveränität  ist  es  nach  seiner  Meinung  leicht, 
eine  genaue  Grenzlinie  zwischen  Monarchie  und  Demokratie  zu  ziehen, 
welche,  wenn  sie  einmal  gezogen  ist,  dem  monarchischen  Prinzip  zum 
Nutzen  gereichen  kann,  indem  nun  allfällige  versteckte  und  geheime 
demokratische  Uebergriffe  ohne  weiteres  entlarvt  werden  können. 
Montesquieu,  für  die  Freiheit  des  Bürgers  allein  besorgt,  eine  mög- 
lichst weitgehende  Trennung  der  Gewalten  fordernd,  beschäftigt  sich 
weder  mit  der  Souveränität  des  Fürsten  noch  gibt  er  sich  überhaupt 
mit  dem  Begriffe  der  Souveränität  weiter  ab. 

3.  Heeren  will  dem  Fürsten  einen  möglichst  grossen  Anteil  auch 
an  der  gesetzgebenden  Gewalt  sichern,  indem  er  sich  mit  dem  bloss 
negativen  Recht  des  Verhinderns  (Veto)  eigentlich  nicht  begnügt,  son- 
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dei  n  das  Recht  der  Initiative  (Gesetzvorschläge),  Sitz  und  Stimme  der 
Minister  in  den  Kammern,  und  überhaupt  für  den  Monarchen  die  Mög- 
lichkeit der  Ausübung  eines  bedeutenden  Einflusses  auf  die  Kammern 
verlangt,  während  Montesquieu  gerade  diesen  Einfluss,  im  Interesse 
der  politischen  Freiheit  und  im  Hinblick  auf  die  Trennung  der  Gewal- 
ten, so  weit  als  möglich  zurückdrängen  möchte,  so  dass  dem  Fürsten 
(gew.  unter  der  Bezeichnung  die  ausführende  Gewalt)  nur  noch  ein 
letzter  Rest  der  Anteilnahme  an  der  gesetzgebenden  Gewalt  verbleibt, 
das  trotz  seiner  gegenteiligen  Versicherungen  eigentlich  bloss  negative 
Recht  des  Vetos. 

Dies  sind  die  Hauptdifferenzen  zwischen  den  Anschauungen 
Heeren's  und  Montesquieu's. 

Schauen  wir  jetzt  nach,  ob  nicht  schon  ähnliche  Gedanken,  wie 
Heeren  sie  vertritt,  vielleicht  vor  Montesquieu  geäussert  worden  sind, 
damals,  als  die  politischen  Schriftsteller  Westeuropas  zu  ihrem  Lieb- 
lingsthema noch  nicht  die  politische  Freiheit,  sondern  die  Rechte  des 
Fürsten  machten.  Unter  den  Reihen  dieser  Theoretiker  dürfen  wir 
am  ehesten  die  Quellen  der  Heerenschen  Theorien  zu  finden  hoffen, 
zumal  da  Heeren,  die  Hauptvertreter  der  politischen  Lehrmeinungen 
(Spinoza  vielleicht  ausgenommen,  denn  er  erwähnt  diesen  nie)  offen- 
bar mehr  oder  weniger  gründlich  studiert  hat,  wie  seine  Abhandlung 
über  die  politischen  Theorien  zur  Genüge  beweist. 

Es  ist  vor  allem  Jean  Bodin  (Johannes  Bodinus),  auf  welchen  wir 
nun  unser  Augenmerk  richten  wollen;  denn  Bodin,  obzwar  ein  Freund 
der  Hugenotten,  ist  ein  typischer  Vertreter  des  Absolutismus  und  ver- 
ficht in  seinem  Buche  «De  republica»  (Les  six  Livres  de  la  Republique) 
die  Rechte  des  Fürsten  nicht  zwar  gegenüber  dem  Volke  (der  reinen 
Demokratie),  sondern  gegenüber  den  langsam  untergehenden  Rechten 
der  Seigneurs.  (Er  ist  also  in  dieser  Hinsicht  das  gerade  Gegenteil 
eines  Montesquieu,  besonders  des  Montesquieu  in  den  ersten  Büchern 
des  Esprit  des  Loix.) 

I.  Die  Erblichkeit. 

Was  nun  die  erste  der  oben  erwähnten  3  «Hauptdifferenzen»  an- 
betrifft, so  finden  wir  zwar  nicht  zahlreiche  Stellen  bei  Bodin,  welche 
auch  die  Erblichkeit  der  monarchischen  Würde  fordern.  Immerhin 
scheint  Bodin  hier  mit  Heeren  übereinzustimmen,  laut  VI.  Buch, 
5.  Kap.:  «Ce  n'est  pas  assez  de  dire  que  la  Monarchie  Royale  et  legi- 
time est  meilleure  que  la  Democratie  ou  Aristocratie,  si  on  ne  dit 
Monarchie  devolue  par  droit  successif  au  masle  le  plus  proche  du 
nom,  et  hors  partage:  car  combien  que  la  Monarchie  legitime  soit  tou- 
siours  preferable  aux  autres  Republ.  si  est-ce  qu'entre  les  Monarchies. 
celle  qui  vient  par  droit  successif  masles  du  nom,  plus  proches  et  Ilm  s 
partage,  est  beaueoup  plus  louable  et  plus  seure  que  les  autres,  qui 
viennent  par  sort  ou  par  chois  .  .  .»  84 

Soweit  allerdings  wie  Heeren  geht  er  nicht,  dass  er  Wahlmonar- 
chien  gar  nicht  als  Monarchien  anerkennen  will.  Liv.  I.  Chap,  8: 
«Autrement  si  on  disoit  perpetuelle  (,perpetuel'  ist  eine  Eigenschaft 
der  Souveränität  nach  der  damaligen  diplomatischen  Ausdiucksweise), 
qui  n'a  jamais  fin,  il  n'y  auroit  souverainete  qu'en  l'etat  Aristocratique 
84  Jean  Bodin.  Les  six  Livres  de  la  Republique  (par  Gabriel  Cartier)  1599,  S.  973. 
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et  populaire,  qui  ne  meurent  point;  ou  bien  qu'on  entendist  le  mot  per- 
petuel-en  un  Monarque,  pour  luy  et  ses  heritiers,  il  y  auroit  peu  de 
Monarques  souverains,  attendu  qu'il  y  en  a  fort  peu  qui  soyent  here- 
ditates: et  mesmement  ceux  qui  viennent  ä  la  couronne  par  droit 
d'eleetion,  ne  seroyent  pas  souverains.  II  faut  donc  entendre  ce  rnot 
perpetuel,  pour  la  vie  de  celuy  qui  a  la  puissance.»  85 

II.  Die  Souveränität. 

Die  zweite  Differenz  bezieht  sich  auf  die  Rolle,  welche  die  Souve- 
ränität in  den  Theorien  Montesquieu's  und  Heeren's  gespielt  hat.  Bei 
Montesquieu  erfahren  wir  überhaupt  nicht  viel  über  Souveränität;  also 
ist  es  ausgeschlossen,  dass  die  Heerenschen  Ideen  in  diesem  Punkte 
von  Montesquieu  herstammen;  dagegen  hat  Bodin  sehr  viel  über  die 
Souveränität  geschrieben. 

Der  Unterschied  zwischen  Bodin  und  Heeren  liegt  vorerst  darin, 
dass  Bodin  von  der  Souveränität  im  allgemeinen  spricht,  wogegen 
Heeren  nur  die  Souveränität  des  Fürsten  behandelt.  Indessen  hat 
dieser  Umstand  infolge  der  Hinneigung  Bodin's  zum  Absolutismus 
nicht  so  viel  zu  bedeuten.  Auch  Bodin  gibt  sich  mit  Vorliebe  und  in 
der  Hauptsache  mit  den  Rechten  des  Fürsten  ab. 

Doch  vergegenwärtigen  wir  uns  nun  vorerst  die  Anschauung 
Bodin's  über  die  Souveränität:  Das  erste  und  wichtigste  Kennzeichen 
der  Souveränität  ist  für  Bodin  die  Macht,  Gesetze  zu  geben. 

«Et  par  ainsi  nous  conclurons  que  la  permiere  marque  du  prince 
souverain,  c'est  la  puissance  de  donner  loy  ä  tous  en  general,  et  ä 
chacun  en  particulier:  mais  ce  n'est  pas  assez,  car  il  faut  adiouster, 
sans  le  consentement  de  plus  grand,  ni  de  pareil,  ni  de  moindre  que 
soy:  car  si  le  prince  est  oblige  de  ne  faire  loy  sans  le  consentement 
d'un  plus  grand  que  soy,  il  est  vray  suiect:  si  d'un  pareil,  il  aura  com- 
pagnon  (was  der  von  Bodin  geforderten  Unteilbarkeit  der  Souveräni- 
tät widersprechen  würde):  si  des  suiects,  soit  du  Senat  ou  du  peuple, 
il  n'est  pas  souverain.»  86 

Diese  Worte  lassen  den  Standpunkt  Bodin's  ganz  klar  hervortreten. 
Die  Souveränität  besteht  in  der  Macht,  Gesetze  zu  geben.  Falls  nun 
der  Fürst  die  Souveränität  besitzt,  so  bedarf  er  zur  Ausübung  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  keiner  Zustimmung  irgendwelcher  anderer  Per- 
son. Eine  solche  Zustimmung  widerspräche  geradezu  der  Souverä- 
nität. Der  Fürst  ist  in  einer  Monarchie  alleiniger  und  unbeschränkter 
Gesetzgeber.  Man  beachte,  wie  sich  allmählich  eine  völlige  Umstel- 
lung dieses  Gedankens  vollzogen  hat.  In  der  Musterverfassung  Mon- 
tesquieu's hat  der  Fürst  mit  der  Gesetzgebung  eigentlich  nichts  mehr 
zu  tun.  Ein  letzter  Rest  der  Bodinschen  Souveränität  verbleibt  ihm 
noch:  das  Veto.  Heeren  steht  in  der  Mitte.  Es  ist  in  seiner  Monarchie 
nicht  von  einer  Zustimmung  eines  andern  zu  den  vom  Fürsten  entwor- 
fenen Gesetzen  die  Rede  (wie  bei  Bodin,  welcher  sogar  diese  «Zustim- 
mung» eines  andern  nicht  gelten  lassen  will),  sondern  umgekehrt  von 
der  Zustimmung  des  Fürsten  zu  den  Gesetzvorschlägen  der  Kammern; 
allerdings  muss  auch  der  Fürst  Gesetzvorschläge  machen  können.  Die 
Zeiten  hatten  sich  unterdessen  so  geändert,  dass  auch  Heeren  nicht 

85  Bodin.  De  la  Rep.  S.  126. 

86  Bodin.  De  la  Rep.  Buch  I,  Kap.  10,  S.  221. 
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anders  kann,  als  die  eigentliche  gesetzgebende  Gewalt  dem  Fürsten 
abzunehmen  und  in  den  Wirkungskreis  der  Kammern  zu  verlegen. 
Und  doch  —  das  ist  nun  das  eigentümliche  seiner  Stellung  —  behauptet 
er,  die  Souveränität  komme  dem  Fürsten  zu.  Was  bedeutet  die  Sou- 
veränität denn  eigentlich,  wenn  man  sie  der  gesetzgebenden  Macht 
beraubt?  Es  ist  schwer  zu  sagen,  was  sich  Heeren  darunter  vor- 
stellt.87  Man  verwickelt  sich  überhaupt  in  nicht  geringe  Schwierig- 
keiten, wenn  man  bei  der  Annahme  und  Bestimmung  einer  unteilbaren 
höchsten  Staatsgewalt  (Souveränität)  das  Hauptgewicht  nicht  auf  die 
gesetzgebende  Gewalt  verlegt;  denn  was  soll  denn  innerhalb  eines 
Staatswesens  noch  höher  sein,  als  diejenige  Gewalt,  welche  die  Ge- 
setze schafft? 

Für  Bodin  ist  die  Sache  klar  und  eindeutig  bestimmt.  Die  Sou- 
veränität besteht  hauptsächlich  in  der  Macht,  Gesetze  zu  geben.  In 
einer  Monarchie  besitzt  der  Fürst  die  Souveränität  allein,  und  deshalb 
ist  er  auch  alleiniger  Gesetzgeber.  Heeren  kann  natürlich  nicht  mehr 
so  weit  gehen.  Er  sucht  aber  so  viel  als  möglich  auch  von  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  dem  Fürsten  zu  erhalten,  alles  dies  eigentlich  der 
Souveränität  wegen.  Auf  dieses  erste  Kennzeichen  Bodin's  der  Souve- 
ränität kann  Heeren  nicht  völlig  verzichten.  Immerhin  ist  er  genötigt, 
im  Gegensatz  zu  Bodin  auch  den  Kammern  bedeutende,  die  Gesetz- 
gebung betreffende  Befugnisse  zuzugestehen. 

Die  echte  Monarchie  Heeren's  wäre  für  Bodin  bereits  eine  Schein- 
monarchie. Er  würde  in  ihr  die  von  ihm  verpönte  Teilung  der  Souve- 
ränität mindestens  in  keimhaftem  Zustande  zu  finden  glauben. 

«On  a  voulu  dire  et  publier  par  escrit  que  Testat  de  France  estoit 
aussi  compose  des  trois  Republiques  et  que  le  Parlement  de  Paris 
tenoit  une  forme  d'Aristocratie,  les  trois  estats  tenoyent  la  Democra- 
tie,  et  le  Roy  representoit  Testat  Royal  qui  est  une  opinion  non  seule- 
ment  absurde,  ains  aussi  capitale.  Car  c'est  du  crime  de  leze  maieste 
de  faire  les  subiects  compagnons  du  Prince  souverain.  .  .  .»  88  Man 
kann  sich  bei  Heeren's  Theorie  schwer  eine  klare  Vorstellung  über  den 
Souveränitätsbegriff  machen.  Mindestens  ist  die  Heerensche  Souverä- 
nität im  Vergleich  zur  lebendigen,  gesetzgebenden,  unteilbaren  Souve- 
ränität eines  Bodin  ein  stark  abgeblasster  Begriff.  Seine  Vorstellung 
der  Monarchie  zu  derjenigen  Bodin's  könnte  man  etwa  mit  dem  Ver- 
hältnis des  Deismus  zum  Theismus  in  Vergleichung  bringen. 

Nun  gibt  Bodin  noch  eine  Menge  anderer  Kennzeichen  der  Souve- 
ränität an,  nennt  aber  die  Macht,  Gesetze  zu  geben,  stets  die  Haupt- 
bedingung,  in  Beziehung  zu  welcher  die  andern  Bedingungen  als  be- 
sondere Arten  angesehen  werden  sollen. 

«Sous  ceste  mesme  puissance  de  donner  et  casser  la  loy,  sont 
compris  tous  les  autres  droits  et  marques  de  souverainete,  attendu 
que  tous  les  autres  droits  sont  compris  en  cestui-lä:  comme  decerner 
la  guerre,  ou  faire  la  paix:  cognoistre  en  dernier  ressort  des  iugemens 
de  tous  magistrats,  instituer  et  destituer  les  plus  grands  officiers: 
imposer  ou  exempter  les  suiects  de  charges  et  subsides:  ottroyer 
graces  et  dispenses  contre  la  rigueur  des  loix:  hausser  ou  baisser  le 
tiltre,  valeur  et  pied  des  monnoyes:  faire  jurer  les  suiects  et  hommes 
liges  de  garder  fidelite  sans  exeption  ä  celui  auquel  est  deu  le  serment, 

87  Vergl.  u.  St.  61. 

88  Bodin,  De  la  Rep.,  Buch  II,  Kap.  1,  S.  262/263. 
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qui  sont  les  vrayes  marques  de  souverainete,  comprises  sous  la  puis- 
sance  de  donner  la  loy  ä  tous  en  general,  et  ä  chacun  en  particuliers, 
et  ne  la  recevoir  que  de  Dieu.  .  .  .» 89 

Also  alle  unmittelbare  Staatsgewalt  gehört  nach  Bodin  zur  Sou- 
veränität. Die  Trennung  der  Gewalten  ist  bei  ihm  noch  nicht  durch- 
geführt; denn,  wenn  er  als  Hauptkennzeichen  der  Souveränität  dio 
gesetzgebende  Gewalt  angibt,  so  fügt  er  hinzu,  dass  alle  andern  Rechte 
und  Kennzeichen  der  Souveränität  in  dieser  gesetzgebenden  Gewalt 
inbegriffen  seien.  Der  Ausdruck  «alle  andern  Rechte  und  Kenn- 
zeichen» deutet  aber  schon  auf  eine  Unterscheidung  von  der  eigent- 
lichen gesetzgebenden  Gewalt  hin,  worauf  offenbar  bezugnehmend 
Heeren  behauptet, 90  der  Keim  der  spätem  Trennung  der  Gewalten  sei 
schon  bei  Bodin  zu  finden. 

Eine  Menge  dieser  Kennzeichen  werden  nun  von  Bodin  ausführlich 
behandelt.  Wir  finden  die  meisten  auch  bei  Heeren  wieder  als  Kenn- 
zeichen eines  souveränen  Fürsten.  Diese  Kennzeichen  oder  Bedingun- 
gen würde  man  aber  heutzutage  nicht  der  gesetzgebenden  Gewalt,  wie 
dies  Bodin  tut,  sondern  meist  der  ausführenden  Gewalt  oder  der  Ver- 
waltung unterordnen,  so  z.  B.  das  zweite  Kennzeichen  der  Souveräni- 
tät: «decerner  la  guerre  ou  traicter  la  paix,  qui  est  Tun  des  plus 
grands  poincts  de  la  maieste  .  .  .»  91 

«Et  quant  aux  Monarchies,  il  est  bien  sans  difficulte,  que  la  reso- 
lution  de  la  paix  et  de  la  guerre  depend  du  Prince  souverain,  si  Testat 
est  pure  monarchie»  92  (erinnert  stark  an  Heeren,  wogegen  dessen  un- 
mittelbarer Vorgänger  an  der  Göttinger  Universität,  Spittler.  der  von 
Rousseau  beeinflusst  ist,  schwankt,  ob  der  gesetzgebende  Körper  oder 
der  Monarch  das  Recht  habe,  den  Krieg  zu  erklären).93  Ein  anderes 
Kennzeichen  der  Souveränität  ist  nach  Bodin  die  oberste  richterliche 
Instanz.    In  einer  Monarchie  ist  der  Fürst  oberster  Richter. 

«Mais  disons  de  l'autre  marque  souveraine,  c'est  a  scavoir  du 
dernier  ressort,  qui  est  et  a  tousiours  este  Tun  des  principaux  droits 
de  la  souverainete.»  94 

«Et  de  ceste  marque  de  souverainete  depend  aussi,  la  puissance 
d'ottroyer  grace  aux  condamnes  par  dessus  les  arrests,  et  ccntre  la 
rigueur  des  loix,  soit  pour  la  vie,  soit  pour  les  biens,  soit  pour  l'hon- 
neur,  soit  pour  le  rappel  du  ban,  il  n'est  pas  en  la  puissance  des  Magi- 
strats, pour  grands  qu'ils  soyent,  d'en  donner  un  seul  poinct,  ni  de 
rien  alterer  des  iugements  par  eux  donnes.»  95 

Also  noch  einen  Teil  der  richterlichen  Gewalt  unterstellt  Bodin 
dem  souveränen  Fürsten.  Ueber  diesen  Punkt  schweigt  sich  Heeren 
aus,  obwohl  man  wohl  unter  Berücksichtigung  des  Charakters  seiner 
politischen  Theorien,  zur  Annahme  berechtigt  ist,  dass  er  jedenfalls 
nichts  gegen  das  Begnadigungsrecht  des  Fürsten  einzuwenden  hätte. 

Die  Besteuerung  rechnet  Bodin  ebenfalls  zur  Souveränität.  Heeren 
nicht  mehr.  Bodin  äussert  sich  darüber:  «Quant  au  droit  de  mettre 
sur  les  suiects  tailles  et  imposts,  ou  bien  en  excempter  quelques  uns,  cela 

89  Buch"  I,  Kap.  10,  S  223. 

90  Polit.  Theorien,  S.  376. 

91  Buch  I,  Kap.  10,  S.  224 

92  do.  S.  228. 

93  Spittler.  Vorlesungen  über  Politik. 

94  Les  six  livres  de  la  Republique,  B.  I,  Kap.  10,  S.  231. 

95  do.  S.  236. 
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dopend  aussi  de  la  puissance  de  donner  la  loy  et  les  Privileges.»  90 
Auch  Heeren  unterstellt  die  Besteuerung  der  gesetzgebenden  Gewalt, 
aber  gerade  dieser  Teil  der  gesetzgebenden  Gewalt  ist  das  eigentliche 
Gebiet  der  Kammern,  und  der  König  hat  nur  die  Beschlüsse  derselben 
gutzuheissen  oder  deren  Sanktion  zu  verweigern. 

Schliesslich  stellt  Bodin  am  Ende  seines  umfangreichen  Werkes 
die  Behauptung  auf,  dass  die  wirkliche  Souveränität  nur  in  einer  Mo- 
narchie vorkommen  könne.  Es  scheint  beinahe,  dass  er  nur  um  dieses 
klar  zu  machen,  seine  Arbeit  unternommen  habe. 

«Mais  le  principal  poinct  de  la  Republique  (Republique  =  Staat), 
qui  est  le  droit  de  souverainete,  ne  peut  estre  ni  subsister,  ä  parier 
proprement,  sinon  en  la  Monarchie:  car  nul  ne  peut  estre  souverain  en 
une  Republique  qu'un  seul:  s'ils  sont  deux,  ou  trois,  ou  plusieurs,  pas 
im  n'est  souverain  .  .  .»  97  (Der  Gedanke  Rousseau's,  wonach  dieselbe 
Person  einerseits  als  regierende,  anderseits  auch  wieder  als  regierte 
aufgefasst  werden  kann,  ist  Bodin  gänzlich  fremd.) 

«...  quand  on  vient  ä  limiter  la  puissance  du  Monarque,  pour 
Tassubiectir  aux  estats  du  peuple  ou  du  Senat,  la  souverainete  n'a  point 
de  fondement  assure,  ains  il  se  forme  une  confusion  populaire,  ou 
anarchie  miserable,  peste  des  estats  et  Republiques:  .  .  .»  98 

Soweit  geht  nun  Heeren  allerdings  nicht;  denn  er  sagt  ausdrück- 
lich:  «...  allerdings  kann  die  Souveränität  bey  dem  Volke  seyn». t>9 

Fassen  wir  in  Kürze  das  eben  über  die  Souveränität  Gesagte  zu- 
sammen. Bei  Bodin  ist  die  Souveränität  ein  einfacher,  klarer  Begriff; 
sie  stellt  nicht  nur  die  höchste,  sondern  eigentlich  überhaupt  alle  un- 
mittelbare Staatsgewalt  dar,  wobei  das  Hauptgewicht  auf  den  Besitz 
der  gesetzgebenden  Gewalt  gelegt  wird.  Heeren  dagegen  definiert, 
hierin  ganz  unabhängig  von  Montesquieu,  den  Fürsten  als  den  Einen, 
welcher  mit  souveräner  Machtfülle  ausgerüstet  ist.  Indem  er  aber  Ge- 
setzgebung und  Besteuerung  vornehmlich  in  den  Wirkungskreis  der 
Kammern  verlegt,  und  bloss  einen  gewissen  Anteil  an  dieser  wichtig- 
sten, der  gesetzgebenden  Gewalt,  dem  Fürsten  sichern,  trotzdem  aber 
nichts  von  einer  Teilung  der  dem  Fürsten  zustehenden  Souveränität 
wissen  will,  gelangt  er  eigentlich  zu  einem  im  Vergleich  zu  Bodins 
Theorie  ziemlich  blassen  Souveränitätsbegriff ;  denn  diese  höchste 
Gewalt  spielt  bei  ihm  im  wichtigsten  Teile  des  staatlichen  Lebens  eine 
ziemlich  passive  und  sekundäre  Rolle.  Diesen  Untersuchungen  wäre 
noch  beizufügen,  dass  Bodin  annimmt,  die  Souveränität  stehe  ursprüng- 
lich beim  Volke  und  sei  von  diesem  dem  Fürsten  übertragen,  während 
Heeren  einfach  annimmt,  die  Souveränität  stehe  beim  Fürsten,  und 
sich  nicht  weiter  über  deren  Herkunft  kümmert.  Da  aber  Hobbes  den 
Bodinschen  Gedanken  der  Uebertragung  viel  ausführlicher  darstellt, 
so  werden  wir  bei  der  Vergleichung  zwischen  Heeren  und  Hobbes  auf 
dieses  Problem  zurückkommen. 

HL  Monarch  und  Kammern. 

Wir  haben  drittens  zu  untersuchen,  was  Bodin  zum  Verhältnis  des 
Fürsten  zu  den  Kammern  sagt  und  ob  nicht  Bodinsche  Gedanken  den 

96  Lessixlivres  de  laRep.  de  Jean  Bodin.  Augeuin  1599.  B.  I,  Kap.  10,  S.  244. 

97  De  la  Rep.,  Buch  VI,  Kap.  4,  S.  961. 

98  do.  Buch  VI,  Kap.  4,  S.  965. 

99  Polit.  Theorien,  S.  435. 
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Heerenschen  «Rechten  des  Fürsten  in  Beziehung  zu  den  Kammern» 
als  Vorbild  dienten. 

Wir  haben  diesen  Punkt  oben  schon  öfters  gestreift.  Eigentüm- 
lich ist,  dass  die  gegen  die  Uebergriffe  der  Kammern  den  Fürsten 
schützende  Schranke,  welche  Heeren  unter  Zuhilfenahme  des  Souve- 
ränitätsbegriffes aufgerichtet  hat,  ganz  im  Heerenschen  Sinne,  nur 
noch  etwas  absolutistischer,  weil  sein  Souveränitätsbegriff  ein  unbe- 
schränkter und  absoluter  ist,  bereits  von  Bodin  aufgerichtet  und  voll- 
endet wurde. 

«Et  en  cela  se  cognoist  la  grandeur  et  maieste  d'un  vray  Prince 
souverain,  quand  les  estats  de  tout  le  peuple  sont  assemblez,  presen- 
tans  requeste  et  supplications  ä  leur  Prince  en  toute  humilite,  sans 
avoir  aucune  puissance  de  rien  Commander,  ni  decerner,  ni  voix  deli- 
berative:  ains  ce  qu'il  piaist  au  roy  consentir,  ou  dissentir,  Commander 
ou  defendre,  est  tenu  pour  loy,  pour  edict,  pour  ordonnance.  En  quoy 
ceux  qui  ont  escrit  du  devoir  des  Magistrats,  et  autres  livres  sembla- 
bles,  se  sont  abusez  de  soustenir  que  les  estats  du  peuple  sont  plus 
grands  que  le  Prince;  chose  qui  fait  revolter  les  vrais  subiects  de 
l'obeissance  qu'ils  doyvent  ä  leur  Prince  souverain  .  .  .  car  si  le  Prince 
souverain  est  subiect  aux  estats,  il  n'est  ni  Prince,  ni  souverain:  et  la 
Republique  n'est  ni  royaume,  ni  Monarchie,  ains  une  pure  Aristo- 
cratie  .  .  .»  100 

Also  auch  bei  Bodin  wird,  ähnlich  wie  bei  Heeren,  scharf  hervor- 
gehoben, dass  der  souveräne  Fürst  über  den  Kammern  steht. 

Somit  haben  wir  nun  die  drei  oben  angeführten  «Hauptdifferenzen.* 
zwischen  Heeren  und  Montesquieu  behandelt.  Wir  haben  gefunden, 
dass  in  bezug  auf  die  Erblichkeit  zwischen  Bodin  und  Heeren  grosse 
Aehnlichkeit,  jedoch  nicht  völlige  Uebereinstimmung  herrscht. 

In  Beziehung  auf  den  zweiten  Punkt,  den  Begriff  der  Souveräni- 
tät, können  wir  feststellen,  dass  dieser  Begriff  in  den  Theorien  Bodin's 
beinahe  eine  noch  grössere  Rolle  spielt  als  bei  Heeren,  indem  erstem* 
überhaupt  nur  noch  die  absolute  Monarchie  als  diejenige  Staatsform 
bezeichnet,  in  der  eine  wirkliche  Souveränität  vorkomme.  Ueberhaupt 
ist  der  Souveränitätsbegriff  bei  Bodin  absolut  und  klar,  bei  Heeren 
ziemlich  unbestimmt  und  weniger  kraftvoll. 

Im  dritten  Punkte  stimmen  wohl  beide  in  der  Tendenz  überein, 
die  Rechte  des  Fürsten  unter  allen  Umständen  zu  sichern.  Bei  Heeren 
gibt  es  aber  ausserdem  noch  Befugnisse  der  Kammern,  während  Bodin 
von  solchen  nichts  wissen  will;  Kammern  im  modernen  Sinne  hatte  er 
überhaupt  nicht  gekannt. 

Anschliessend  daran  möchten  wir  nun  noch  einige  mit  den  obigen 
Fragen  im  Zusammenhang  stehende  Probleme  untersuchen.  Wir 
fragen  uns: 

1.  Wie  verhält  sich  Bodin  zu  den  gemischten  Verfassungen,  zu 
denen  eigentlich  auch  die  Heerensche  Scheinmonarchie  oder  Schein- 
republik  gezählt  werden  darf? 

2.  Inwiefern  ist  die  Heerensche  scharfe  Unterscheidung  zwischen 
Magistrat  und  Fürst  bei  Bodin  schon  vorgebildet  und  wie  verhalten  sich 
die  beiden  Autoren  zueinander  in  ihrer  Auffassung  der  Stellung  des 
Fürsten  den  Gesetzen  gegenüber? 

100  De  la  Rep.,  Buch  I,  Kap.  8,  S.  137,  138. 
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IV.  Gemischte  Verfassungen. 

Was  die  erste  Frage  betrifft,  so  lernen  wir  Bociin  als  entschiede- 
nen Gegner  der  sogenannten  gemischten  Verfassungen  kennen.  Die  oir 
wiederholte  Forderung  Heeren's  nach  scharfer  Auseinanderhaltung  der 
einzelnen  Staatsformen  kommt  nicht  etwa  von  (Montesquieu,  sondern 
wir  finden  sie  bei  Bodin.  Dieser  spricht  sich  gegen  jede  Art  von  ge- 
mischter Verfassung  aus: 

«...  de  poser  la  Monarchie  avec  Testat  populaire  et  avec  la  sei- 
gneurie,  c'est  chose  impossible  et  incompatible  en  effect,  et  qu'on  ne 
scauroit  mesmes  imaginer.  Car  si  la  souverainete  est  chose  indivisible, 
comme  nous  avons  monstre,  comment  pourroit-elle  se  despartir  ä  un 
prince,  et  aux  seigneurs,  et  au  peuple  en  un  mesme  temps?  La  pre- 
miere  marque  de  souverainete,  est  donner  la  loy  aux  suiects:  et  qui 
seront  les  suiects  qui  obe'front,  s'ils  ont  aussi  puissance  de  faire  loy? 
qui  sera  celui  qui  pourra  donner  loy,  estant  contraint  lui  mesme  de  la 
recevoir  de  ceux  ausquels  il  la  donne?»  101 

Bodin  ist  der  Verfechter  der  Unteilbarkeit  der  Souveränität.  Er 
geht  darin  so  weit,  dass  er  behauptet,  es  habe  überhaupt  niemals  irgend- 
wo eine  gemischte  Verfassung  existiert. 

Es  ist  wahrscheinlich,  dass  diese  Gedanken  Bodin's  auf  Heeren 
einen  gewissen  Einfluss  erlangt  haben.  Letzterer  wendet  sich  ja  scharf 
gegen  eine  Staatsform,  wo  der  Besitz  der  Souveränität  zwischen  dem 
Fürst  und  dem  Volke  geteilt  wäre.  Er  verlangt  «wirkliche»  Monar- 
chien, oder  «wirkliche»  Republiken. 102 

V.  Die  Unterscheidung  zwischen  Fürst  und  Magistrat. 

Wenden  wir  uns  der  zweiten  Frage  zu: 

Die  scharfe  Trennung  und  Unterscheidung  der  Begriffe  «Magistrat» 
und  «Fürst»,  auf  welche  Heeren  mit  Nachdruck  hinweist 103,  findet  man 
keineswegs  schon  im  Esprit  des  Loix  ausgesprochen.  Auch  dieser  Ge- 
danke findet  sich  aber  noch  bei  weitem  ausführlicher  behandelt  bei 
Bodin: 

«Que  dirons  nous  donc  de  celuy  qui  a  du  peuple  la  puissance  abso- 
lue,  tant  et  si  longuement  qu'il  vivra?  en  ce  cas  il  faut  distinguer:  si  la 
puissance  absolue  lui  est  donnee  purement  et  simplement,  sans  qualite 
de  magistrat,  ni  de  commissaire,  ni  forme  de  precaire,  il  est  bien  cer- 
tain  que  cestui-lä  est,  et  se  peut  dire  monarque  souverain:  car  le  peuple 
s'est  dessaisi  et  despouille  de  sa  puissance  souveraine,  pour  l'ensaisinci- 
et  investir:  et  ä  lui,  et  en  lui  transporte  tont  son  pouvoir,  auctorites, 
prerogatives,  et  souverainete.  .  .  .  Mais  si  le  peuple  ottroye  sa  puissance 
ä  quelqu'un  tant  qu'il  vivra,  en  qualite  d'officier,  ou  lieutenant,  ou  bien 
pour  se  descharger  seulement  de  l'exercice  de  sa  puissance,  en  ce  cas 
il  n'est  point  souverain,  ains  simple  officier,  ou  lieutenant.  .  .  .  Soit 
donc  par  commission  ou  par  institution,  ou  par  delegation,  qu'on  exerce 
la  puissance  d'autruy  en  certain  temps,  ou  ä  perpertuite,  celuy  qui 
exerce  ceste  puissance  n'est  point  souverain.  .  .  .»  104  oder:  «...  car  la 

101  De  la  Rep.,  Buch  II,  Kap.  1,  S.  254,  255. 

102  Polit.  Theorien,  S.  436. 

103  do.  S.  437. 

104  De  la  Rep.,  Buch  I,  Kap.  8,  S.  127. 
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qualite  de  Magistrat,  et  moins  encore  de  commissaire,  n'a  rien  de 
commun  avecques  la  maieste  souveraine  d'un  Roy:  aussi  le  nom  de 
Roy  ne  peut  convenir  sinon  ä  celui  qui  est  absolument  souverain.»  105 
Anschliessend  daran  behandeln  wir  die  Frage:  Welche  Stellung 
nimmt  bei  Bodin  der  Fürst  gegenüber  den  Gesetzen  ein,  und  welches 
ist  hierüber  die  Ansicht  Heeren's? 

VI.  Der  Fürst  und  die  Gesetze. 

Bei  Heeren  leidet  die  Behandlung  dieses  Problems  wieder  an  einer 
gewissen  Unbestimmtheit.  Man  findet  darüber  nirgends  eine  unmittel- 
bare Aeusserung. 

Zunächst  heisst  es  106,  in  einer  echten  Monarchie  müsse  der  sou- 
veräne Fürst  über  dem  Volke  stehen.  Dieses  über  dem  VolkeStehew 
würde  zwar  das  unter  dem  Gesetze-Stehen  nicht  direkt  ausschliessen. 
Der  grosse  Anteil  aber  des  Monarchen  an  der  gesetzgebenden  Gewalt, 
das  Recht,  Gesetzvorschläge  zu  machen,  dieselben  durch  die  Minister 
in  den  Kammern  zu  verteidigen,  endlich  das  Recht  der  Genehmigung 
oder  Verwerfung  jedes  von  den  Kammern  angenommenen  Gesetzes, 
lassen  deutlich  erkennen,  dass  nach  Heeren  der  Monarch  zum  minde- 
sten niemals  unter  der  gesetzgebenden  Körperschaft  stehe;  immerhin 
bleibt  dadurch  eigentlich  noch  unbestimmt,  ob  der  Fürst  auch  nicht- 
unter  dem  einmal  bestehenden  Gesetze  stehen  soll. 

Eine  Stelle  Hesse  sich  sogar  dahin  deuten,  dass  er  den  Fürsten 
rechtlich  auch  über  das  Gesetz  heben  will,  welches  auch  mit  der  von 
Heeren  geforderten  Unverletzlichkeit  des  Monarchen  harmonieren 
würde. 

«Wir  haben  scheinbar  eine  hohe  Autorität  gegen  uns,  die  Frie- 
drichs des  Grossen,  der  sich  selber  einen  Diener  des  Staats  nannte,  der 
seine  Pflicht  wie  andere  tun  müsse.  Gewiss  war  indes  Friedrich  Herr 
in  seinem  Staate,  und  man  kann  nicht  in  demselben  Verhältnisse  Herr 
und  Diener  zugleich  sein.  .  .  .  Allerdings  war  er  Diener  im  moralischen 
Sinn,  insofern  er  als  Mensch  dem  Sittengesetz  unterworfen  war,  das 
dem  Fürsten  wie  dem  untersten  Diener  vorschreibt,  seine  Pflicht  zu 
tun,  aber  nicht  im  politischen  Sinn,  im  Verhältnis  gegen  den  Staat,  den 
er  nicht  bediente,  sondern  beherrschte.»  107 

Aus  dieser  Aeusserung  scheint  hervorzugehen,  dass  er  die  Person 
des  Monarchen  bloss  dem  Sittengesetz,  nicht  aber  zugleich  den  staats- 
rechtlichen Gesetzvorschriften  unterordnen  will. 

Immerhin  spricht  nun  Heeren  ja  ausdrücklich  von  den  Rechten  des 
Fürsten,  was  doch  wieder  den  Schluss  zulässt,  dass  auch  der  Monarch 
nicht  über  diese  hinausgehen  dürfe;  mit  andern  Worten,  dass  er  nicht 
unbeschränkter  Herrscher  sei  und  folglich  auch  unter  dem  Gesetze 
stehen  müsse. 

Ganz  in  Uebereinstimmung  mit  seinem  viel  absoluteren  und  eben 
deshalb  auch  viel  klareren  Souveränitätsbegriff  findet  Bodin  bei  der 
Behandlung  dieser  Frage  gar  keine  Schwierigkeit.  Für  ihn  existiert 
hier  eigentlich  gar  kein  Problem.  Das  Verhältnis  des  Fürsten  zum 
Gesetz  ist  ganz  einfach  und  eindeutig  bestimmt.   Weil  der  Fürst  allei- 

105  De  la  Rep.,  Buch  II,  Kap.  3,  S.  284. 

106  Polit.  Theorien,  S.  437. 

107  do.  S.  437,  Anmerkung. 
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niger  Gesetzgeber  ist,  so  steht  er  auch  über  den  Gesetzen.  Der  Ge- 
danke, dass  einer  sich  selbst  ein  Gesetz  geben  könnte,  scheint  ihm 
einen  Widersinn  zu  bedeuten.  Einige  Stellen  mögen  uns  die  Gedanken 
Bodin's  hierüber  auseinandersetzen: 

«Aussi  la  souverainete  donnee  ä  un  Prince  sous  charges  et  condi- 
tions,  n'est  pas  proprement  souverainete,  ni  puissance  absolue:  si  ce 
n'est  que  les  conditions  apposees  en  la  creation  du  Prince,  soyent  de 
la  Loy  de  Dieu  ou  de  nature.  .  .  .»  108  (D.  h.  soviel  als:  die  Souveräni- 
tät verlangt  Unabhängigkeit  von  den  Gesetzen.) 

«Et  en  quelque  sorte  que  ce  soit,  le  suiect  qui  est  exempte  de  la 
puissance  des  loix,  demeure  tousiours  en  la  suiection  et  obeissance  de 
ceux  qui  ont  la  souverainete.  Or  il  faut  que  ceux-lä  qui  sont  souverains 
ne  soyent  aucunement  suiects  aux  commandemens  d'autruy,  et  qu'ils 
puissent  donner  loy  aux  suiects,  et  casser  ou  aneantir  les  loix  inutiles 
pour  en  faire  d'autres:  ce  que  ne  peut  faire  celuy  qui  est  suiect  aux 
loix,  ou  ä  ceux  qui  ont  commandement  sur  luy»  109  ...  Si  donc  le 
Prince  souverain  est  exempt  des  loix  de  ses  predecesseurs,  beaucoup 
moins  seroit-il  tenu  aux  loix  et  ordonnances  qu'il  fait:  car  on  peut  bien 
recevoir  loy  d'autruy,  mais  il  est  impossible  par  nature  de  se  donner 
loy,  non  plus  que  Commander  a  soy  mesme  chose  qui  depende  de  sa 
volonte,  comme  dit  la  loy;  Nulla  obligatio  consistere  potest,  quae  a 
voluntate  promittentis  statum  capit:  qui  est  une  raison  necessaire,  qui 
monstre  evidemment  que  le  Roy  ne  peut  estre  subiect  ä  ses  loix.»  110 

An  die  oben  angeführte  Aeusserung  Heeren's  über  Friedrich  den  j 
Grossen  erinnern  folgende  Stellen  Bodin's:  «Mais  quant  aux  loix  divi- 
nes  et  naturelles,  tous  les  Princes  de  la  terre  y  sont  subiects,  et  n'est 
pas  en  leur  puissance  d'y  contrevenir,  s'ils  ne  veulent  estre  coulpables 
de  leze  maieste  divine,  ...  Et  par  ainsi  la  puissance  absolue  des 
Princes  et  seigneuries  souveraines,  ne  s'estend  aucunement  aux  loix 
de  Dieu  et  de  nature.  .  .  .»  111 

«Et  par  ainsi  nostre  maxime  demeure  que  le  Prince  n'est  point 
subiect  ä  ses  loix,  ni  aux  loix  de  ses  predecesseurs,  mais  bien  ä  ses 
Conventions  iustes  et  raisonnables  et  en  l'observation  desquelles  les 
subiects  en  general  ou  en  particulier  ont  interest.»  112 

Schliesslich  äussert  sich  Heeren  selber  über  Bodin. 113  Besonders 
dem  einen  Gedanken  dieses  Verfassers  zollt  er  lebhafte  Anerkennung. 

«Er»  (Bodin)  «hat  endlich  das  grosse  Verdienst,  eine  der  wichtig- 
sten Wahrheiten  der  Politik  in  ihr  Licht  gestellt  zu  haben,  die  einer 
seiner  Lieblingssätze  ist:  ,Dass  von  der  Form  der  Verfassung  sich  gar 
nicht  geradezu  auf  den  Geist  der  Verwaltung  zurückschliessen  lasse, 
und  dass  selbst  in  einem  monarchischen  Staat  dieser  sehr  republika- 
nisch, sowie  in  einer  Republik  sehr  despotisch  seyn  könne.'»  114  Dieser 
Gedanke,  den  Heeren  aufgreift  und  öfters  ausspricht,  taucht  besonders 
in  Deutschland  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  immer  wieder  auf. 

Bei  Bodin  findet  er  sich  in  der  Tat  schon  ausgesprochen:  «Car  il 
y  a  bien  difference  de  Testat,  et  du  gouvernement:  qui  est  une  reigle 

108  De  la  Rep.,  Buch  I,  Kap.  8,  S.  128. 

109  do.  Buch  I,  Kap.  8,  S.  131. 

110  do.  Buch  I,  Kap.  8,  S.  132. 

111  do.  Buch  I,  Kap.  8,  S.  133. 
n2  do.  Buch  I,  Kap.  8,  S.  134. 

113  Polit.  Theorien,  S.  377. 

114  do.  S.  377. 
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de  police  qui  n'a  point  este  touchee  de  personne:  car  Testat  peut  estre 
en  Monarchie  et  neansmoins  il  sera  gouverne  popuiairement  si  le 
Prince  fait  part  des  estats,  Magistrats,  Offices,  et  loyers  egalementV  ä 
tous  sans  avoir  esgard  ä  la  noblesse,  ni  aux  richesses  ni  ä  la  vertu. 
II  se  peut  faire  aussi  que  la  Monarchie  sera  gouvernee  Aristocratique- 
ment  quand  le  prince  ne  donne  les  estats  et  benefices  qu'aux  nobles,  ou 
bien  aux  plus  vertueux  seulement,  ou  aux  plus  riches:  aussi  la  seigneu- 
rie  Aristocratique  peut  gouverner  son  estat  popuiairement,  distribuant 
les  honneurs  et  loyers  ä  tous  les  suiects  egalement,  ou  bien  Aristocra- 
tiquement,  les  distribuant  aux  nobles  ou  aux  riches  seulement:  laqueiie 
variete  de  gouverner  a  mis  en  erreur  ceux  qui  ont  mesle  les  Repu- 
bliques,  sans  prendre  garde  que  Testat  d'une  Republique,  est  different 
du  gouvernement  et  administration  d'icelle.  .  .  .»  115 

Endlich  zeigt  sich  auch  darin  eine  gewisse  Aehnlichkeit  beider 
Autoren,  dass  sie  einen  Unterschied  zwischen  Despotie  und  absoluter 
Monarchie  machen  (s.  darüber  u.  7.  Abschnitt). 

Fassen  wir  in  Kürze  das  Resultat  unserer  bisherigen  Untersuchun- 
gen zusammen,  so  kommen  wir  zum  Schlüsse,  dass  Heeren  nicht  nur 
von  Montesquieu,  sondern  auch  von  Bodin  beeinflusst  ist.  Allerdings 
ist  der  Einfluss  Montesquieu's  auf  Heeren  grösser.  Gerade  aber  die- 
jenigen Stellen  Heeren's,  welche  von  Montesquieu  abweichen,  erinnern 
stark  an  Bodin,  obschon  Heeren  denselben  nicht  einfach  zu  kopieren 
pflegt.  Trotz  seiner  konservativen  Gesinnung  ist  sein  Ideal  nicht  mehr 
die  unbeschränkte  Monarchie. 


5.  Abschnitt. 

Hobbes. 

Der  Engländer  Thomas  Hobbes  entwickelt  in  seinen  Theorien  ganz 
ähnliche  Gedanken  wie  Bodin.  Er  bekennt  sich  ebenfalls  zum  strengen 
Absolutismus  und  drückt  sich  in  dieser  Hinsicht  oft  nur  noch  schärfer 
aus  als  jener.   Heeren  äussert  sich  selber  eingehend  über  Hobbes. 110 

Wir  wollen  nun  einige  Probleme  der  Reihe  nach  behandeln. 

I.  Die  Souveränität. 

Der  Souveränitätsbegriff  von  Hobbes  hat  grosse  Aehnlichkeit  mit 
demjenigen  Bodin's,  in  dem  eigentlich  auch  die  gesamte  Staatsgewalt 
unter  den  Souverän  gestellt  wird.  Grössere  Aehnlichkeit  mit  Heeren 
scheint  sich  vorerst  darin  zu  zeigen,  dass  Hobbes  mit  weniger  Nach- 
druck die  gesetzgebende  Gewalt  als  Bedingung  der  Souveränität  her- 
vorhebt. 

1.  Zu  den  Bedingungen  der  Souveränität  rechnet  er  in  erster  Linie 
die  Verfügung  über  die  Polizeigewalt  und  die  Ausführung  der  Straf- 
gerichtsbarkeit: «Quoniam  ergo  ad  securitatem  singulorum,  atque 
adeo  ad  pacem  communem  «necessarium»  est,  ut  «Jus»  utendi  «gladio» 
ad  poenas,  in  aliquem  «hominem»  vel  «concilium»,  transferatur;  is 
«homo»,  vel  illud  «concilium»,  necessario  intelligitur  «summum»  in 

115  De  la  Rep.,  Buch  II,  Kap.  2,  S.  272,  273. 
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civitate  «Imperium»  iure  habere.  Qui  enim  poenas  suo  arbitrio  iure 
sumit,  iure  omnes  cogit  ad  omnia,  quae  ipse  vult;  quo  Imperium  majus 
excogitari  nullum  potest.»  117 

2.  Die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten:  .  .  .  «necessa- 
rium»  est  ad  singulorum  conservationem,  ut  sit  «Concilium»  aliquod 
«unum»,  vel  «homo  unus»  qui  ius  habeat  armandi,  congregandi,  et 
uniendi  tot  cives  in  omni  periculo,  vel  occasione,  quot  pro  incerto 
numero  et  viribus  hostium  ad  communem  defensionen  opus  erit;  rur- 
susque  cum  hostibus  quoties  expediet  pacem  faciendi.  Intelligendum 
ergo  est,  singulos  cives,  in  «unum»  vel  «hominem»  vel  «concilium», 
totum  hoc  «Jus  belli  et  pacis»  transtulisse:  Atque  ius  hoc  (quod  «Gla- 
dium  belli»  appellare  possumus)  esse  eyusdem  «hominis»  vel  «concilii», 
cuius  est  «Gladius  iustitiae».  Nemo  enim  ad  arma  et  ad  belli  sumtus 
cives  potest  iure  cogere,  nisi  qui  iure  punire  eum  potest  qui  non  obedie- 
rit.  «Sammo»  itaque  «Imperio»  uterque  Gladius,  tarn  belli  quam  justi- 
tiae,  ex  ipsa  civitatis  constitutione  et  essentiabiliter  adhaeret.»  118 

3.  Die  (oberste)  richterliche  Gewalt:  «Omne  igitur  «iudicium»  in 
«civitate»  est  illius  qui  «Gladios»  habet,  hoc  est,  ejus  cujus  est  «Impe- 
rium summum». 119 

Hierin  scheint  also  Hobbes  noch  weiter  zu  gehen  als  Bodin;  der 
Unterschied  der  Anschauungen  zwischen  ihm  und  Heeren  ist  noch 
grösser. 

4.  Auch  die  gesetzgebende  Gewalt:  «ejusdem  «Summi  imperii» 
est,  communes  omnibus  exhibere  regulas,  sive  mensuras,  et  publice  eas 
declarare,  quibus  unusquique  sciat  quid  «suum»,  quid  «aliemun»,  quid 
«iustum»,  quid  «iniustum»,  quid  «honestum»,  quid  «bonum»,  quid 
«malum»,  appellandum  sit:  hoc  est  summatim  quid  «agendum»  et  quid 
«fugiendum»  sit  in  vita  communi.»  120 

Die  Gesetze  werden  von  Hobbes  als  Edikte  des  Souveräns  defi- 
niert: «Regulae  autem,  sive  mensurae  illae,  vocari  solent  «leges 
civiles»  sive  «leges  civitatis»,  ut  quae  ejus  qui  «summum»  in  civitate 
«imperium»  obtinet,  sunt  «mandata».  Et  «Leges  Civiles»  (ut  eas  defi- 
niamus)  nihil  aliud  sunt,  quam  qui  in  civitate  «summa  postetate»  prae- 
ditus  est  de  civium  futuris  actionibus  mandata.»  121 

5.  Die  Wahl  der  Beamten:  «...  rationi  consentaneum  est,  ut  ab 
eo  dependeant,  et  eligantur,  qui  habet  «summum  imperium»  tarn  in 
«bello»  quam  in  «Pace». 122 

6.  Die  Ueberwachung  event.  das  Verbot  der  Ausstreuung  staats- 
gefährlicher Theorien.  Im  modernen  Staate  entspricht  diese  Eigen- 
schaft der  Souveränität,  sich  der  Macht  der  Zensur  zu  bediene!]. 

«Manifestum  quoque  est,  actiones  omnes  voluntarias  initium  habere 
et  necessario  dependere  ab  voluntate;  voluntatem  autem  faciendi  vel 
non  faciendi  dependere  ab  opinione  «boni»  vel  «mali»  «praemii»  vel 
«poenae»  quam  sibi  quisque  conceperit  ex  facto  vel  omisso  seqiroturam 
esse;  ita  ut  actiones  omnium  a  suis  cujvsque  opinionibus  regantur. 
Quare  illatione  necessaria  et  evidenti  intellegitur,  pacis  communis  in- 
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teresse  plurimum,  ut  nullae  opiniones  vel  doctrinae  civibus  propo- 
nantur,  quibus  putent  vel  se  iure  non  posse  «legibus»  civitatis,  hoc  est, 
mandatis  illius  «hominis»,  vel  «concilii»,  cui  «summum»  civitatis  «im- 
perium» commissum  est,  obtemperare;  vel  licitum  sibi  esse  ei  resis- 
tere  .  .  .:  Sequitur  ergo,  illum  «unum»  sive  «hominem»,  sive  «curiam» 
cui  commissum  est  a  civitate  «summum  imperium»,  hoc  quoque  habere 
iuris,  ut  et  iudicet  quae  opiniones  et  doctrinae  pace  inimicae  sunt,  et 
vetet,  ne  doceantur.»  123 

7.  Die  Unverletzlichkeit.  «Postremo,  ex  eo  quod  civium  unusquis- 
•que  voluntatem  suam  voluntati  ejus  subjecit,  qui  «summum»  in  civitate 
«imperium»  habet,  ita  ut  viribus  propriis  contra  eum  uti  non  possit;; 
sequitur  manifeste,  impune  debere  esse,  quicquid  ab  eo  factum  erit. 
Nam  ut  punire  naturaliter  eum  nemo  potest,  qui  satis  virium  non  habet; 
ita  neque  jure  punire,  qui  satis  virium  non  habet.»  124 

8.  Eine  absolute  Gewalt  über  die  Untertanen:  «manifestissimum 
est,  in  omni  civitate  perfecta  esse  «summum»  in  aliquo  «Imperium», 
quo  majus  ab  hominibus  iure  conferri  non  potest,  sive  quo  majus  nemo 
mortalium  habere  potest  in  se  ipsum.  Imperium  autem  quo  majus  ab 
hominibus  in  hominem  transferri  non  potest,  vocamus  «Absolutum». 
Quicunque  enim  voluntatem  suam  ita  voluntati  civitatis  subjecit,  ut 
■quidlibet  possit  «impune  facere,  leges  condere,  Utes  iudicare,  poenas 
sumere,  viribus  et  opibus»  omnium  suo  arbitrio  uti,  atque  haec  omnia 
Iure;  sane  imperium  et  maximum  quod  concedi  potest,  concessit  .  .  . 

.  .  .  Nascitur  autem  ad  eam  obedientiam  praestandum  obligatio  non 
immediate  ex  eo  pacto,  in  quo  ius  nostrum  omne  ad  civitatem  transtu- 
limus;  sed  mediate,  nempe  ex  eo  quod  sine  obedientia  ius  Imperii  frustra 
esset,  et  per  consequens  omnino  constituta  civitas  non  fuisset.»  125 

Hobbes  fordert  eine  beinahe  unmenschliche  absolute  Gewalt,  ge- 
genüber welcher  der  Untertan  ein  gänzlich  hilfloses  Wesen  darstellt, 
liier  zeigt  sich  nun,  welche  Gefahren  es  mit  sich  bringt,  den  Souverän 
nur  als  den  moralischen  Gesetzen  unterworfen  sich  vorzustellen. 

«Nam  illi  in  nullo  casu,  eos  qui  obedientiam  negabunt,  interficiendi 
jus  adimitur.  Caeterum  qui  sie  interficiunt,  etsi  jure  concesso  ab  eo 
•qui  habet,  tarnen  eo  jure  aliter  atque  recta  ratio  postulat  utentes,  pec- 
cant  contra  leges  naturales,  id  est,  contra  Deum.»  .  .  .  «An  in  unius  vel 
paueorum  gratiam  caeteros  omnes  spoliare  vult?  Primo  etsi  jure,  id 
est,  sine  injuria  sibi  illata,  non  tarnen  juste,  id  est  sine  violatione  legum 
naturalium  et  injuria  in  Deum  faciet.  Itaque  a  jure  jurando  Princi- 
pum  securitas  subditis  oritur  nonnulla.  Deinde  si  juste  id  facere 
posset,  vel  si  jus-jurandum  nihili  penderet,  ratio  quare  spoliare  cives 
suos  vellet,  cum  id  sibi  bonum  non  sit,  nulla  apparet.»  126 

Damit  glauben  wir,  die  Vorstellung,  welche  Hobbes  von  der  Sou- 
veränität hegt,  zur  Genüge  gezeichnet  zu  haben. 

Er  selbst  fasst  seine  Ausführungen  kurz  zusammen: 

«Manifestumest  igitur,  esse  in  omni  civitate  aliquem  «hominem unum» 
vel  «concilium»  sive  «curiam  unam»,  quae  potentiam  in  cives  singulos 
jure  habet  tantam,  quantam  extra  civitatem  unusquisque  habet  in  sc 
ipsum:  id  est,  «summam»  sive  «absolutam»,  viribus  civitatis  neque  ulla 
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aüa  re  limitandam.  Si  enim  potestas  ejus  limitaretur,  necesse  est,  ut 
id  fiat  a  majori  potestate:  oportet  enim  eum  qui  limites  praescribit5. 
majorem  potentiam  habere,  quam  is  qui  limitibus  cohibetur.  Potentia 
itaque  illa  cohibens,  vel  sine  limite  est,  vel  iterum  cohibetur  ab  alia. 
maiori;  et  sie  tandem  devenietur  ad  potestatem,  sine  alio  limite  praeter 
eum  qui  terminus  ultimus  est  Vitium  civium  simul  omnium.  Eadem 
dicitur  quoque  «imperium  summum»,  et  siquidem  «concilio»  id  commis- 
sum  sit,  vocatur  illud  «concilium  supremum» ;  si  vero  homini  uni  datum. 
sit,  vocatur  ille  homo  «supremus»  civitatis  «Dominus».  Imperii  auterrt 
summi  notae  sunt  hae  «leges  condere»,  et  «abrogare»;  «Bellum»  et  «pa- 
cem»  decernere;  «controversias»  omnes  per  se,  vel  per  «iudices»  a.  se 
constitutos  «cognoscere»,  et  «dijudicare»;  «Magistratus,  Ministros» 
Consiliarios»  omnes  eligere.  Denique  si  quis  sit  qui  unam  quameunque 
actionem  jure  agere  potest,  quae  nulli  civi,  neque  civibus,  praeterquain 
ipsi  soli  licita  est,  is  «summum  imperium»  in  civitate  obtinet.  Nam  ea. 
quae  fieri  neque  a  cive  ullo,  neque  a  pluribus  civibus  jure  possunt,  civi- 
tas  sola  potest  facere.  Is  igitur  qui  ea  facit,  jure  utitur  civitatis,  quo! 
est  «imperium  summum». 127 

Und  im  7.  Kap.,  §  3,  heisst  es:  «sumino  imperio»  majus  dari  non 
potest».  Hobbes  drückt  sich  ganz  klar  aus,  und  man  kann  nicht  int 
Zweifel  sein,  was  er  unter  der  Souveränität  versteht.  Im  grossen  und 
ganzen  stimmt  er  darin  mit  Bodin  überein,  und  doch  lässt  sich  ein  Un- 
terschied herauslesen.  Bodin  sucht  im  Souverän  hauptsächlich  den 
Gesetzgeber,  Hobbes  dagegen  den  Herrscher.  Für  ihn  bedeutet  die 
Souveränität  vornehmlich  die  höchste  Herrschergewalt. 

Die  anfangs  geäusserte  Vermutung,  wonach  der  Souveränitäts- 
begriff  von  Hobbes  der  Heerenschen  Anschauungsweise  näher  stehev 
weil  in  ihm  das  Hauptgewicht  nicht  auf  die  gesetzgebende  Gewalt  ge- 
legt werde,  entpuppt  sich  jetzt  als  blosser  Schein;  denn  gerade,  dass. 
Heeren  versucht,  dem  Fürsten  den  möglichst  grössten  Anteil  an  der 
gesetzgebenden  Gewalt  zu  sichern,  zeigt,  eine  wie  grosse  Bedeutung 
er  dieser  Gewalt  beimisst.  Die  unbeschränkte  Herrschergewalt,  welche 
mit  den  Gesetzen  wie  mit  einem  Spielball  umzugehen  pflegt,  ist  keines- 
wegs nach  Heerens  Sinn  und  Geist,  sonst  würde  er  nicht  so  sorgfältig 
die  Rechte  des  Fürsten  gegen  die  Rechte  der  Kammern  abzugrenzen 
suchen.  Es  zeigt  sich  dadurch,  dass  in  Wahrheit  Heeren  dem  die  Ge- 
setzgebung in  erster  Linie  berücksichtigenden  Bodin  doch  näher  steht 
als  Hobbes. 

Im  übrigen  hat  das  Verhältnis  Heeren's  zu  Hobbes,  was  die  Auffas- 
sung der  Souveränität  anbelangt,  grosse  Aehnlichkeit  mit  dem  Verhält- 
nis Heeren's  zu  Bodin.  Wir  halten  es  deshalb  für  überflüssig,  das,  was 
wir  im  vorigen  Abschnitte  darüber  bereits  gesagt  haben,  hier  noch  ein- 
mal zu  wiederholen. 

II.  Die  Erblichkeit  und  das  Wahlkönigtum. 

Der  Gedanke,  dass  die  Wahlreiche  gar  keine  eigentlichen  Monar- 
chien darstellten,  findet  man  klar  und  deutlich  bereits  von  Hobbes  aus- 
gesprochen. Er  geht  darin  weiter  als  Bodin  und  stimmt  mit  Heeren 
vollkommen  überein;  dies  mag  um  so  befremdlicher  erscheinen,  da  ja 
nach  ihm  die  Souveränität  ursprünglich  beim  Volke  steht  und  erst 
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nachträglich  dem  Fürsten  übertragen  wird.  Obwohl  dieser  Akt  der 
Uebertragung  mehr  als  instinktive  oder  unbewusste  Handlung  zu  ver- 
stehen sei?  —  Kurz,  mit  einer  Fürstenwahl  ist  diese  Uebertragung  der 
Souveränität  keineswegs  identisch;  denn  das  Wahlkönigtum  spielt  bei 
ihm,  ähnlich  wie  bei  Heeren,  die  Rolle  einer  Scheinmonarchie. 

«Seeundo,  si  ponatur  «populus»  ab  electione  «Monarchae  tempo- 
rarii»  ita  discessisse,  ut  decretum  prius  factum  sit  de  conveniendo  ad 
diem  et  locum  certum  post  mortem  ejus,  tunc  mortuo  Monarcha,  con- 
soiidatur  imperium  in  «populo»,  nullo  novo  actu  civium,  sed  iure  priore. 
Toto  enim  medio  tempore,  «summum  imperium»  (ut  Dominium)  in 
«populo»  erat,  «usus»  autem,  sive  «exercitium»  ejus  tantum  in  «Mo- 
narcha temporario»;  ut  «usufructuariv».  Quod  si  «populus»  electo 
«Monarcha  temporario»  ita  discesserit  e  curia,  ut  tempora  et  loca  certa 
conveniendi  habiturus  sit,  durante  termino  Uli  praescripto  (quemadmo- 
dum  apud  populum  Romanum  facti  sunt  olim  «Dictatores»)  non  haben- 
dus  est  talis  pro  «Monarcha»,  sed  primo  populi  ministro,  potestque 
«populus»,  si  videbitur,  eum  administratione  sua  privare,  etiam  ante 
tempus»  ... 128 

Ganz  ähnlich  lautet  die  Stelle  bei  Heeren:  «Der  nur  für  seine 
Person  Gewählte  bleibt  durch  den  Akt  der  Wahl  stets  dem  Volke  unter- 
geordnet; welche  Vorrechte  man  ihm  auch  der  Form  nach  geben  mag. 
Wer  nur  für  seine  Person  gewählt  ist,  kann  auch  von  den  Wählern 
wieder  abgesetzt  werden,  mag  das  Gegenteil  auf  dem  Papier  stehen 
oder  nicht.»  129 

An  Stelle  der  Wahl  empfiehlt  nun  Heeren,  damit  der  Fürst  vom 
Volke  möglichst  unabhängig  dastehe,  die  Erblichkeit  der  monarchischen 
Würde.  Eigentümlich  ist,  dass  zwar  Hobbes  nichts  gegen  diese  Erb- 
lichkeit einzuwenden  hat.  Aber  in  erster  Linie  tritt  er  doch  für  etwas 
anderes  ein,  nämlich  für  die  freie  Verfügung  des  Monarchen  über  die 
Nachfolge  in  seinem  Reiche,  und  erst,  wenn  dieser  unterlassen  hat, 
über  seine  Nachfolge  nähere  testamentarische  Bestimmungen  zu  tref- 
fen, dann  tritt  das  Erbrecht  in  Kraft. 

«Populus  qui  «Monarcham»  facturus  est,  potest  ei  summum  im- 
perium tradere,  vel  simpliciter  sine  temporis  limitatione,  vel  pro  tem- 
pore certo  et  determinato.  Si  impliciter,  intellegitur  ita  esse  impe- 
rium ejus  cui  traditur,  sicut  erat  «populi»  qui  tradidit.  Qua  igitur  ra- 
tione  «populus  jure»  Monarcham  «illum»,  eadem  ille  Monarcham 
«alium»  facere  potest;  ita  ut  «Monarchae»  cui  simpliciter  traditum  est 
imperium,  competat  «jus»  non  modo  «possessionis»,  sed  etiam  «succes- 
sionis»  ut  possit  suo  arbitrio  declarare  successorem  suum». 130 

Dieser  Standpunkt  ist  typisch  für  Hobbes.  Er  zeigt  an,  wie  sehr 
dieser  unter  dem  Einfluss  des  römischen  Rechts  steht.  Nach  römischem 
Rechte  steht  dem  Erblasser  völlig  freie  Verfügung  über  sein  Vermögen 
zu.  Wird  die  Souveränität  einem  solchen  Vermögen  gleich  gesetzt,  so 
resultiert  die  Auffassung  von  Hobbes. 

Heeren  vertritt  mit  der  Forderung  der  Erblichkeit  mehr  die  ger- 
manische Auffassungsweise. 

Der  Monarch  in  der  Theorie  eines  Hobbes  erscheint  durch  diese 
geforderte  Selbstbestimmung  seiner  Nachfolge  noch  mehr  als  völlig 
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schrankenlos  herrschender  Gewalthaber.  Die  Erblichkeit  tritt  nach 
Hobbes  erst  in  Kraft,  wenn  nähere  Bestimmungen  der  Nachfolge  von 
Seiten  des  'Fürsten  unterblieben  sind. 

«Intelligitur  itaque  voluntas  patris  intestati  ea  fuisse  ut  «successor» 
ei  aliquis  esset  ex  liberis  suis.  Hoc  tarnen  ita  intelligendum  est,  si  alia 
Signa  apertiora  in  contrarium  non  existant;  cujus  generis,  post  succes- 
sionis  plures,  potest  esse  consuetudo,  qui  enim  de  «successione»  tacet, 
intelligitur  consuetudine  Regni  consentire». 131 

HL  Der  König  und  die  Gesetze. 

Es  ist  schon  oben  bemerkt  worden,  dass  Heeren  sich  nirgends 
deutlich  darüber  äussert,  ob  der  Monaroh  über  dem  Gesetze  stehe  oder 
unter  demselben.  Es  scheint,  dass  eine  gewisse  natürliche  Scheu 
Heeren  verhindert  hat,  diese  etwas  delikate  Frage  näher  zu  behandeln. 
Hobbes  lässt  uns  über  diesen  Punkt  keinen  Zweifel.  Er  steht  ganz  auf 
dem  Standpunkt  Bodins. 

«Neque  sibi  dare  aliquid  quisquam  potest,  quia  jam  habere  suppo- 
nitur  quod  dare  sibi  potest;  neque  sibi  obligari.  Nam  cum  idem  esset 
«obligatus»  et  «obligans»,  obligans  autem  obligatum  possit  liberare, 
frustra  esset  sibi  obligari,  quia  liberare  se  ipsum  potest  arbitratu  suo; 
et  qui  hoc  potest,  jam  actu  liber  est.  Ex  quo  constat,  «legibus  civilibus» 
non  teneri  ipsam  civitatem.    Nam  leges  civiles  sunt  leges  civitatis,  qui- 

bus  si  obligaretur,  ipsa  obligaretur  sibi   «Concilii»  autem,  sive 

«hominis»  cui  «summum  imperium»  commissum  est,  voluntas,  est  vo- 
luntas civitatis.  Complectitur  ergo  voluntates  singulorum  civium. 
Neque  igitur  tenetur  is,  cui  «summum  imperium»  commissum  est,  «legi- 
bus civilibus»;  hoc  enim  est  obligari  sibi,  neque  cuiquam  civium». 132 

Hobbes  spricht  sich  überhaupt  gegen  jede  Beschränkung  des  Mo- 
narchen aus.   (Vergl.  oben  S.  49,  50.) 

«Cujus  enim  potentia  praescripta  est,  non  est  «Rex»,  sed  «sub- 
ditus»  praescribentis.»  133 

Da  also,  wie  wir  sehen,  zwischen  der  Anschauungsweise  eines 
Hobbes  und  eines  Bodin,  was  das  Verhältnis  des  Monarchen  zu  den 
Gesetzen  anbelangt,  Uebereinstimmung  herrscht,  so  brauchen  wir  hier- 
in den  Vergleich  mit  Heeren  nicht  weiter  auszuführen.  Wir  verweisen 
dabei  auf  das  im  vorigen  Abschnitte  Gesagte. 

IV.  Keine  gemischte  Verfassungen. 

Auch  in  diesem  Punkte  stimmen  Bodin  und  Hobbes  vollständig 
überein.  Nach  Hobbes  kann  die  Souveränität  nicht  geteilt  werden. 

«Sunt  qui  necessarium  quidem  esse  putant,  ut  «summum  impe- 
rium» alieubi  in  civitate  exsistat;  sed  si  illud  penes  «unum»  esset,  sive 
«hominem»  sive  «Concilium»  sequeretur,  inquiunt,  cives  omnes  esse 
servos.  Hanc  conditionem  fugientes,  posse  esse  statum  quendam  civi- 
tatis arbitrantur,  «mixtum»  ex  dictis  tribus  speciebus,  diversum  tarnen 
a  singulis,  quam  «mixtum»  vocant  «Monarchiam»,  vel  «mixtum»  «Ari- 

131  De  Cive,  Kap.  IX,  §  15. 

132  De  Cive,  Kap.  VI,  §  14. 

133  De  Cive,  Kap.  VII,  §  3. 
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stocratiam»,  vel  «mixtam  Democratiam»,  prout  aliqua  trium  specierum 
prae  caeteris  emineat»  .  .  . 

«Sed  fieri  hujusmodi  «imperii  summi»  divisionem  non  posse  satis 
demonstratum  est.»  134 

Er  macht  keinen  Unterschied  zwischen  gemässigten  und  gemisch- 
ten Verfassungen.  Er  wittert  auch  in  jenen  die  nach  ihm  niemals  er- 
laubte Teilung  der  Souveränität. 

«Imperium  dividi  non  oportere,  plerique  dicunt,  sed  temperari,  et 
Limite  aliquo  contineri  volunt»  .  .  .  «At,  Uli  qui  sie  distingunt,  summos 
imperantes  ab  aliis  limitari  et  coerceri  volunt:  quod  quia  fieri  non 
potest,  quin  Uli  limitatores  potestatis  partem  aliquam  qua  id  facere 
possint,  habere  debeant,  dividitur  Imperium,  non  temperatur.»  135 

Die  Heerensche  konstitutionelle  Monarchie  würde  also  bei  fiobbes 
keine  Gnade  finden. 

V.  Die  Vertragstheorie. 

In  Hobbes  tritt  uns  einer  der  wichtigsten  Vertreter  der  sogenann- 
ten Vertragstheorie  entgegen.  Er  supponiert  in  höchst  origineller 
Weise  einen  Naturstand,  d.  h.  einen  Zustand  der  menschlichen  Gesell- 
schaft vor  ihrer  Organisation,  vor  aller  Staatenbildung.  Dieser  Natur- 
stand ist  nun  aber  nicht  das  Paradies,  sondern  ein  höchst  unangeneh- 
mer Zustand,  für  alle,  welche  sich  noch  darin  befinden. 

«bellum  civile  .  .  .,  et  jus  «Gladii  privati»,  quod  est  omni  subjec- 
tione  pejus.»  136 

Es  ist  der  Krieg  aller  gegen  alle.  Um  ^ich  aus  diesem  unglück- 
lichen Zustand  zu  befreien  und  sich  eines  gegenseitigen  Friedens  zu 
versichern,  vereinigen  sich  die  Menschen  und  schliessen  eine  Art  Bünd- 
nis (consensio).  Damit  aber  dieser  erste  Vertrag  nicht  gebrochen 
werde,  ist  ein  weiterer,  der  sogenannte  Unterwerfungsvertrag,  notwen- 
dig, wobei  das  Volk  seine  Souveränität  einem  Einzigen  oder  Mehreren 
(homini  uni  vel  concilio)  überträgt. 

«Siquidem  «Imperium  summum»  vi  pactorum,  quae  cives  sive  sub- 
diti  inter  se  singuli  cum  singulis  mutuo  ineunt,  constitutum  sit;  pacta 
autem  omnia,  ut  a  voluntate  contrahentium  vim  suam  sortiuntur,  ita 
consensu  eorundem  vim  suam  perdant,  et  dissolvantur.»  137 

«Quoniam  igitur  «conspiratio»  plurium  voluntatum  ad  eundem 
finem  non  sufficit  ad  conservationem  pacis,  et  defensionem  stabilem, 
requiritur  ut  circa  ea  quae  ad  pacem  et  defensionem  sunt  necessaria 
«una»  omnium  sit  «voluntas».  Hoc  autem  fieri  non  potest,  nisi  unus- 
quisque  «voluntatem»  suam,  alterius  «unius»  nimirum  unius  «Hominis», 
vel  unius  «Concilii  voluntati»  ita  subjiciat,  ut  pro  «voluntate»  omnium 
et  singulorum  habendüm  sit,  quiequid  de  iis  rebus  quae  necessariae 
sunt  ad  pacem  communem  ille  «voluerit». 138 

«Voluntatum»  haec  «submissio»  omnium  illorum  «unius  hominis 
voluntati»,  vel  «unius  Concilii»,  tunc  fit,  quando  untisquisque  eorum 
unieuique  caeterorum  se  pacto  obligat  ad  non  resistendum  «voluntati» 
illius  «hominis»,  vel  illius  «concilii»  cui  se  submiserit»  usw. 139 

134  De  Cive,  Kap.  VII,  §  4. 
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VI.  Die  skeptische  Stellung  Heeren's. 

Heeren  nimmt  gegen  alle  diese  Theorien  vom  Naturstande  und  dem 
daraus  folgenden  Staatsvertrage  eine  durchaus  skeptische,  in  gewissem 
Sinne  sogar  ablehnende  Haltung  ein. 

«Will  man  unter  dem  Naturstande  sich  den  Zustand  der  Menschen 
«ausser  dem  Staat»,  oder  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  denken,  so  ist 
es  allerdings  keineswegs  zu  leugnen,  dass  es  Völker  gegeben  hat  und 
noch  gibt,  die  sich  in  einem  solchen  Zustande,  also  wenn  man  es  so 
nennen  will,  im  Naturstande  befinden.  Aber  um  hier  die  Grenzlinie 
zwischen  Staat  und  Naturstand  zu  ziehen,  ist,  wie  jeder  leicht  sieht, 
durchaus  erforderlich,  dass  man  sich  darüber  verständigt,  was  der 
wesentliche  Charakter  des  Staates  sei,  und  wann  also  Menschen  in 
bürgerlicher  Gesellschaft  leben.  Die  Theoretiker  suchen  diesen  ge- 
wöhnlich in  dem  Besitze  der  Souveränität,  sei  es,  dass  diese  entweder 
von  dem  Volke  selber  ausgeführt  wird,  oder  dass  die  Ausübung  an 
Einen  oder  Einige  übertragen  ist.  Allein  mit  dieser  Bestimmung  reicht 
man  «praktisch  bei  dem  Studio  der  Geschichte»  (man  beachte  diese 
Stelle!)  «gar  nicht  aus.»  140 

«Mag  also  auch  «in  der  Theorie»  ein  Staat  gedenkbar  seyn  «ohne» 
Landeigentum,  so  wird  sich  doch  in  der  «Wirklichkeit»  nimmermehr 
ein  solcher  ohne  dasselbe  bilden  können.  Die  Vernachlässigung  dieser 
Wahrheit  hat  aber  am  meisten  dazu  beigetragen,  die  politischen  Theo- 
rien zu  leeren  Hirngespinsten  zu  machen;  denn  was  ist  eine  Theorie 
anders,  sobald  man  diejenigen  Bedingungen  übersieht,  ohne  welche 
keine  praktische  Anwendung  derselben  stattfinden  kann? 

Einen  Beweis  davon  sieht  man  bei  der  Idee  von  dem  Naturstande, 
und  den  Anwendungen,  die  davon  gemacht  werden.  Soll  dieser  Natur- 
stand dem  Stande  der  bürgerlichen  Gesellschaft  entgegengesetzt  wer- 
den, und  kann  dieser  letztere  Stand  erst  «da»  entstehen,  wo  es  Land- 
eigentum gibt,  so  werden  wir  unstreitig  annehmen  müssen,  dass  alle 
diejenigen  Völker  im  Naturstande  leben,  denen  jene  Einrichtungen  noch 
fehlen.  Allein  es  folgt  alsdann  auch  unmittelbar  daraus,  dass  dieser 
Naturstand  alle  die  verschiedenen  Zustände  umfasst,  die  vor  der  Ent- 
stehung der  bürgerlichen  Gesellschaft  da  sein  können.  Zwischen  die- 
sen findet  aber  schon  eine  gewaltige  Abstufung  statt,  wie  jeder  weiss, 
der  nur  einige  Blicke  in  die  Geschichte  der  Menschheit  geworfen  hat. 
Also  mit  andern  Worten:  Der  Begriff  eines  Naturstandes  ist  ein  «bloss 
negativer»  Begriff,  insofern  er  das  «Daseyn»  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft ausschliesst;  aber  «gar  kein  positiver»  Begriff,  insofern  er  als 
solcher  einen  bestimmten  Zustand  bezeichnen  sollte.»  141 

«Allein  darauf  nahmen  die  Theoretiker  keine  Rücksicht.  Jeder 
betrachtet  «seinen»  Naturstand  als  etwas  Positives,  und  entwarf  ein 
Bild  davon  —  nach  Belieben.  Kein  Wunder,  dass  diese  Bilder  sich  so 
unähnlich  sehen!    «Hobbes»  machte  damit  den  Anfang.»  142 

Nun  folgt  die  Darstellung  der  Theorie  von  Hobbes,  welche  wir 
schon  oben  angeführt  haben.  Darauf  fährt  Heeren  fort:  «Auf  diese 
«Hypothese»,  deren  Unbestimmtheit  und  Grundlosigkeit  aus  den  oben 

140  Polit.  Theorien,  5.  390. 
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gemachten  Bemerkungen  erhellen  wird,  bauete  «Hobbes»  seine  poli- 
tische Theorie.»  143  usw. 

Dieses  ist  die  Ansicht  Heeren's  über  den  Naturstand.  Nicht  besser 
kommt  bei  ihm  die  Vertragstheorie  weg. 

Wir  haben  schon  oben  darauf  hingewiesen,  wie  er  in  einer  Monar- 
chie einfach  die  Souveränität  dem  Fürsten  beilegt,  ohne  auf  eine 
weitere  Untersuchung  sich  einzulassen,  woher  diese  Souveränität  des 
Fürsten  stamme.  Bodin  und  Hobbes  gehen  darin  einig,  dass  sie  beide 
die  Souveränität  ursprünglich  dem  Volke  beilegen,  und  erst  nachträglich 
kann  sie  einem  Monarchen  übertragen  werden. 

Gegen  diese  Vertragstheorie  spricht  sich  Heeren  nun  mehrmals 
aus:  «Je  weiter  man  zurückgreift,  um  desto  deutlicher  wird  es,  dass 
der  Ursprung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  sehr  einfach,  und,  weit  ent- 
fernt, nach  gewissen  Regeln  geformt  zu  seyn,  vielmehr  ganz  das  Werk 
der  Umstände  und  der  Bedürfnisse  war.»  144 

Allein,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  bürgerliche  Gesellschaft,  wenn 
sie  wirklich  diesen  Namen  verdient,  eine  Vereinigung  freier  Menschen 
ist;  wenn  man  erwägt,  dass  bei  ihrem  Ursprünge  unmöglich  philoso- 
phische Prinzipien  zum  Grunde  liegen  können  .  .  .»  145 

«Alle  Drey  (nämlich  Hobbes,  Locke  und  Rousseau)  gehen  aus  von 
einem  «Vertrage»,  der,  so  wie  er  supponiert  wird,  d.  i.  bei  einem  Volke, 
das  bisher  noch  gar  keinen  Staat  bildete,  niemals  in  der  Wirklichkeit 
geschlossen  worden  ist,  noch  geschlossen  werden  konnte.  Alle  Drey 
entfernten  sich  also  dadurch  von  der  Wirklichkeit,  und  geriethen  auf 
Wege,  die,  wenn  sie  immer  weiter  davon  ableiteten,  zu  gefährlichen 
Irrthümern  führen  konnten.»  146 


VII.  Seine  Ansicht  von  der  Entstehung  der  Staaten. 
Historische,  positive  Richtung. 

Zu  Beginn  seines  Hauptwerkes,  «Ideen  über  die  Politik,  den  Ver- 
kehr und  den  Handel  der  vornehmsten  Völker  der  alten  Welt»,  gibt 
Heeren  eine  ziemlich  ausführliche  Darstellung  darüber,  wie  er  sich  die 
Entstehung  der  Staaten  vorstellt. 

Nach  ihm  entsteht  der  Staat  aus  der  Familie.  Diese  erweitert  sich 
zu  Stämmen,  diese  zu  Völkerschaften. 147  Der  Umstand,  dass  bei  rohen 
Völkern  das  männliche  Geschlecht  meist  mit  despotischer  Willkür  über* 
das  weibliche  herrscht,  macht  sich  auch  in  diesen  rohen  Stammherr- 
schaften bemerkbar,  indem  sich  diese  Familiendespotie  auf  das  ganze 
überträgt,  so  dass  gar  oft  die  Stammherrschaft  zu  einer  Despotie  aus- 
arten kann,  wobei  die  Stammesangehörigen  zu  wahren  Leibeigenen  des 
herrschenden  Stammhauptes  herabgedrückt  werden  können.  Nach 
Heeren  ist  diese  Stammherrschaft  aber  noch  kein  Staat.  Zu  einem 
eigentlichen  Staat  gehört  Landeigentum.  Wenn  der  Besitz  der  Souve- 
ränität die  erste,  so  ist  der  Besitz  eines  bestimmten  Landes  die  zweite 
Bedingung  für  das  Dasein  eines  Staates. 

143  Polit.  Theorien,  S.  393. 
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Feste  Wohnsitze  und  Landeigentum  bilden  den  zweyten  notwen- 
digen Charakter  jedes  Staats  in  der  praktischen  Bedeutung  des  Worts. 
Der  Grund  davon  liegt  darin,  weil  das  ganze  Institut,  das  wir  «Staat» 
nennen,  erst  durch  Grundeigentum  seine  Ausbildung  erhält  und  prak- 
tisch möglich  wird.  Der  erste  (wenngleich  nicht  der  alleinige)  Zweck 
des  Staats  ist  «Sicherheit  des  Eigenthums»  .  .  .  usw. 148 

Diesem  «Uebergange  zu  festen  Wohnsitzen»  149  legt  also  Heeren, 
im  Gegensaz  zu  Hobbes  und  dessen  Nachfolgern  in  der  politischen 
Theorie  (wie  Locke  und  Rousseau),  die  grösste  Bedeutung  bei.  Nur 
dadurch  entsteht,  nach  seiner  Anschauung,  ein  wirklicher  Staat;  und 
zwar  unterscheidet  er  zwei  Arten  von  Staaten  (im  Altertum) :  einerseits, 
die  aus  Städten  oder  deren  Konföderation  entstehenden  republikam 
Staatsgebilde  und  die  aus  alter  Stammherrschaft  hervorgehenden,  durch 
erobernde  Völker  verbreiteten  grossen  Reiche  oder  Monarchien.  150 

Im  weitern  weist  Heeren  auf  die  grosse  Rolle  der  Religion  hin, 
welche  in  der  Kindheit  der  Menschheit  das  Band  bilde,  die  stets  aus- 
einanderstrebenden  Elemente  in  einem  geordneten  Staatswesen  zusam- 
menzuhalten. Durch  diese  Betonung  der  Religion  151  geht  Heeren  über 
die  Theorie  eines  Hobbes  hinaus;  an  Stelle  des  kalten  Unterwerfungs- 
vertrages übernimmt  die  Religion  die  Erhaltung  des  Staates. 

Heeren  schliesst  seine  Ausführungen  über  die  Entstehung  der  Staa- 
ten im  Altertum  mit  folgenden  Worten152:  «Eine  eigentliche  Theorie 
der  Politik  gehört  nicht  für  ein  Werk,  in  dem  die  Untersuchung  durch- 
aus den  historischen  Gang  gehen  soll;  irre  ich  aber  nicht,  so  ergeben 
sich  schon  aus  dem  bisher  Gesagten  einige  Resultate,  wodurch  die 
Dunkelheiten,  in  welche  nach  der  Behauptung  mancher  unserer  Theo- 
retiker der  Ursprung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  gehüllt  seyn  soll, 
grossenteils  von  selbst  verschwinden.  Es  ist  hier  von  keinem  förmlich 
abgeschlossenen  gesellschaftlichen  Vertrage  die  Rede,  dessen  Schlies- 
sung in  der  Kindheit  der  Völker  sich  schwerlich  begreifen  lässt;  der 
Staat  erscheint  nicht  als  eine,  in  einem  bestimmten  Zeitpunkt  gemachte 
«Erfindung»,  sondern  als  ein  alimählich  sich  bildendes  Institut,  das 
aus  den  Bedürfnissen  und  Leidenschaften  der  Menschen  hervorgieng; 
bei  dem  anfangs  an  keine  Theorie  gedacht  wurde,  wenn  man  auch 
später  dahin  kam,  darüber  nachzudenken,  dessen  Formen  daher  auf 
die  mannigfaltigste  Art  sich  unterschieden  und  veränderten;  und  sich 
eben  daher  auch  nicht  in  die  Klassen  genau  einzwängen  lassen,  welche 
die  neuere  Theorie  davon  aufstellt.» 

Diese  Worte  sind  typisch.  Sie  erweisen  deutlich  die  ganze  Gesin- 
nung und  Denkweise  Heeren's.  Heeren  ist  ein  Vertreter  jener  der  poli- 
tischen Theorie  vom  Staatsvertrag  durchaus  feindlichen  Richtung.  Er 
steht  der  philosophischen  Spekulation  unfreundlich  gegenüber.  Er  sieht 
in  diesen  Theoretikern  wie  Hobbes  und  besonders  seinen  Nachfolgern 
gefährliche  Ideologen,  Schwärmer,  welche  zur  Revolution  aufreizende 
Ideen  in  Umlauf  bringen. 

An  Stelle  dieser  philosophischen  Staats-  und  Verfassungstheorien 
möchte  er  die  historische  Untersuchung  treten  lassen.    Das  ist  es  ja, 
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was  er  vor  allem  an  Montesquieu  rühmend  hervorhebt,  dass  seine 
Theorien  aus  dem  Studium  der  Geschichte  hervorgegangen  seien. 

Die  reine  positive,  auf  blossen  Tatsachen  beruhende,  historische 
Forschung  hat  nach  Heeren  den  Vorteil  für  sich,  vor  Irrtümern  der 
Theoretiker  zu  bewahren. 

Heeren  ist  ein  Vorläufer  der  sogenannten  historischen  Schule  des 
Rechts,  welche  sich  bekanntlich  in  scharfen  Gegensatz  zur  philosophi- 
schen Schule  gesetzt  hat. 

Dadurch  wird,  wie  gesagt,  schon  seine  Stellung  zu  Hobbes,  soweit 
die  Theorien  des  Naturstandes  und  der  Bildung  des  Staates  in  Betracht 
kommen,  zur  Genüge  charakterisiert,  und  was  das  übrige  anbelangt,  so 
nimmt  Heeren,  wie  wir  oben  gesagt  haben,  eine  Art  Mittelstellung 
zwischen  Montesquieu  einerseits  und  Hobbes  und  Bodin  anderseits  ein. 

Nun  wenden  wir  uns  noch  zu  den  beiden  letzten  grossen  Vorgän- 
gern in  der  Theorie  des  Staatsrechts,  welche  auf  Heeren  eingewirkt 
haben.  Es  sind  dies  der  Engländer  Locke  und  der  Genfer  Rousseau. 
Es  ist  bereits  da  und  dort  das  Verhältnis  Heeren's  zu  diesen  Autoren 
gestreift  worden  und  es  wird  sich  daher  von  selbst  eine  kürzere  Dar- 
stellung dieses  Verhältnisses  ergeben. 

Gegenüber  Locke  und  Rousseau,  und  ganz  besonders  gegen  letz- 
teren, ist  Heeren  durchaus  negativ  eingestellt. 

Wenn  also  zwischen  Montesquieu  und  Heeren  grosse  Ueberein- 
stimmung  und  Geistesverwandtschaft  herrscht,  so  bildet  sich  gegen- 
über Hobbes,  Locke  und  besonders  gegenüber  Rousseau  eine  schroffe 
Gegensätzlichkeit  der  Gesinnung  aus,  die  sich  zuweilen  sogar  in  pole- 
misierenden Worten  Ausdruck  verschafft.  Ein  Ding  lernt  man  am 
besten  durch  Vergleichung  mit  dem  ihm  ähnlichsten  oder  durch  Ver- 
gleichung  mit  seinem  Gegensatz  kennen.  Wenn  wir  also  Heeren  erst- 
lich mit  dem  ihm  nahestehenden  Montesquieu,  sodann  mit  seinem 
Gegensatz  Locke-Rousseau  verglichen  haben,  so  können  wir  unsere 
Hauptaufgabe  für  erledigt  halten. 


6.  Abschnitt. 

Locke  und  Rousseau. 

a)  Locke. 

John  Locke  setzte  die  Untersuchungen  von  Hobbes  über  den 
Nutlirstand  und  den  zur  Gründung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  füh- 
renden Vertrag  weiter  fort. 

Wir  kennen  bereits  die  ablehnende  Haltung  Heeren's  gegenüber 
der  Annahme  eines  Naturstandes  (s.  v.  S.  54,  55).  Wir  wollen  uns 
daher  nicht  allzuweit  auf  die  Lockesche  Darstellung  dieses  Naturstan- 
des einlassen.  Es  wird  uns  eigentlich  genügen,  auf  diejenigen  Ideen 
Locke's  hinzuweisen,  welche  auch  von  Heeren  akzeptiert  worden  sind. 
Im  übrigen  sei  der  Gedankengang  Locke's  nur  angedeutet. 

Der  Naturstand  von  Locke  ist  nicht  mehr  ein  Krieg  aller  gegen  alle, 
wie  bei  Hobbes,  sondern  es  ist  ein  Zustand  des  Friedens  und  der  Freiheit: 
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«To  understand  Political  Power  a  right,  and  derive  it  from  its  Ori- 
ginal, we  must  consider  what  Estate  all  Men  are  naturally  in,  and 
that  is,  a  State  of  perfect  Freedom  to  order  their  Actions  .  .  .»  usw. 153 

In  diesem  Naturstand  sind  nach  Locke  alle  Menschen  frei  und 

gleich. 

«A  State  also  of  Equality,  wherein  all  the  Power  an  Jurisdiction 
is  reciprocal,  no  one  having  more  then  another,  ...»  154 

Die  Annahme  der  Freiheit  ist  von  Heeren  akzeptiert  worden:  vgl. 
z.  B.:  «Allein,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  bürgerliche  Gesellschaft, 
wenn  sie  wirklich  diesen  Namen  verdient,  eine  Vereinigung  freier 
Menschen  ist.»  155    (S.  ferner  u.  S.  59.) 

Dagegen  sucht  Heeren  von  der  Gleichheit  historisch  nachzuweisen 
(vgl.  Bd.  X,  Ideen  über  die  Politik  .  .  .,  Allgemeine  Vorerinnerungen), 
dass  sie  in  Wirklichkeit  kaum  jemals  existiert  habe;  schon  innerhalb 
der  Familie  sei  bei  den  Naturvölkern  vielmehr  eine  Art  Despotismus 
anzutreffen. 

Nach  Locke  ist  nun  diese  Freiheit  nicht  zu  verwechseln  mit  Will- 
kür der  Individuen:  «But  thoug  this  be  a  State  of  Liberty,  yet  it  is  not 
a  State  of  Licence,  though  Man  in  that  State  have  an  uncontroleable 
Liberty,  to  dispose  of  his  Person  or  Possessions,  ...»  156 

Im  Naturstande  stehen  alle  Menschen  unter  dem  «Gesetze  der 
Natur». 

«The  State  of  Nature,  has  a  Law  of  Nature  to  govern  it,  .  .  .»  157 

Locke  stellt  dem  Naturstand  gleichsam  eine  Art  vernünftiges 
Naturgesetz  zur  Seite,  welches  für  jeden  «Einzelnen  im  Naturstande» 
verpflichtend  ist.  Jeder  Einzelne,  hat  das  Recht  der  Selbstverteidigung 
und  ist  Richter  in  seiner  eigenen  Sache;  d.  h.  er  kann  die  Uebertretun- 
gen  seiner  Mitmenschen  selber  ahnden;  er  hat  das  Recht,  die  Fehl- 
baren zur  Verantwortung  zu  ziehen  und  zu  bestrafen. 

«The  Execution  of  the  Law  of  Nature  is  in  that  State,  put  into 
every  Mans  hands,  whereby  every  on  has  a  Right  to  punish  the  trans- 
gressors  of  that  Law  to  such  a  Degree,  as  may  hinder  its  Violation.»  158 

«And  in  this  case,  and  upon  this  ground,  every  Man  hath  a  Right 
to  punish  the  Offender,  and  be  Executioner  of  the  Law  of  Nature.»  159 

Ueber  diese  Theorie  äussert  sich  Heeren  folgendermassen: 

«Ungeachtet  also  im  Naturstande  alle  Menschen  «frey»,  und  alle 
sich  «gleich»  sind  .  .  .,  so  hat  doch  insofern  Jeder  über  den  Andern 
eine  ursprüngliche  Gewalt,  als  erfordert  wird,  um  die  Uebertreter  des 
Naturgesetzes  zu  der  Beobachtung  desselben  zu  nötigen,  und  also  das 
Naturgesetz  selber  aufrecht  zu  erhalten.  Der  Naturstand  war  also  ihm 
zu  Folge  der  Stand,  wo  die  Menschen  unter  keiner  andern  Herrschaft 
als  der  Vernunft  leben.  «Gedenkbar»  ist  ein  solcher  Zustand  aller- 
dings; allein  so  lange  die  Menschen  keine  rein  vernünftigen  Wesen 
sind,  sondern  ihren  Leidenschaften  ebenso  oft  als  der  Stimme  der  Ver- 
nunft gehorchen,  kann  er  unmöglich  wirklich  werden;  und  wenn  er  es 
wäre,  wozu  bedürfte  man  dann  überhaupt  eines  Staats?»  160 

153,  154  John  Locke ;  Two  Treatises  of  Governement.  Buch  2,  Kap.  2,  §  4;  s.  auch  §  6. 

155  Historische  Werke,  Bd.  X,  S.  14. 

156  J.  L.  Two  Treatises  of  Governement  Buch  2,  Kap.  2,  §  6. 

157  do.  Buch  2,  Kap.  2,  §  6. 

158  Two  Treatises,  Buch  2,  Kap.  2,  §  7. 

159  do.  §  8. 

160  Polit.  Theorien,  S.  401. 
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Es  ist  ausserordentlich  interessant  und  originell,  welche  Gründe 
Locke  der  Bildung  des  Staates  unterlegt. 

«That  in  the  State  of  Nature,  every  one  has  the  Executive  Power 
of  the  Law  of  Nature,  I  doubt  not  but  it  will  be  objected;  That  it  is 
unreasonable  for  Men  to  be  Judges  in  their  own  Cases,  that  seif  love 
will  make  Man  partial  to  themselves  and  their  Friends.»  161 

Dass  man  in  eigener  Sache  im  allgemeinen  nicht  über  ein  subjek- 
tives Urteil  herauskommt,  ist  der  Hauptmangel  dieses  Naturstandes. 
Zur  (Beseitigung  dieses  Uebels  wird  der  Staat  gegründet;  d.  h.  die 
freien  Individuen  vereinigen  sich  freiwillig  und  schliessen  einen  Ver- 
trag, wonach  sie  das  Recht  der  Selbstverteidigung  und  des  Richtens 
in  eigener  Sache  einer  Regierung  übertragen  und  sich  derselben  unter- 
werfen. 

«I  easily  Grant,  that  Civil  Government  is  the  proper  Remedy  for 
the  Inconveniences  of  the  State  of  Nature,  which  must  certainly  be 
Great,  where  Men  may  be  Judges  in  their  own  Case  ...»  162 

«Whereever  therefore  any  number  of 'Men  so  unite  into  one  Society, 
as  to  quit  every  one  his  Executive  Power  of  the  Law  of  Nature,  and 
to  resign  it  to  the  publick,  there  and  there  only  is  a  political,  or  civil 
Society.»  163 

Die  Aehnlichkeit  mit  der  Theorie  von  Hobbes  ist  augenfällig,  an- 
derseits sind  auch  gewisse  Verschiedenheiten  leicht  zu  entdecken. 
Näher  darauf  einzutreten,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Wir  möchten  aber 
wissen,  wie  sich  Heeren  zu  dieser  Theorie  einstellt. 

Trotz  seiner  im  allgemeinen  ablehnenden  Haltung  gegenüber  allen 
diesen  Theorien  vom  Naturstand  und  vom  Staatsvertrag  versagt  er 
keineswegs  gewissen  Lockeschen  Ideen  seine  volle  Anerkennung. 

«Der  wichtigste  Gewinn,  der  aus  Locke's  Untersuchungen  hervor- 
ging, war  unstreitig  der  Beweis  der  ursprünglichen  Freyheit  und 
Gleichheit  der  Menschen  durch  Geburt.  .  .  .  Durch  Locke  wurde  also 
zuerst  die  Lehre  von  den  Menschenrechten  ausgebildet,  «insofern» 
diese  in  der  «persönlichen  Freyheit»  und  der  «Sicherheit  des  Eigen- 
tums» bestehen,  wovon  er  den  Begriff  viel  sorgfältiger  als  einer  seiner 
Vorgänger  abzuleiten  und  festzustellen  bemüht  war.»  104 

Die  grosse  Bedeutung  Locke's  als  politischer  Schriftsteller  liegt 
nun  aber  nicht  allein  in  den  eben  erwähnten  Theorien,  sondern  vor 
allem  in  seiner  Lehre  von  den  verschiedenen  Gewalten  im  Staate  und 
seiner  Forderung  der  Trennung  derselben. 

Der  Wille  der  Mehrzahl  ist  nach  ihm  die  gesetzgebende  Gewalt. 

«And  thus  every  (Man  by  consenting  with  others  to  make  one  Body 
Politik,  under  one  Government,  puts  himself  under  an  Obligation  to 
every  one  of  that  Society,  to  submit  to  the  determination  of  the  majo- 
rity,  and  to  be  concluded  by  it.»  165 

Auch  hierin  drückt  sich  Hobbes  ähnlich  aus: 

«Considerandum  deinde  est,  unumquemque  ex  multidudine  (quo 
constituendae  civitatis  principium  fiat)  debere  consentire  cum  cacteris, 

161  Two  Treatises,  Buch  2,  Kap.  2,  §  13. 

162  do.  §  13. 

163  do.  Kap.  7,  §  89. 

164  Polit  Theorien,  S.  402. 

165  Two  Treatises,  Buch  2,  Kap.  8,  §  97. 
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at  in  iis  rebus  quae  a  quopiam  in  coetu  proponentur,  pro  voluntate 
omnium  habeatur  id,  quod  voluerit  eorum  major  pars.»  166 

Die  gesetzgebende  Gewalt  ist  nach  Locke  die  höchste  im  Staate, 
was  wieder  an  Bodin  erinnert. 

«The  great  end  of  Mens  entering  into  Society,  being  the  enjoyment 
of  their  Properties  in  Peace  and  Safety,  and  the  great  instrument  and 
means  of  that  being  the  Laws  establish'd  in  that  Society:  The  first 
and  fundamental  positive  Law  of  all  Commonwealths,  is  the  estab- 
iishing  of  the  Legislative  Power,  as  the  first  and  fundamental  natural 
Law  which  is  to  govern  even  the  Legislative:  It  seif  is  the  preservation 
of  the  Society,  and  (as  far  as  will  consist  with  the  publick  good)  of 
every  person  in  it.  This  Legislative  is  not  only  the  supream  power  of 
the  Commonwealth,  but  sacred  and  unalterable  in  the  hands  where  the 
Community  have  once  placed  it;  nor  can  any  Edict  of  any  Body  eise, 
in  what  form  soever  conceived,  or  by  what  Power  soever  backed,  have 
the  force  and  Obligation  of  a  Law,  which  has  not  its  Sanction  from  that 
Legislative  which  the  publick  has  chosen  and  appointed»  167  ..  .  usw. 

Oder:  »In  all  cases,  whilst  the  Government  subsists,  the  Legisla- 
tive is  the  supream  Power.  For  what  can  give  Laws  to  another  must 
needs  be  superiour  to  him;  and  since  the  Legislative  is  no  otherwise 
Legislative  of  the  Society,  but  by  the  right  it  has  to  make  Laws  for  all 
the  parts,  and  every  Member  of  the  Society  prescribing  Rules  to  their 
actions,  and  giving  power  of  Execution  where  they  are  transgressed, 
the  Legislative  must  needs  be  the  Supream,  and  all  other  Powers  in 
any  Members  or  parts  of  the  Society,  derived  from  and  subordinate 
to  it.»  168 

Locke  fordert  nicht  nur  die  bürgerliche,  sondern  die  politische 
Freiheit;  d.  h.  den  Anteil  des  Staatsbürgers  an  dieser  höchsten,  der 
gesetzgebenden  Gewalt;  es  widerspricht,  nach  seiner  Ansicht,  die  ab- 
solute Monarchie  dem  Zweck  des  Staates. 

«Absolute  Arbitrary  Power,  or  Governing  without  setled  standing 
Laws,  can  neither  of  them  consist  with  the  ends  of  Society  and  Go- 
vernment. .  .  .»  169 

«But  in  Governments,  where  the  Legislative  is  in  one  lasting  As- 
sembly,  always  in  being,  or  in  one  Man,  as  in  absolute  Monarchies, 
there  is  danger  still,  that  the  will  think  themselves  to  have  a  distinct 
interest  from  the  rest  of  the  Community.  .  .  »  170 

Den  grössten  Einfluss  aber  auf  die  Entwicklung  des  modernen 
Staates,  insbesondere  der  konstitutionellen  Monarchie,  hat  das  be- 
rühmte 12.  Kapitel  seines  2.  Buches,  zum  Teil  auch  das  13.  Kapitel, 
ausgeübt,  wo  Locke  die  Trennung  oder  vielleicht  besser  gesagt  die  Son- 
derung der  Gewalten  als  ein  zum  Heile  des  Staates  unbedingt  notwen- 
diges Erfordernis  erklärt. 

«The  Legislative  Power  is  that  which  has  a  right  to  direct  how 
the  Force  of  the  Commonwealth  shall  be  imploy'd  for  preserving  the 
Community  and  the  Members  of  it.  Because  those  Laws  which  are 
constantly  to  be  Executed,  and  whose  Force  is  always  to  continue,  may 

166  De  Cive,  Kap.  VI,  §  2. 

167  Two  Treatises.  Buch  2.  Kap.  11.  §  134. 

168  do.  Kap.  13,  §  150. 

169  do.  Kap.  11,  §  137. 

170  do.  §  138. 
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be  made  in  a  little  time;  therefore  there  is  no  need  that  the  Legislative 
should  be  always  in  being,  not  having  always  business  to  do.  And  be- 
cause  it  may  be  too  great  temptation  to  humane  frailty,  apt  to  grasp 
at  Power,  for  the  same  Persons  who  have  the  Power  of  making  Laws, 
to  have  also  in  their  hands  the  power  to  execute  them,  whereby  they 
may  exempt  themselves  from  Obedience  to  the  Laws  they  make,  and 
suit  the  Law  both  in  its  making  and  execution  to  their  own  private  ad- 
vantage,  and  thereby  come  to  have  a  distinct  interest  from  the  rest  of 
the  Community,  contrary  to  end  of  Society  and  Government.  There- 
fore in  well  order'd  Commonwealths,  where  the  good  of  the  whole  is 
so  considered  as  it  ought,  the  Legislative  Power  is  put  into  the  hands 
of  divers  Persons,  who  duly  Assembled,  have  by  themselves,  or  jointly 
with  others,  a  Power  to  make  Laws,  which  when  they  have  done,  being 
seperated  again,  they  are  themselves  subject  to  the  Laws  they  have 
made;  which  is  a  new  and  near  tie  upon  them  to  take  care  that  make 
them  for  the  publick  good. 

But  because  the  Laws  that  are  at  once,  and  in  short  time  made, 
have  a  constant  and  lasting  force,  and  need  a  perpetual  Execution,  or 
an  attendance  thereunto:  Therefore'  tis  necessary  there  should  be  a 
Power  always  in  being,  which  should  see  to  the  Execution  of  the 
Laws  that  are  made,  and  remain  in  force.  And  thus  the  Legislative  and 
Executive  Power  come  often  to  be  separated.»  171  (usw.) 

In  diesem  Kapitel,  wie  auch  in  den  beiden  nächstfolgenden  (dem 
13.  und  14.)  sind  eigentlich  die  Prinzipien  des  modernen  Staates  nieder- 
gelegt, wenigstens  insofern  derselbe  auch  dem  Volke  einen  Anteil  an 
der  Staatsgewalt  sichert,  und  nicht  einem  offenen  oder  verkappten 
Absolutismus  huldigt. 

Wie  stellt  sich  nun  Heeren  zu  den  in  diesen  beiden  Kapiteln  ent- 
haltenen Forderungen  ein?  Sind  nicht  davon  einige  Stellen  beinahe 
unverändert  in  die  Heerensche  Theorie  einer  echten  Monarchie  über- 
gegangen? — <  Z.  B.  «In  some  Commonwealths  where  the  Legislative 
is  not  always  in  being,  and  the  Executive  is  vested  in  a  Single  Person, 
who  has  also  a  share  in  the  Legislative;  there  that  Single  Person  in  a 
very  tolerable  sense  may  also  be  called  Supream;  not  that  he  has  in 
himself  all  the  Supream  Power,  which  is  that  of  Law-making:  but  be- 
cause he  has  in  him  the  supream  Execution,  from  whom  all  inferiour 
Magistrates  derive  all  their  several  subordinate  Powers,  or  at  least 
the  greatest  part  of  them;  having  also  no  Legislative  superiour  to  him, 
there  being  no  Law  to  be  made  without  his  consent,  which  cannot  be 
expected  should  ever  subject  him  to  the  other  part  of  the  Legislative, 
he  is  properly  enough  in  this  sense  Supream.»  172 

Zunächst  kann  als  bekannt  vorausgesetzt  werden,  dass  Locke  der 
Vorläufer  von  Montesquieu  ist.  Woher  stammen  die  Grundsätze,  die 
Montesquieu  in  seiner  Musterverfassung  im  11.  Buch,  6.  Kapitel 
des  Esprit  des  Loix  darlegt?  Es  wäre  ein  grosser  Irrtum  zu 
glauben,  Montesquieu   habe   sie   selber   erfunden;    heisst   doch  die 

171  Two  Treatises,  Buch  2,  Kap.  12,  §  143,  144  u.  ff. 

172  do.  Kap.  13,  §  151.  Diese  Lockesche  Erklärung  der  Souveränität  eines  Fürsten 
würde  am  ehesten  auch  den  Heerenschen  Souveränitätsbegriff  deutlicher  machen 
können,  (s.  v.  St.  36.)  Der  Fürst  ist  nach  Locke  nicht  deshalb  souverän  zu  nennen, 
weil  er  die  ganze  Souveränität  (supream  power  Legislative)  besässe  (er  besitzt 
davon  nur  einen  Teil),  sondern  weil  er  vor  allem  die  oberste  Exekutivgewalt 
(supream  Execution)  darstellt. 
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Ueberschrift  jenes  Kapitels:  «Von  der  Verfassung  Englands»,  und  es 
ist  Locke,  und  die  mit  den  Ideen  Lockes  übereinstimmende  englische 
Konstitution,  welche  beide  auf  Montesquieu  den  grössten  Einfluss  aus- 
geübt haben.  Locke  ist  nun  also  unstreitig  der  eigentliche  Urheber  der 
Ideen,  welche  später  wieder  in  Heeren  auftauchen.  Das  Ideal  einer 
Monarchie,  welches  Heeren  aufstellt,  findet  man  also  in  ganz  ähnlicher 
Gestalt  bereits  bei  Locke;  darauf  finden  wir  dasselbe  Ideal  bei  Mon- 
tesquieu wieder,  und  nur  wenig  modifiziert  treffen  wir  es  wieder  bei 
Heeren  an.  —  Ueber  die  Differenzen  zwischen  Montesquieu  und  Heeren 
haben  wir  schon  gesprochen.  (Wir  sahen  dabei,  dass  Heeren  zuweilen 
auch  noch  an  Bodin  Anlehnung  sucht.) 

Da  nun  Locke  und  Montesquieu  miteinander  übereinstimmen,  und 
wir  das  Verhältnis  Heeren's  zu  Montesquieu  schon  behandelt  haben 
(s.  Kap.  3),  so  ist  es  für  den  Leser  leicht,  das  dort  Gesagte  so  anzu- 
sehen, als  ob  es  auch  auf  das  Verhältnis  zwischen  Heeren  und  Locke 
angewendet  werden  könnte. 

Berücksichtigt  man  nun  aber  bei  diesem  Vergleiche  zwischen 
Heeren  und  Locke  die  Worte  Heeren's  selber,  so  wird  einem  dieUeber- 
raschung  zuteil  werden,  dass  Heeren  gegenüber  Locke  eher  eine 
ablehnende  Haltung  einnimmt. 

Es  heisst  nämlich173:  «Diese  Entwicklung  der  Lehre  von  den 
verschiedenen  Gewalten  im  Staate  war  allerdings  durchaus  nothwendig, 
wenn  man  die  Theorie  der  Politik  vervollkommnen  wollte;  und  dieses 
Verdienst  überhaupt  sowohl,  als  dass  er  die  Vorzüge  einer  freyen  Ver- 
fassung entwickelte,  kann  «Locke»  nicht  abgesprochen  werden.  Er 
bereitete  dadurch  den  Grund,  auf  dem  auch  die  Gebäude  seiner  Nach- 
folger, wie  verschieden  sie  auch  sonst  von  den  seinigen  seyn  mochten, 
erbaut  wurden.  Auf  der  andern  Seite  sah  er  aber  auch  nicht  die  Folgen 
voraus,  zu  denen  seine  Sätze  führen  konnten.  Unstreitig  müssen  ge- 
setzgebende und  ausübende  Gewalt  «in  der  Theorie»  als  verschieden 
betrachtet  werden.  Wie  weit  sie  aber  in  der  Praxis  getrennt  werden 
sollen,  ist  eine  ganz  verschiedene  Frage.  Eine  gänzliche  Trennung  der- 
selben ist,  wie  bereits  oben  bemerkt  worden,  in  der  praktischen  Politik 
eine  Chimäre.  Allerdings  verlangt  auch  Locke  diese  nicht;  er  räumte 
dem  Regenten  einen  Anteil  an  der  gesetzgebenden  Gewalt  ein;  und 
schied  sich  also  dadurch  von  Hobbes,  indem  er  sich  so  den  Weg  zur 
«gemischten»  Verfassung  bahnte;  statt  dass  Hobbes,  der  alle  Theilung 
der  höchsten  Gewalt  verwarf,  nur  die  «reinen»  Verfassungen  zuliess. 
Allein  sobald  aus  jener  Trennung  in  der  Theorie  auch  «nur»  der  Grund- 
satz gezogen  würde,  dass  man  beide  in  der  Praxis  möglichst  trennen 
solle,  so  war  dadurch  schon  der  Weg  für  höchst  gefährliche  Irrtümer 
gebahnt.  Leider!  hat  die  neuere  Erfahrung  gelehrt,  dass  diese  Be- 
sorgnisse nichts  weniger  als  unbegründet  waren;  und  wenn  man  die 
unglücklichen  Folgen  übersieht,  die  aus  dem  Grundsatz,  diese  Tren- 
nung so  weit  zu  treiben  wie  möglich,  entsprungen  sind,  so  kann  nicht 
geleugnet  werden,  dass  die  daraus  entsprungenen  Irrtümer  die  ver- 
derblichsten sind,  die  vielleicht  je  aus  einer  missverstandenen  Theorie 
abgeleitet  worden.» 

Heeren  äussert  also  die  grössten  Bedenken  gegenüber  der  Locke- 
schen Theorie  der  Trennung  der  Gewalten,  und  besonders  warnt  er 
davor,  diese  Trennung  in  der  Praxis  allzustreng  durchführen  zu  wollen. 

173  Polit.  Theorien,  S.  404,  405. 
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Nun  werden  aber  ganz  die  gleichen  Forderungen  auch  von  Mon- 
tesquieu in  seiner  Musterverfassung  aufgestellt  (vgl.  oben  3.  Abschnitt 
«Heeren  und  Montesquieu»,  S.  35),  und  doch  finden  wir  in  den  Worten 
Heeren's  über  Montesquieu  nicht  den  mindesten  Tadel  deswegen.  Da 
stehen  wir  vor  einem  psychologischen  Rätsel.  Wir  fragen  uns:  Worin 
liegt  es  begründet,  dass  Heeren  bei  der  Besprechung  Montesquieu's 
(s.  v.  S.  24 — 26;  vgl.  ferner  Polit.  Theor.  S.  418 — 424),  der  doch  diesel- 
ben Forderungen  wie  Locke  aufstellt 174,  sich  anscheinend  über  diese 
Bedenken  hinwegsetzt? 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  begegnet  nicht  geringen  Schwie- 
rigkeiten. Es  ist  wohl  kaum  möglich,  in  dieser  Hinsicht  mehr  als 
blosse  Vermutungen  oder  höchstens  Hypothesen,  die  Anspruch  auf 
ziemlich  grosse  Wahrscheinlichkeit  machen,  aufzustellen. 

Natürlich  berührt  sich  die  Differenz  zwischen  Heeren  und  Locke 
sehr  nahe  mit  der  oben  (S.  37,  38)  angeführten  dritten  «Hauptdifferenz» 
zwischen  Heeren  und  Montesquieu;  aber  das  Merkwürdige  ist,  dass 
Heeren  an  Montesquieu  eigentlich  nur  allerlei  Eigentümlichkeiten  aus- 
zusetzen hatte,  die  keineswegs  den  Sinn  der  Montesquieu'schen  Theo- 
rien darstellen,  wie  z.  B.  der  Mangel  an  philosophischem  Geiste,  die 
Unfähigkeit  scharfer  Begriffszerlegung  usw. 175 

Warum  denn  wird  eigentlich  die  möglichste  Trennung  der  Gewal- 
ten als  gefährliche  Theorie  gebrandmarkt  und  Locke  als  Erfinder, 
Rousseau  später  176  als  Vollender  und  Popularisator  derselben  verant- 
wortlich gemacht  {Heeren:  «Allerdings  war  es  Rousseau,  der  diese 
Ideen,  —  wenn  auch  nicht  zuerst  aufgestellt,  —  doch  am  meisten  aus- 
gebildet und  verbreitet  hat.»  177),  während  bei  der  Besprechung  von 
Montesquieu  überhaupt  gar  nicht  einmal  erwähnt  wird,  dass  derselbe 
auch  die  Trennung  der  Gewalten  gefordert  hat? 

Es  scheint  mir  das  erstens  auf  ein  gewissermassen  intimeres  Ver- 
hältnis zwischen  Montesquieu  und  Heeren  hinzudeuten.  Die  Vermu- 
tung liegt  nahe,  dass  das  ihn  von  Montesquieu  Unterscheidende  Heeren 
gar  nicht  einmal  recht  zum  Bewusstsein  gekommen  ist,  wogegen  er  bei 
Locke  sogleich  seinen  gegensätzlichen  Standpunkt  erkannt  hat  und 
denselben,  wie  oben  gezeigt,  klar  und  deutlich  auseinandersetzt. 

Im  weitern  muss  berücksichtigt  werden:  dass  Heeren  in  Montes- 
quieu hauptsächlich  die  historische  Forschung  hochschätzt  (d.  h.  dass 
dessen  Theorien  aus  dem  Studium  der  Geschichte  hervorgegangen 
seien),  und  ihm  deshalb  wohl  vieles  gerne  nachsieht,  während  er  in 
Locke  vornehmlich  den  Theoretiker,  den  Ideologen  vor  sich  zu  haben 
glaubt  und  ihn  überdies  als  Vorläufer  Rousseau's  zu  betrachten  pflegt. 

Daher  wohl  die  etwas  ungerechtfertigte  Parteilichkeit,  nur  dem 
Einen  vorzuwerfen,  was  der  andere  auch  getan  hat. 

Und  nun  wollen  wir  übergehen  zum  letzten  der  grossen  Theore- 
tiker des  Staatsrechts  und  der  Politik,  welche  auf  Heeren  einen  bedeu- 
tenden Einfluss  ausgeübt  haben,  zu  Rousseau. 

b)  Rousseau. 

Das  Verhältnis  Heeren's  zu  Rousseau  ist  zum  Teil  schon  oben 
(s.  Anfang  des  2.  Abschnittes,  S.  7)  gestreift  worden.    Ohne  das  dort 

174  Vergl.  E.  d.  L.,  Buch  XI,  Kap.  6,  S.  244  u.  ff. 

175  Polit.  Theorien,  S.  420. 

176  do.  S.  434. 

177  do.  S.  434.  63 


Gesagte  noch  einmal  zu  wiederholen,  wollen  wir  nun  versuchen,  das- 
selbe noch  etwas  genauer  und  vollständiger  darzustellen. 

Wir  wiesen  darauf  hin,  dass  Heeren  sich  Rousseau  gegenüber  ab- 
lehnend verhalte.  In  der  Tat  kann  man  Rousseau  als  politischen 
Schriftsteller  geradezu  als  den  Gegensatz  von  Heeren  bezeichnen,  der 
des  letztern  Darstellung  seiner  politischen  Theorien  hervorgerufen  hat. 

In  Heeren  und  Rousseau  zeigt  sich  wieder  einmal  deutlich,  wie 
verschieden  die  Ansichten  der  Menschen  über  ganz  die  gleichen  Dinge 
sein  können.  Nicht  weniger  als  6  oder  7  Punkte  haben  wir  heraus- 
gefunden, wo  der  eine  genau  das  Gegenteil  vom  andern  behauptet. 

Heeren  hat  an  Rousseau  folgendes  auszusetzen: 

1.  Der  Contrat  social  sei  ein  Werk  der  Spekulation. 

2.  Die  Vertragstheorie. 

3.  Die  Annahme,  dass  die  Souveränität  nur  beim  Volke  stehe,  im  i 
unveräusserlich  und  unteilbar  sei. 

4.  Die  Bezeichnung  der  Regierung  als  blosse  «Kommission»  des  souve- 
ränen Volkes. 

5.  Die  Trennung  der  Gewalten. 

6.  Die  Forderung  der  reinen  Demokratie  ohne  Repräsentation. 

Im  weitern  werden  nicht  gänzlich  abgelehnt,  aber  zuweilen  doch 
sehr  stark  angezweifelt: 

7.  Die  Theorie  des  allgemeinen  Willens. 

8.  Die  Idee  der  Freiheit  und  Gleichheit. 

Wir  gehen  nun  über  zu  einer  kurzen  Besprechung  dieser  8  Punkte. 

1.  Schon  bei  der  Vergleichung  Heeren's  mit  Locke  und  Hobbes 
haben  wir  wiederholt  darauf  hingewiesen,  welch  grosser  Gegensatz 
zwischen  der  Methode  des  Historikers  Heeren  und  den  Theoretikern 
der  Politik  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  bestehe.  Während  jener 
durchaus  den  rein  historischen  Standpunkt  vertritt  und  allein  der  histo- 
rischen Erforschung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  die  Fähigkeit  zu- 
traut, etwas  Rechtes  in  der  politischen  Theorie  zustande  zu  bringen, 
verliessen  sich  die  grossen  Philosophen  hauptsächlich  auf  ihre  Ver- 
nunft und  führten  historische  Beispiele  und  allerlei  Anekdoten  nur  an, 
um  die  Wahrheit  ihrer  Sätze  zu  illustrieren. 

An  Montesquieu  meint  nun  Heeren  bereits  das  gefunden  zu  haben, 
was  er  hochschätzt:  «seine  eigenen  Untersuchungen  gingen  aber  kei- 
neswegs aus  der  Philosophie  des  Zeitalters,  sondern  ganz  aus  der 
Geschichte  hervor.»  17S 

Vom  Contrat  social  sagt  er  dagegen:  «Der  Contrat  social  entstand 
allerdings  gerade  auf  dem  entgegengesetzten  Wege,  als  der  Esprit  des 
Loix.  Wenn  dieser  eine  Frucht  der  Erfahrung,  wie  die  Geschichte  sie 
darbot,  so  war  jener  eine  Frucht  der  «blossen  Spekulation»,  die  bey 
«Rousseau»  durch  seine  frühern  Untersuchungen  «über  die  Entstehung 
der  Ungleichheit  unter  den  Menschen»  auf  die  Politik  sich  gewandt 
hatte.»  179 

2.  Auf  die  auch  von  Rousseau  gemachte  Annahme  eines  Natur- 
Standes,  der  der  Gründung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  oder  des 
Staates  vorangeht,  und  der  ablehnenden  Haltung  Heeren's  dieser  Theo- 
rie gegenüber  ist  schon  wiederholt  hingewiesen  worden. 

178  Polit.  Theorien,  S.  422. 
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Um  an  Stelle  des  mangelhaften  Naturstandes  etwas  anderes  zu 
setzen,  wird  der  Staat  gegründet.  Es  bildet  sich  ein  Gesamtkörper, 
welcher  wie  eine  einzelne  Person  auftritt  und  handelt. 

Es  ist  dies  die  Vorstellungsweise  von  Hobbes  und  Locke,  welche 
auch  Rousseau  akzeptiert  hat.  Rousseau  drückt  sich  folgendermassen 
aus:  «A  l'instant  au  lieu  de  la  personne  particuliere  de  chaque  contrac- 
tant,  cet  acte  d 'association  produit  un  corps  moral  et  collectif,  compose 
d'autant  de  membres  que  l'assemblee  a  de  voix,  lequel  recoit  de  ce 
ineme  acte  son  unite,  son  moi  commun,  sa  vie  et  sa  volonte.»  180 

Aehnlich  drückt  sich  z.  B.  Hobbes  aus:  «Unio  autem  sie  facta, 
appellatur  «civitas»,  sive  societas  civilis»,  atque  etiam  «persona  civi- 
lis», nam  cum  «una»  sit  omnium  «voluntas»,  pro  «una  persona»  habenda 
est  .  .  .»  181  (Ebenso  Locke  in  Two  Treatises,  2.  Buch,  Kap.  VIII.  Of 
the  Beginning  of  Political  Societies.) 

Uebrigens  wurde  die  Vertragstheorie  im  18.  Jahrhundert  allgemein 
anerkannt.  Ihre  Anfänge  reichen  in  frühere  Jahrhunderte  hinauf. 
{Schon  Orotius  vertritt  sie.)  Nur  wenige  Stimmen  wagen  ihr  gegen- 
über Zweifel  zu  äussern  (so  z.  B.  Böhmer). 182 

Heeren  verwirft  sie  gänzlich.  (S.  v.  S.  55.)  —  Ein  näheres  Ein- 
gehen auf  dieses  Thema  halten  wir  für  überflüssig,  da  es  oben  (s.  Hob- 
bes) zur  Genüge  geschehen  und  die  daselbst  von  uns  angeführten  Stel- 
len Heeren's  den  Nachweis  zu  unserer  Behauptung  schon  geliefert 
haben.  Wir  möchten  noch  beifügen,  dass  das  Ansehen  der  Vertrags- 
theorie im  Zeitalter  Heeren's  bereits  zu  schwinden  begann.  Er  steht 
in  seiner  ablehnenden  Haltung  ihr  gegenüber  durchaus  nicht  verein- 
zelt da. 

Ganz  ähnlich  drückt  sich  z.  B.  sein  Zeitgenosse  C.  L.  Haller  aus: 
«Aber  da  der  bürgerliche  Vertrag  selbst  erdichtet  ist,  so  konnte  ein 
jeder  die  Bedingungen  desselben  dichten  wie  er  wollte.»  183 

3.  Den  grössten  Anstoss  aber  nimmt  Heeren  an  der  von  Rousseau 
vertretenen  Ansicht,  dass  die  Souveränität  nur  beim  Volke  stehen  könne. 

Es  ist  die  Idee  der  Volkssouveränität,  welche  er  für  besonders 
gefährlich  hält.  Zwar  gibt  Heeren  die  Möglichkeit  einer  Volkssouverä- 
nität noch  zu:  «Allerdings  kann  die  Souveränität  bei  dem  Volke 
seyn.»  184 

Aber  der  Unterschied  zwischen  Rousseau  und  Heeren  besteht 
darin,  dass  ersterer  überhaupt  keine  andere  Souveränität  anerkennen 
will,  als  die  des  Volkes,  während  letzterer  auch  eine  fürstliche,  vom 
Volk  gänzlich  unabhängige  Souveränität  annimmt  und  diese  zum  ent- 
scheidenden Kriterium  der  monarchischen  Staatsformen  macht.  (S.  v. 
2.  Abschnitt.) 

Aus  dieser  Annahme  Rousseau's  folgt  eigentlich  von  selbst  oder 
muss  zum  mindesten  als  natürliche  Ergänzung  erscheinen,  dass  der- 
selbe die  Souveränität  für  unveräusserlich  und  unteilbar  erklärt;  denn 
dadurch  beseitigt  er  die  Gefahr,  dass  die  Souveränität  dem  Volke  ent- 
gleiten könnte. 

189  Rousseau,  Contrat  social,  Buch  I,  Kap.  6. 
,81  De  Cive.  Kap.  V,  §  9. 

182  Intniductio  in  Jus  1709. 

183  C.  L.  Haller,  Restauration  der  Staatswissenschaften  1816,  I.  Bd.,  S.  39. 
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«Je  dis  donc  que  la  souverainete,  n'etant  que  l'exercice  de  la  vo- 
lonte generale,  ne  peut  jamais  s'aliener,  et  que  le  souverain,  qui  n'est 
qu'iin  etre  collectif,  ne  peut  etre  represente  que  par  lui-meme.»  185 

«Par  la  meme  raison  que  la  souverainete  est  inalienable,  eile  est 
indivisible.  Car  la  volonte  est  generale,  ou  eile  ne  Test  pas;  eile  est 
celle  du  corps  du  peuple,  ou  seulement  d'une  partie.  Dans  le  premier 
cas,  cette  volonte  declaree  est  un  acte  de  souverainete  et  fait.loi: 
dans  le  second,  ce  n'est  qu'une  volonte  particuliere,  ou  un  acte  de 
magistrature;  c'est  un  decret  tout  au  plus.»  186 

Die  Idee,  dass  alle  Souveränität  letzten  Endes  doch  vom  Volke  her- 
komme, und  in  ihm  ruhe,  stammt  nicht  von  Rousseau;  wir  haben  sie 
schon  bei  Bodin  entdeckt;  bei  Hobbes  und  Locke  tritt  sie  schon  kecker 
auf.  Rousseau  hat  sie  konsequent  durchgeführt.  Aber  eben  deshalb 
prallt  er  mit  Heeren  so  heftig  zusammen.  Unter  der  Annahme  der 
allein  wirklichen  Volks-Souveränität  bleibt  kein  Raum  mehr  für  die 
echten  Monarchien  im  Sinne  fieeren's;  da  müssen  solche  Monarchien 
entweder  gänzlich  schwinden  oder  die  Rolle  von  Scheingebilden  über- 
nehmen.  Dies  hat  Heeren  wohl  erkannt,  wenn  er  sagt: 

«Das  Gefährliche  dieser  Idee»  (d.  h.  der  Volkssouveränität)  lag" 
aber  nicht  sowohl  in  ihr  selbst;  ...  als  vielmehr  darin,  dass  Rousseau 
glaubte,  dieselbe  mit  der  Monarchie  vereinigen  zu  können.»  Es  wurde, 
dadurch  die  Grenzlinie  zwischen  der  Monarchie  und  der  Republik  ver- 
wischt; und  sofort  der  Weg  zu  Irrtümern  gebahnt,  deren  Gefahren 
Europa  nur  zu  teuer  gebüsst  hat,  und  zum  Theil  noch  gegenwärtig" 
büsst.»  187 

Damit  sind  wir  nun  eigentlich  bei  jener  Stelle  angelangt,  von  wo 
wir  ausgegangen  sind  (s.  v.  S.  7).  Wir  könnten  also  hier  unsere  Arbeit 
abschliessen,  da  sie  sich  wie  ein  Kreis  geschlossen  hat  und  als  Ganzes 
vor  uns  steht.  Immerhin  lohnt  es  sich  bei  dem  Punkte,  wo  sich  Anfang 
und  Ende  treffen,  noch  eine  Zeitlang  zu  verweilen,  ehe  wir  von  unserem 
Thema  endgültig  Abschied  nehmen. 

4.  Aus  dem  Begriffe  der  Volkssouveränität  im  Sinne  Rousseau's 
folgt  mit  Notwendigkeit,  dass  die  Regierung  als  blosse  Kommission  des 
Volkes  angesehen  wird. 

Rousseau  äussert  sich  darüber  folgendermassen: 

«II  faut  donc  ä  la  force  publique  un  agent  propre  qui  la  reunisse  et 
la  mette  en  oeuvre  selon  les  directions  de  la  volonte  generale,  qui  serve 
ä  la  communication  de  l'etat  et  du  souverain,  qui  fasse  en  quelque  sorte 
dans  la  personne  publique  ce  que  fait  dans  l'homme  l'union  de  Tarne 
et  du  corps.  Voilä  qu'elle  est  dans  l'etat  la  raison  du  gouvernement, 
confondu  mal  ä  propos  avec  le  souverain,  dont  il  n'est  que  le  ministre- 

Qu'est-ce  donc  que  le  gouvernement?  Un  corps  intermediaire- 
etabli  entre  les  sujets  et  le  souverain  pour  leur  mutuelle  correspon- 
dance,  Charge  de  l'execution  des  lois  et  du  maintien  de  la  liberte,  taut 
civile  que  politique.  .  .  .  Ce  n'est  absolument  qu'une  commission,  im 
emploi  dans  lequel,  simples  officiers  du  souverain,  ils  exercent  en 
son  nom  le  pouvoir  dont  il  les  a  faits  depositaires,  et  qu'il  peut  limiter., 
modifier  et  reprendre  quand  il  lui  plait  .  .  .  »  388 

185  Contrat  social,  Buch  2,  Kap.  1. 

186  do  Buch  2,  Kap.  2. 
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Diese  Anschauungsweise  lässt  sich  auf  republikanische  Staats- 
formen  wohl  anwenden,  passt  aber  schlecht  auf  Monarchien  im  Heeren- 
schen  Sinne  und  ist  der  Auffassung  des  Fürsten  als  Souverän  diametral 
entgegengesetzt. 

Wir  haben  schon  darauf  hingewiesen,  dass  Heeren  auf  keinen  Fall 
den  Monarchen  zum  blossen  Magistraten  herabwürdigen  lassen  will. 189 
(S.  v.  S.  10  u.  44.)  Der  Unterscheidung  zwischen  souveränem  Fürst 
Und  Magistrat  legt  er  die  grösste  Bedeutung  bei.  Uebrigens  meint  er: 
«Der  gemeine  Sprachgebrauch,  das  stete  Echo  des  gesunden  Menschen- 
verstandes» 190  hätte  «auch  längst  darüber  entschieden;  nur  die  Sophis- 
men der  Theoretiker  haben  die  Sache  verwirrt.  Die  Könige  von  Frank- 
reich und  England  heissen  und  sind  Souveräns.  Der  Präsident  von 
Amerika,  der  Landammann  der  Schweiz  heisst  so  nicht,  und  ist  es 
nicht.»  191 

An  dieser  Stelle  kann  noch  bemerkt  werden,  dass  Rousseau  auch 
die  Erblichkeit  der  monarchischen  Würde  ablehnt,  welche,  wie  oben 
gezeigt  (S.  11),  von  Heeren  geradezu  als  Bedingung  zu  einer  echten 
Monarchie  angeführt  wird;  er  sieht  an  dieser  Einrichtung  nur  die 
Schattenseiten:  «On  a  rendu  les  couronnes  hereditates  dans  certaines 
familles,  et  Ton  a  etabli  un  ordre  de  succession  qui  previent  toute 
dispute  ä  la  mort  des  rois:  c'est-ä-dire  que,  substituant  l'inconvenient 
des  regences  ä  celui  des  elections,  on  a  prefere  une  apparente  tran- 
quillite  ä  une  administration  sage,  et  qu'on  a  mieux  aime  risquer 
d'avoir  pour  chefs  des  enfans,  des  monstres,  des  imbeciles,  que  d'avoir 
ä  disputer  sur  le  choix  des  bons  rois;  on  n'a  pas  considere  qu'en  s'ex- 
posant  ainsi  aux  risques  de  l'alternative,  on  met  presque  toutes  les 
chances  contre  soi.»  192 

5.  Ueber  die  Anschauungsweise  Heeren's  hinsichtlich  der  Trennung 
der  Gewalten  haben  wir  schon  bei  der  Vergleichung  mit  Locke  das 
wesentliche  gesagt. 

Locke  unterscheidet  ausser  der  Legislative  und  der  Exekutive  noch 
eine  dritte  Gewalt,  welche  er  «Federative  Power»  nennt:  «This  there- 
fore  contains  the  Power  of  War  and  Peace,  Leagues  and  Alliances,  and 
all  the  Transactions,  with  all  Persons  and  Communities  without  the 
Commonwealth,  and  may  be  called  Federative,  if  any  one  pleases.»  193 

Diese  Einteilung  ist  von  der  Nachwelt  nicht  akzeptiert  worden. 
Dagegen  ist  die  Einteilung  Montesquieu's  in  die  gesetzgebende,  aus- 
übende und  richterliche  Gewalt  zum  Teil  noch  heute  gebräuchlich. 

Die  Sonderung  der  Gewalten  wird  auch  von  Rousseau  gefordert. 
Besonders  grosse  Wichtigkeit  legt  er  der  Trennung  der  gesetzgeben- 
den von  der  ausübenden  Gewalt  bei,  während  der  richterlichen  Gewalt 
überhaupt  weniger  Aufmerksamkeit  geschenkt  wird.  Hierin  zeigt  sich 
einige  Aehnlichkeit  mit  Heeren,  der  auch  immer  nur  auf  das  Verhältnis 
von  Legislative  und  Exekutive  hinweist;  es  mag  das  daher  rühren,  weil 
die  Unabhängigkeit  der  richterlichen  Gewalt  beinahe  als  Selbstver- 
ständlichkeit hingenommen  wurde. 

Rousseau  vergleicht  die  gesetzgebende  Gewalt  mit  dem  Willen,  die 
vollziehende  Gewalt  mit  der  physischen  Kraft  des  Staates. 

i89>  i9o  vergl.  Polit.  Theorien,  S.  437. 

191  Polit.  Theorien,  S.  438. 

192  Contrat  social,  Buch  3,  Kap.  6. 

193  Two  Treatises,  Buch  2,  Kap.  12,  §  146. 
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«Toute  action  libre  a  deux  causes  qui  concourent  ä  la  produire; 
Tune  morale,  savoir  la  volonte  qui  determine  l'acte;  l'autre  physique, 
savoir  la  puissance  qui  l'execute.  .  .  .  Le  corps  politique  a  les  memes 
mobiles;  on  y  distingue  de  meme  la  force  et  la  volonte;  celle-ci  sous 
le  nom  de  «puissance  legislative»,  l'autre  sous  le  nom  de  «puissance 
executive».  Rien  ne  s'y  fait  ou  ne  s'y  doit  faire  sans  leur  concours.»  194 

Rousseau  ist  also  für  ein  harmonisches  Zusammenwirken  beider 
Gewalten.  Die  Gewalten  sollen  aber  getrennt  sein:  «II  n'est  pas  bon 
que  celui  qui  fait  les  lois  les  execute  ...»  195 

Er  befürchtet  sofort,  ähnlich  wie  Locke,  den  Einfluss  der  Privat- 
interessen auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten,  wenn  die  Gewalten  in 
derselben  Person  vereinigt  wären. 

Er  wünscht  ein  Gleichgewicht  der  beiden  Gewalten,  ähnlich  wie 
Montesquieu,  und  doch  wirkt  die  Lockesche  Ansicht  von  der  Priorität 
der  gesetzgebenden  Gewalt  auch  bei  ihm  noch  nach, 196  was  sich  auch 
dadurch  manifestiert,  dass  das  souveräne  Volk  dieselbe  unmittelbar 
ausführt,  während  es  die  Regierungsgeschäfte  (Exekutive)  meist  durch 
Beauftragte  ausführen  lässt. 

Wir  haben  schon  gezeigt  (S.  62),  wie  Heeren  dieser  möglichsten 
Trennung  der  Gewalten  ablehnend  gegenübersteht.  Schon  Locke  hat 
er  vorgeworfen,  dass  aus  seiner  Theorie  allzuleicht  «verderbliche  Irr- 
tümer» entspringen  könnten;  197  und  Rousseau  tadelt  er,  diese  gefähr- 
lichen Ideen  ausgebildet  und  verbreitet  zu  haben. 198 

Auch  an  anderer  Stelle  drückt  er  sich  ähnlich  aus,  indem  er  wie- 
derum die  Theorie  der  Trennung  der  Gewalten  gelten  lässt.  die  An- 
wendung auf  das  wirkliche  Leben  des  Staates  aber  verwirft: 

«Von  dieser  ausübenden  Gewalt  unterscheidet  man  die  «gesetz- 
gebende Gewalt»  oder  den  «Ausdruck»  des  allgemeinen  Willens.  In 
der  «Theorie»  mag  diese  Unterscheidung  nützlich  und  selbst  notwendig 
seyn,  wenn  man  Staatsformen  analysieren  will;  in  der  «Wirklichkeit» 
sie  gänzlich  oder  möglichst  trennen  zu  wollen,  und  darin  das  Heil  des 
Staates  zu  suchen,  ist  eine  Thorheit,  die  unserm  Zeitalter  theuer  genug 
zu  stehen  gekommen  ist.  Beyde  haben  nur  einen  vernünftigen  Zweck, 
zu  dessen  Erreichung  sie  zusammen  wirken  müssen.  Das  Bedürfnis 
der  Trennung  liegt  also  keineswegs  in  der  Sache  selbst,  sondern  allein 
in  der  Gefahr  des  Missbrauchs,  der  aus  ihrer  Vereinigung  in  derselben 
Person  vielleicht  entspringen  kann.  Sie  in  gewisser  Rücksicht  zu  tren- 
nen, und  doch  wieder  zu  vereinigen,  ist  eben  deswegen  die  grosse  Auf- 
gabe für  den  Politiker.»  199 

Diese  Stelle,  obschon  sie  sich  gegen  die  möglichste  Trennung  der 
Gewalten  ausspricht,  zeigt  doch  wieder  verschiedene  Berührungs- 
punkte mit  Rousseau,  besonders  wenn  Heeren  von  dem  Zusammen- 
wirken der  verschiedenen  Gewalten  spricht. 

Der  Aufsatz,  worin  Heeren  eine  besondere  Einteilung  der  Staats- 
formen vornimmt,  hat  den  Titel:  «Ueber  den  Charakter  der  despo- 
tischen Verfassung,  und  der  Staatsverfassungen  überhaupt.»   Die  Stel- 

194  Contrat  social,  Buch  3,  Kap.  1. 
,95  do.  Buch  3,  Kap.  4. 

196  do.  Buch  3,  Kap.  7. 

197  Polit.  Theorien,  S.  405. 

198  do.  S.  434. 

199  Ideen  über  die  Politik,  den  Verkehr  .  .  ,  I.  Abteilung,  Bd.  1,  S.  471,  1871. 
unter  Beilagen:  Ueber  den  Charakter  der  despotischen  Verfassung. 
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lung  Heeren's  Rousseau  gegenüber  ist  dort  eine  andere  als  in  dem  von 
uns  bisher  oft  zitierten  Werke  «Ueber  die  politischen  Theorien.»  Es 
scheint,  dass  Heeren  in  spätem  Jahren  mit  den  in  jenem  Aufsatze  ent- 
haltenen Ideen  nicht  mehr  vollständig  übereinstimmt.  (Näheres  dar- 
über s.  u.  S.  71  u.  7.  Abschnitt.)  200 

6.  Es  ist  eigentümlich,  dass  Rousseau  sich  'mit  Entschiedenheit 
gegen  die  Vertretung  des  Volkes  durch  Abgeordnete,  also  gegen  das 
sogenannte  Repräsentativ-System  ausspricht.  Es  hängt  dies  wieder 
mit  seinem  scharf  gefassten  Begriff  der  Volkssouveränität  zusammen, 
ausserdem  mag  die  Abneigung  gegenüber  dem  Feudalismus  und  den 
ständischen  Vertretungen  des  Mittelalters  ihn  noch  in  seiner  ablehnen- 
den Haltung  bestärkt  haben. 

Er  äussert  sich  darüber  folgendermassen: 

«Le  souverain,  n'ayant  d'autre  force  que  la  puissance  legislative, 201 
n'agit  que  par  des  lois,  et  les  lois  n'etant  que  des  äctes  authentiques 
de  la  volonte  generale,  le  souverain  ne  saurait  agir  que  quand  le  peuple 
est  assemble.»  202 

«La  souverainete  ne  peut  etre  representee,  par  la  meme  raison 
qu'eile  ne  peut  etre  alienee;  eile  consiste  essentiellement  dans  la  vo- 
lonte generale,  et  la  volonte  ne  se  represente  point;  eile  est  la  meme, 
ou  eile  est  autre;  il  n'y  a  point  de  milieu.  Les  deputes  du  peuple  ne 
sont  donc  ni  ne  peuvent  etre  ses  representants,  ils  ne  sont  que  ses 
commissaires;  ils  ne  peuvent  rien  conclure  definitivement.  Toute  loi 
que  le  peuple  en  personne  n'a  pas  ratifiee  est  nulle,  ce  n'est  point  une 
loi.  Le  peuple  anglais  pense  etre  libre;  il  se  trompe  fort;  ...»  usw. 203 

«L'idee  des  representans  est  moderne;  eile  nous  vient  du  gouverne- 
ment  feodal,  de  cet  inique  et  absurde  gouvernement  dans  lequel 
l'espece  humaine  est  degradee,  et  oü  le  nom  d'homme  est  en  deshon- 
neur  ...»  204 

«Quoi  qu'il  en  soit,  ä  l'instant  qu'un  peuple  se  donne  des  represen- 
tans, il  n'est  plus  libre,  il  n'est  plus.»  205 

Natürlich  steht  zu  diesen  Aeusserungen  Heeren  als  Anhänger  des 
Repräsentativsystems  nach  englischem  Muster  im  schroffsten  Gegen- 
satz. Wir  glauben  zur  Genüge  gezeigt  zu  haben,  dass  sich  dadurch  die 
Stellung  Heeren's  am  deutlichsten  charakterisiert,  dass  er  in  dieser 
Beziehung  gänzlich  mit  Montesquieu  einig  geht.  (S.  v.  2.  und  3.  Ab- 
schnitt.) 

Wie  sehr  eigentlich  die  Ansichten  Heeren's  und  Rousseau's  diver- 
gieren, lässt  sich  noch  bei  Betrachtung  einer  andern  Aeusserung  des 
letztern  erweisen.  Bekanntlich  will  Heeren  die  Zeit  des  Antritts  und 
der  Auflösung  der  Kammern  gänzlich  vom  Könige  abhängen  lassen. 
Er  stimmt  in  dieser  Beziehung  mit  Montesquieu  vollständig  überein 
und  ebenso  mit  Locke,  der  diese  Machtbefugnisse  des  Königs  zu  der 
von  ihm  sogenannten  Prärogative  rechnet. 200 

200  Vergl.  ferner  die  Anmerkung  in  Heeren:  „Zusätze  und  Anmerkungen  1827 
aus  der  vierten  Ausgabe  der  Ideen  über  die  Politik".  2.  Teil,  S.  604. 

201  So  Rousseau,  während  Heeren,  wie  schon  erwähnt,  die  Souveränität  nicht 
ausschliesslich  in  die  Gesetzgebung  verlegt.  Vergl.  zu  diesem  merkwürdigen  Zu- 
sammenhang St.  61  und  Anmerkung. 

202  Contrat  social,  Buch  3,  Kap.  12. 
203,  m,  205,  do.  Buch  3,  Kap.  15. 

206  S.  Locke.  Two  Treatises  Kap.  14.  Of  Prerogative. 
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Dagegen  will  nun  Rousseau  nicht  nur  von  Repräsentanten,  von 
Kammern,  welche  in  dieser  Weise  vom  Könige  abhängig  sind,  nichts 
wissen,  sondern  er  fordert  Versammlungen  des  ganzen  Volkes,  die  pe- 
riodisch gänzlich  unabhängig  von  der  Regierung  immer  wieder  von 
selbst  zusammentreten. 

«Outre  les  assemblees  extraordinaires  que  des  cas  imprevus 
peuvent  exiger,  il  faut  qu'il  y  en  ait  de  fixes  et  periodiques,  que  rien 
ne  puisse  abolir  ni  proroger,  tellement  qu'au  jour  marque  le  peuple  soit 
legitimement  convoque  par  la  loi,  sans  qu'il  soit  besoin  pour  cela  d'au- 
cune  autre  convocation  formelle.»  207 

Man  sieht  wohl  ein,  dass  das  Ideal  einer  Staatsform  nach  Heeren, 
mit  dem  von  Rousseau  aufgestellten  Ideale  eines  auf  der  Souveränität 
des  Volkes  ruhenden  Staates  die  denkbar  grössten  Gegensätze  dar- 
stellen. 

7.  Das  Genie  Rousseau's  tritt  uns  am  deutlichsten  entgegen  in 
seiner  Theorie  vom  allgemeinen  Willen. 

Es  ist  sehr  schwer  zu  sagen,  ob  man  es  hier  mit  einer  blossen 
Fiktion  zu  tun  habe,  oder  ob  dieser  Theorie  nicht  Tatsächliches  zu- 
grunde liege. 

Der  allgemeine  Wille  soll  nach  Rousseau  den  Willen  des  Staats  als 
Ganzes  bedeuten.  Er  ist  als  solcher  stets  auf  das  allgemeine  Beste 
gerichtet;  leider  kann  es  trotzdem  vorkommen,  dass  derselbe  Fehler 
begeht,  was  aber  nicht  von  einer  in  ihm  selbst  liegenden  schlechten 
Absicht  herrührt,  sondern  gewissermassen  in  einem  Mangel  an  Ein- 
sicht begründet  ist.  Der  allgemeine  Wille  will  als  solcher  zwar  nur 
das  Gute,  kann  aber  irre  geleitet  werden.  Ihm  tut  nur  eines  not,  das 
ist  —  Aufklärung. 

Einige  Aussprüche  Rousseau's  mögen  das  eben  Gesagte  illu- 
strieren: 

«II  s'ensuit  de  ce  qui  precede  que  la  volonte  generale  est  toujours 
droite  et  tend  toujours  ä  l'utilite  publique;  mais  il  ne  s'ensuit  pas  que 
les  deliberations  du  peuple  aient  toujours  la  meme  rectitude.  On  veut 
toujours  son  bien,  mais  on  ne  le  voit  pas  toujours:  jamais  on  ne  cor- 
rompt  le  peuple,  souvent  on  le  trompe,  et  c'est  alors  seulement  qu'il 
parait  vouloir  ce  qui  est  mal. 

II  y  a  souvent  bien  de  la  difference  entre  la  volonte  de  tous  et  la 
volonte  generale;  celle-ci  ne  regarde  qu'ä  l'interet  commun,  l'autre 
regarde  ä  l'interet  prive,  et  n'est  qu'une  somme  de  volontes:  mais  ötez 
de  ces  meines  volontes  les  plus  et  les  moins  qui  s'entredetruisent,  reste 
pour  somme  des  differences  la  volonte  generale.»  208 

(Auf  die  geistreiche  aber  etwas  subtile  Unterscheidung  Rousseau's 
zwischen  dem  allgemeinen  Willen  und  dem  Willen  Aller  wollen  wir 
nicht  näher  eingehen.) 

«On  doit  concevoir  par  lä  que  ce  qui  generalise  la  volonte  est 
moins  le  nombre  des  voix  que  l'interet  commun  qui  les  unit:  car  dans 
cette  institution  chacun  se  soumet  necessairement  aux  conditions  qu'il 
impose  aux  autres;  accord  admirable  de  l'interet  et  de  la  justice  qui 
donne  aux  deliberations  communes  un  caractere  d'equite.  qu'on  voit 
evanouir  dans  la  discussion  de  toute  affaire  particuliere,  faute  d'un  iutö- 

207  Contrat  social,  Buch  3,  Kap.  13. 

208  do.  Buch  2,  Kap.  3. 
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xet  commim  qui  unisse  et  identifie  la  regle  du  juge  avec  celle  de  la 
Partie.»  209 

Originell  ist  die  Gegenüberstellung  des  individuellen  und  des  all- 
gemeinen Willens: 

«De  lui-meme  le  peuple  veut  toujours  le  bien,  mais  de  lui-meme  il 
ne  le  voit  pas  toujours.  La  volonte  generale  est  toujours  droite,  mais 
le  jugement  qui  la  guide  n'est  pas  toujours  eclaire.  II  faut  lui  faire 
voir  les  objets  tels  qu'ils  sont,  quelquefois  tels  qu'ils  doivent  lui  pa- 
raitre,  lui  montrer  le  bon  chemin  qu'elle  cherche,  la  garantir  de  la 
seduction  des  volontes  particulieres,  rapprocher  ä  ses  yeux  les  lieux 
et  les  temps,  balancer  l'attrait  des  avantages  Presens  et  sensibles  par 
le  danger  des  maux  eloignes  et  Caches.  Les  particuliers  voient  le  bien 
qu'ils  rejettent:  le  public  veut  le  bien  qu'il  ne  voit  pas.  Tous  ont  egale- 
ment  besoin  de  guides:  il  faut  obliger  les  uns  ä  conformer  leurs  volon- 
tes ä  leur  raison,  il  faut  apprendre  ä  l'autre  ä  connaitre  ce  qu'il  veut. 
Alors  des  lumieres  publiques  resultent  l'union  de  l'entendement  et  de 
la  volonte  dans  le  corps  social,  de  lä  l'exact  concours  des  parties,  et 
enfin  la  plus  grande  force  du  tout.»  210 

Wie  verhält  sich  nun  Heeren  der  von  Rousseau  in  genialer  Weise 
entworfenen  Theorie  des  allgemeinen  Willens  gegenüber? 

In  den  «Politischen  Theorien»  jener  Abhandlung,  welche  offenbar 
die  ausgereiften  politischen  Ideen  des  Verfassers  in  seinen  spätem 
Jahren  wiederspiegelt,  wird  diese  Theorie  des  allgemeinen  Willens 
zwar  nicht  vollständig  abgelehnt,  aber  wiederum  (vergl.  unsere  Bemer- 
kungen über  5.  «Trennung  der  Gewalten»)  hinsichtlich  ihrer  Brauchbar- 
keit zu  praktischer  Anwendung  die  grössten  Zweifel  geäussert.  Ja 
über  das  ganze  System  Rousseau's  wird  gerade  unter  dem  Hinweis  auf 
diese  Theorie  mit  spöttischen  Bemerkungen  abgeurteilt. 

Heeren  äussert  sich  darüber: 

«Dagegen  aber  schwebte  das  System  von  «Rousseau»  ohne  alle 
Stütze  in  der  Wirklichkeit,  —  ähnlich  dem  Staate  der  Vögel  in  den 
Wolken  beym  Aristophanes,  —  gleichsam  ganz  frey  in  der  Luft.  Denn 
wenn  «Rousseau»  behauptet,  dass  der  «allgemeine  Wille»  immer  recht 
ist,  und  stets  auf  das  allgemeine  Beste  zielt;  so  hat  er  darin  zwar 
allerdings  insoweit  Recht,  dass  dieser  allgemeine  Wille,  insofern  er 
das  Resultat  der  reinen  Vernunft  ist,  immer  auf  das  allgemeine  Beste 
gerichtet  seyn  muss.  Aber  dieser  allgemeine  Wille  bleibt  in  praktischer 
Rücksicht  eine  gänzlich  leere  Idee,  solange  er  kein  «Organ»  hat,  durch 
das  er  rein  und  sicher  sich  ausspricht.  «Rousseau»  will  die  Stimme  des 
Volkes  selbst,  seine  «Versammlungen,  zu  diesem  Organ  machen:  allein 
er  kann  es  selber  nicht  leugnen  und  leugnet  es  auch  nicht,  dass  dieses 
Organ  oft  sehr  trügerisch  ist;  oder  —  in  seiner  Sprache  zu  reden  — 
dass  der  Wille  Aller  gar  nicht  immer  der  allgemeine  Wille  ist.  Das 
Volk  kann  irre  geleitet,  kann  verführt  werden;  und  «Rousseau»  weiss 
dagegen  keinen  Rath,  als  dass  man  sich  davor  in  Acht  nehmen  soll.» 
(Letzteres  ist  entschieden  unrichtig.  Aus  den  von  uns  angeführten 
Stellen  geht  deutlich  hervor,  dass  Rousseau  als  bestes  Heilmittel,  um 
der  Irreführung  des  Volkes  vorzubeugen,  die  Belehrung  und  Aufklä- 
rung desselben  empfiehlt.) 

209  do.  Buch  2,  Kap  4. 

:1°  Contrat  social,  Buch  2,  Kap.  6. 
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«Durch  alle  jene  politisch-methaphysischen  Spekulationen  war 
also,  sobald  von  praktischer  Anwendbarkeit  die  Rede  war,  noch  wenig: 
oder  nichts  gewonnen.»  211 

Dies  ist  die  Ansicht  Heeren's,  soweit  sie  sich  in  der  von  unseren 
Untersuchungen  hauptsächlich  zugrunde  gelegten  Abhandlung  «Ueber 
die  politischen  Theorien»  (1817)  vorfindet. 

Man  würde  sich  jedoch  irren,  wenn  man  annähme,  Heeren  habe 
immer  diesen  in  jener  Abhandlung  dargestellten  Standpunkt  vertreten. 
Wie  bei  jedem  Menschen,  so  machen  auch  bei  Heeren  seine  Ideen  eine 
Entwicklung  durch.  Schon  oben  (S.  68)  bemerkten  wir,  in  dem  Auf- 
satz «Ueber  den  Charakter  der  despotischen  Verfassung  und  den  Cha- 
rakter der  Verfassungen  überhaupt»  nehme  Heeren  Rousseau  gegen- 
über eine  andere  Stellung  ein. 

In  der  Tat,  dieser  Aufsatz  zeigt  deutlich  den  Einfluss  des  letztern. 
Auch  Heeren  erlag  in  seinen  jüngern  Jahren  gänzlich  dem  wuchtigen 
Ansturm  der  Rousseauschen  Theorien,  gegen  welche  er  sich  später  mit 
grösster  Energie  auflehnt.  Auf  Schritt  und  Tritt  begegnet  man  in 
dieser  frühern  Darstellung  seiner  politischen  Ideen  Gedanken  und 
Wendungen,  die  entweder  mittelbar  oder  unmittelbar  von  Rousseau 
herrühren.  Insbesondere  hatte  sich  damals  Heeren  die  Theorie  des 
allgemeinen  Willens  gänzlich  zu  eigen  gemacht. 

Es  heisst  z.  ß.:  «Jede  Regierung,  als  solche,  hat  die  Leitung  der 
öffentlichen  Angelegenheiten,  und  handelt  also  im  Nahmen  des  Vol- 
kes.» 212  ! !  Gerade  diese  Idee,  welche  an  den  Rousseauschen  Begriff 
der  Volkssouveränität  erinnert,  wird  später  (s.  2.  Abschnitt)  von  ihm 
bekämpft;  er  lässt  sie  schliesslich,  wie  oben  gezeigt,  höchstens  für  Re- 
publiken gelten,  während  in  einer  Monarchie  der  Fürst  über  dem  Volke 
stehen  muss.  «Soll  sie»  (die  Regierung)  «also  nicht  mit  sich  selbst  im 
Widerspruche  stehen,  so  wird  sie  in  ihren  Handlungen  nicht  anders,  als 
das  Beste  des  Staates  zum  Zwecke  haben  können;  und  da  aus  eben 
dem  Grunde  diess  Beste  des  Staates  nothwendig  als  der  «allgemeine 
Wille»,  (ohne  alle  Rücksicht  auf  mögliche  Irrthümer),  gedacht  werden 
muss,  so  wird  jede  Regierung  die  «  Ausführ  erin  des  allgemeinen  Willens 
seyn»,  d.  i.  sie  wird  nothwendig  die  «ausübende  Gewalt»  besitzen 
müssen.»  213 

Im  weitern  wird  die  gesetzgebende  Gewalt  als  der  Ausdruck  des 
allgemeinen  Willens  bezeichnet.  Die  Einteilung  der  Verfassungen, 
welche  Heeren  im  folgenden  vornimmt, 214  beruht  gerade  auf  dem  ver- 
schiedenen Verhältnis,  das  die  Regierung  und  das  Volk  in  bezug  auf 
diesen  allgemeinen  Willen  einnimmt,  während  in  den  «Politischen 
Theorien»  dieser  Rousseausche  Begriff  beinahe  vergessen  worden  ist 
und  die  Einteilung  der  Staatsform  vermittelst  des  Souveränitätsbegriffes 
vollzogen  wird  (s.  v.  2.  Abschnitt). 

Wir  erkennen  also  einen  bedeutenden  Unterschied  zwischen  der 
frühem  Fassung  der  Heerenschen  Politischen  Theorien,  wo  sich  der- 
selbe noch  an  Rousseau  hält,  und  der  spätem,  wo  er  sich  in  direktem 
Gegensatz  zu  jenem  einstellt.    (S.  unten  im  nächsten  Abschnitt.) 

211  Polit.  Theorien,  S.  432,  433. 

212  Ideen  über  die  Politik  .  .  .  ,  1.  Bd ,  Wien  1817,  S.  470. 

213  do.  S.  470,  471. 

214  do.  S.  471-474. 
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Von  selbst  drängt  sich  uns  hier  die  Frage  auf:  Wann  hat  sich 
diese  Ablösung  von  Rousseau  vollzogen?  Den  betreffenden  Aufsatz 
«Lieber  den  Charakter  der  despotischen  Verfassung,  und  der  Staats- 
verfassungen überhaupt»,  der  als  Beilage  zu  seinem  Hauptwerke,  den 
«Ideen  über  die  Politik,  den  Verkehr  und  den  Handel  der  vornehmsten 
Völker  der  alten  Welt»  erscheint,  findet  man  später  in  den  vom  Ver- 
fasser gesammelten  Historischen  Werken  nicht  wieder,  weil  er  eben 
mit  seinem  Inhalt  nicht  mehr  einverstanden  war.  An  dessen  Stelle 
steht  ein  weit  kürzerer  Aufsatz  unter  dem  Titel:  «Ueber  das  Verhält- 
nis der  Theokratie  zu  der  monarchischen  Regierungsform.» 

Zuletzt  fanden  wir  ersteren  noch  in  der  Ausgabe  der  «Ideen»  vom 
Jahre  1817. 

Die  von  uns  oft  erwähnten  «Politischen  Theorien»  dagegen  müssen 
im  Winter  1816/17  entstanden  sein;  denn  in  «Kleine  historische  Schrif- 
ten» (1817;  Vorwort)  findet  sich  folgende  Stelle:  «Die  .  .  .  Abhandlung 
über  die  Fortschritte  der  politischen  Spekulation  in  Europa  und  ihren 
praktischen  Einfluss»  (gemeint  ist  die  Schrift  «Ueber  die  Entstehung 
der  politischen  Theorien»)  «verdankt  ihren  Ursprung  einem  Unterricht, 
den  ich  im  verflossenen  Winter  über  Geschichte  der  theoretischen  und 
praktischen  Politik  einem  engern  Kreise  von  Zuhörern  erteilen 
musste,  ...» 

Da  also  die  frühere  Darstellungsweise  seiner  politischen  Ideen 
noch  im  Jahre  1817  erscheint,  die  spätere  Fassung  im  Winter  vorher 
entstanden  sein  muss,  so  ist  man  wohl  berechtigt,  jenen  Umschwung 
in  der  Heerenschen  politischen  Anschauungsweise  auch  nicht  auf  einen 
frühern  Zeitpunkt  zu  verlegen;  im  Winter  1816/17,  eventuell  im  Ver- 
laufe des  Jahres  1816  wird  sich  also  die  Abkehr  Heeren's  von  Rousseau 
vollzogen  haben. 

8.  Ueber  den  letzten  der  von  uns  angeführten  8  Punkte  können  wir 
uns  kurz  fassen.  Der  Idee  der  Freiheit  und  Gleichheit  ist  Heeren 
eigentlich  nicht  abgeneigt,  wie  wir  bei  der  Vergleichung  mit  Locke 
schon  gezeigt  haben.  Er  lehnt  nur  den  Fanatismus  ab,  der  sich  leicht 
mit  diesen  Ideen  verbindet.  Eifrig  tritt  er  für  die  Menschenrechte  ein 
und  zollt  Locke  volle  Anerkennung,  dass  er  die  Lehre  dieser  Menschen- 
rechte ausgebildet  habe. 215 

Mit  Rousseau  aber  nimmt  die  Forderung  nach  Freiheit  und  Gleich- 
heit einen  durchaus  revolutionären  Charakter  an.  Der  Affekt  des  Re- 
volutionärs bricht  schon  zu  Beginn  seines  Werkes  mit  aller  Macht 
hervor: 

«L'homme  est  ne  libre,  et  partout  il  est  dans  les  fers.  Tel  se  croit 
le  maitre  des  autres,  qui  ne  laisse  pas  d'etrc  plus  esclave  qu'eux. 
Comment  ce  changement  s'est-il  fait?»  .  .  . 

Tant  qu'un  peuple  est  contraint  d'obeir  et  qu'il  obeit,  il  fait  bien; 
sitöt  qu'il  peut  secouer  le  joug  et  qu'il  le  secoue,  il  fait  encorc  rriieux; 
car  recouvrant  sa  liberte  par  le  meme  droit  qui  la  lui  a  ravie,  ou  il 
est  fonde  ä  la  reprendre,  ou  Ton  ne  l'ctait  point  ä  la  lui  öter.»  210 

Da  Rousseau  nicht  nur  die  persönliche  Freiheit,  sondern  ebenso- 
sehr die  bürgerliche  oder  politische  Freiheit  und  Gleichheit  fordert,  so 
kommt  er  natürlich  wieder  in  Konflikt  mit  Heeren's  Ideal  der  Monar- 
chie, worin  zwar  die  Staatsbürger  alle  einen  gewissen  Anteil  an  der 

215  Polit.  Theorien,  S.  402. 

216  Contrat  social,  Buch  1,  Kap.  1. 
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gesetzgebenden  Gewalt  haben;  der  Fürst  dagegen  im  Verhältnis  zu 
jedem  Einzelnen  einen  weit  grössern  besitzt. 

Somit  glauben  wir  nun  genügend  gezeigt  zu  haben,  wie  gross 
eigentlich  der  Gegensatz  Heeren's  zu  Rousseau  ist.  Dieser  Gegensatz 
hat  sich  aber,  wie  gesagt,  nur  allmählich  herausgebildet  und  war  an- 
fänglich lange  nicht  so  scharf  ausgeprägt.  Im  Gegenteil  lässt  sich  in 
frühern  Jahren  des  Verfassers  eine  gewisse  Abhängigkeit  von  den 
Rousseauschen  Gedanken  leicht  nachweisen. 


7,  Abschnitt. 

Die  Einteilung  der  Staatsformen  nach  Heeren. 
Verhältnis  zu  Kant. 

Wir  haben  bis  jetzt  die  politischen  Theorien  Heeren's  als  ein  fer- 
tiges Gebilde  betrachtet  und  haben  unseren  Untersuchungen  in  der 
Hauptsache  jene  Abhandlung  217  zugrunde  gelegt,  welche  Heeren,  wie 
oben  erwähnt,  selbst  sein  politisches  Glaubensbekenntnis  218  nennt. 

Die  in  dieser  Abhandlung  niedergeschriebenen  Ansichten,  welche 
der  Verfasser  in  seinen  spätem  Jahren  nicht  mehr  geändert  hat,  gaben 
uns  ein  ziemlich  klares  Bild  seiner  gesamten  politischen  Denkweise. 
(S.  o.  2.  Abschnitt.) 

Es  war  aber  nicht  zu  vermeiden,  dass  im  vorigen  Abschnitt,  wo 
das  Verhältnis  Heeren's  zu  Rousseau  dargestellt  wurde,  eine  andere 
Abhandlung  herbeigezogen  werden  musste,  welche  eine  frühere  Ent- 
wicklungsstufe der  Heerenschen  Ideen  offenbart.  Dadurch  liegt  die 
Gefahr  nahe,  dass  in  unserer  bisher  einheitlichen  Untersuchung  zu 
guter  Letzt  noch  Verwirrung  entsteht;  denn  der  Aufsatz  «Ueber  den 
Charakter  der  despotischen  Verfassung»  bildet  ein  störendes  Moment, 
und  wir  müssen  versuchen,  diese  Störung  auf  ein  Minimum  zu  be- 
schränken. 

Darum  betonen  wir  noch  einmal,  was  im  Vorhergehenden  behan- 
delt wurde,  stellt  die  ausgereifte  Heerensche  politische  Anschauungs- 
weise dar.  Die  nun  folgenden  Untersuchungen  nehmen  aber  gerade  auf 
die  Entwicklung  der  Heerenschen  Ideen  Rücksicht.  Sobald  man  sich 
also  vor  Augen  hält,  dass  das  bisher  Gesagte  die  Heerensche  Denk- 
weise in  spätem  Jahren,  wie  sie  in  den  «Polit.  Theor.»  dargestellt  ist, 
betrifft,  das  nun  folgende  auch  frühere  Darstellungen  berücksichtigt, 
so  wird  man  sich  den  klaren  Ueberblick  kaum  verderben  lassen,  — 

Die  Heerensche  Einteilung  der  Staatsformen  verlangt  unbedingt 
die  Herbeiziehung  auch  früherer  Darstellungen  des  Verfassers;  denn 
gerade  hier  offenbart  sich  eine  grosse  Wandlung  in  seinen  Anschau- 
ungen. In  der  ältern  Fassung  dieser  Einteilung  der  Staatsformen  steht 
Heeren  noch  gänzlich  unter  dem  Einfluss  von  Rousseau  (s.  voriger 
Abschnitt)  und  Kant,  der  seinerseits  wieder  von  Rousseau  abhängig  ist. 

In  der  neuern  Fassung  hat  sich  eine  gänzliche  Loslösung  von  Rous- 
seau vollzogen.  Den  Wendepunkt  in  der  Heerenschen  Denkweise  stellt 
der  Winter  1816/17  dar.    (S.  o.  6.  Abschnitt,  S.  73.) 

217  Von  uns  abgekürzt:  „Polit.  Theorien"  genannt. 
2,8  Historische  Werke,  Bd.  IX,  S.  415. 
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I.  Die  Einteilung  der  Staatsformen  unter  dem  Einfluss 
von  Rousseau  und  Kant. 


Bei  der  Einteilung  der  Staatsformen  ist  es  oft  schwer,  die  von  den 
einzelnen  Autoren  oft  in  verschiedenem  Sinne  angewandten  Bezeich- 
nungen klar  auseinanderzuhalten.  Aristoteles  unterschied  3  Staats- 
formen nach  der  Zahl  der  Herrscher:  Monarchie,  Aristokratie  und 
Politie  (letztere  ist  dem  Sinn  nach  identisch  mit  der  von  spätem  Auto- 
ren sogenannten  Demokratie). 

Rousseau  machte  dieselbe  Einteilung,  bezeichnete  aber  diese 
«Staats-Formen»  als  Regierungsformen. 219 

Kant  benützte  diese  Unterscheidung  und  machte  folgende  Eintei- 
lung der  Staatsformen. 220 

A.  Kant's  Einteilung  der  Staatsformen. 

Bei  der  Einteilung  der  Staatsformen  sind  nach  ihm  zwei  Gesichts- 
punkte möglich.    Man  geht  aus: 

1.  Vom  «Unterschiede  der  Personen,  welche  die  oberste  Staatsgewalt» 
(Souveränität)  «inne  haben»  221  —  oder 

2.  von  «der  Regierungsart  des  Volks  durch  sein  Oberhaupt». 222 

Die  erste  Einteilungsart  ergibt  die  eigentlichen  Staatsformen,  oder 
wie  er  sie  nennt:  Formen  der  Beherrschung.  (Denn  Herrscher- 
gewalt =  Souveränität  =  gesetzgebende  Gewalt.) 223 

Es  ergeben  sich  daraus  die  3  Staatsformen,  je  nach  dem  die  Herr- 
schergewalt (Souveränität)  in  den  Händen 

a)  eines  Einzigen  steht  =  Autokratie  (Fürstengewalt), 

b)  Einiger  steht  ==  Aristokratie  (Adelsgewalt), 

c)  Aller  steht  =  Demokratie  (Volksgewalt). 

Die  zweite  Einteilungsart  ergibt  die  verschiedenen  Regierungs- 
formen, wobei  nicht  darauf  gesehen  wird,  bei  wem  die  Souveränität 
stehe  und  wer  die  gesetzgebende  Gewalt  besitze,  sondern  lediglich 
darauf,  «wie  der  Staat  von  seiner  Machtvollkommenheit  Gebrauch 
macht;»  224  d.  h.  ob  der  Gesetzgeber  selber  regiert  oder  ein  Anderer 
seinen  Willen  ausführt.  Kant  unterscheidet  nur  zwei  Regierungsformen: 

a)  Die  republikanische  (Trennung  der  Gewalten), 

b)  die  despotische  (Vereinigung  der  Gewalten  in  derselben  Person). 

«Der  Republikanism  ist  das  Staatsprinzip  der  Absonderung  der 
ausführenden  Gewalt  (der  Regierung)  von  der  gesetzgebenden;  der 
Despotism  ist  das  der  eigenmächtigen  Vollziehung  des  Staates  von 
Gesetzen,  die  er  selbst  gegeben  hat,  mithin  der  öffentliche  Wille,  so- 
fern-er  von  dem  Regenten  als  sein  Privatwille  gehandhabt  wird.»  225 

Alle  Regierungsform  muss  repräsentativ  sein;  d.  h.  der  Souverän, 
das  Volk,  darf  nicht  selbst  regieren,  sondern  muss  durch  Stellvertreter 
in  der  Regierung  repräsentiert  sein.  Dieses  ist  nur  bei  der  rcpublika- 
219  Contrat  social,  3.  Buch. 

,2°  Kant.  Zum  ewigen  Frieden  (1795)  2.  Abschnitt.  1.  Definitivartikcl. 
22i,  232,  22i  Kant.  Zum  ewigen  Frieden.  2.  Abschnitt.  1.  Definitivartikel 
5,23  Kant.  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre  1797.  2.  Teil.  §45.  S.  165 
225  Zum  ewigen  Frieden;  ebenda. 
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tuschen  Regierungsform  möglich,  wogegen  die  reine  Demokratie  (wo 
jeder  selber  regieren  will)  despotisch  wird.  «Nun  ist  die  republika- 
nische» Verfassung  (Regierungsform)  die  einzige,  welche  dem  Recht» 
der  Menschen  vollkommen  angemessen»  226  ist. 

Ohne  zu  weit  auf  Kant  einzugehen,  da  derselbe  hier  nur  so  weit 
in  Betracht  kommt,  als  er  mit  Heeren  in  Beziehung  steht,  möchten  wir 
doch  darauf  hinweisen,  dass  Kant  nach  der  Gegenüberstellung  der  drei 
Staatsformen:  Autokratie,  Aristokratie  und  Demokratie,  und  der  2  Re- 
gierungsformen (Regierungsarten,  Staatsverfassungen)  Republikanismus 
und  Despotismus,  die  Demokratie  für  unfähig  erklärt,  eine  republika- 
nische (d.  h.  rechtliche,  wo  die  Gewalten  getrennt  sind)  Regierungsform 
in  sich  aufzunehmen. 

Dagegen  könnten  mit  den  beiden  andern  Staatsformen  (Autokratie, 
Aristokratie)  sowohl  die  despotische  als  auch  die  republikanische  Re- 
gierungsform wohl  bestehen.  Offenbar  macht  Kant,  obschon  er  sich 
darüber  nicht  deutlich  ausspricht,  die  Annahme,  dass  das  souveräne 
Volk,  wenn  es  direkt  ohne  Repräsentation  die  Gesetzgebung  in  Händen 
habe,  sich  nicht  von  selbst  diesen  Gesetzen  wieder  unterwerfen  wolle; 
so  wird  die  eigentümliche,  einander  abschliessende  Gegenüberstellung 
von  Demokratie  und  republikanischer  Regierungsform  einigermassen 
verständlich;  obschon  immer  noch  einige  Unklarheiten  kaum  zu  besei- 
tigen sind,  da  Kant  ja  die  Souveränität  des  Volkes  an  anderer  Stelle 
ausdrücklich  fordert.  (So  z.  B.  heisst  es:  «Die  gesetzgebende  Gewalt 
kann  nur  dem  vereinigten  Willen  des  Volkes  zukommen.»  227 ) 

Noch  einfacher  wäre  vielleicht  folgende  Erklärung  für  die  Anschau- 
ungsweise Kant's,  die  Demokratie  stets  nur  als  despotisch  sich  vor- 
zustellen: 

Bei  einer  Autokratie  (Monarchie),  wo  nur  einer  herrscht  (die  Ge- 
setze gibt),  können  dieselben  durch  andere  ausgeführt  werden,  ebenso 
in  einer  Aristokratie,  wo  nur  einige  herrschen;  die  Trennung  der  Ge- 
walten ist  hier  möglich,  nicht  aber  in  einer  Demokratie,  wo  alle  herr- 
schen; denn  es  bleibt  niemand  anders  mehr  übrig,  der  von  diesen 
allen  unterschieden  wäre,  um  die  Exekutive  zu  übernehmen. 

Es  ist  aber  hier  nicht  unsere  Aufgabe,  alle  dunkeln  Stellen  Kant's 
zu  erhellen  noch  auch  alle  seine  wirklichen  oder  scheinbaren  Wider- 
sprüche aufzulösen.  Die  eben  erfolgte  Darstellung  der  Kantischen 
Einteilung  der  Staatsformen  soll  für  unsern  Zweck  genügen  und  wir 
wollen  nun  unsere  Aufmerksamkeit  wieder  auf  Heeren  lenken. 


Wir  legen  den  folgenden  Untersuchungen  zugrunde: 

1.  «Ueber  den  Charakter  der  despotischen  Verfassung  und  der  Staats- 
verfassungen überhaupt.»  (Erschienen  als  Beilage  zu  den  «Ideen 
über  die  Politik  und  den  Handel»,  zuletzt  noch  1817.) 

2.  Diejenige  Stelle,  auf  welche  sich  jene  Beilage  bezieht  in  «Ideen  über 
die  Politik  und  den  Handel»,  Ausgabe  1817,  S.  312  ff.  Später  wurde 
diese  Stelle  vom  Verfasser  abgeändert. 

B.  Heeren's  erste  Einteilung  der  Staatsformen. 

Heeren  hat  die  von  Rousseau  und  Kant  herrührende  Unterschei- 
dung von  eigentlicher  Staatsform  und  blosser  Regierungsform  wieder 

226  Zum  ewigen  Frieden.  3.  Definitivartikel,  1.  Zusatz. 

227  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre  1797.  II.  Teil.  §  46,  S.  165 
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aufgegriffen,  aber  er  unterstellt  diesen  Worten  nicht  ganz  die  gleiche 
Bedeutung  wie  Kant. 

Erstens,  der  Begriff  der  Staatsform  im  Kantischen  Sinne  (als  For- 
men der  Beherrschung)  ist  von  ihm  fallen  gelassen.  Dagegen  ver- 
wendet er  denselben  Ausdruck  für  dasjenige,  was  Kant  als  Regierungs- 
form (Regierungsart)  bezeichnet.  Aber  statt  den  zwei  «Regierungs- 
formen» im  Kantischen  Sinne,  der  despotischen  und  der  republikani- 
schen, unterscheidet  er  drei  «Staatsformen»  228  (nach  seiner  Aus- 
drucksweise) oder  auch  drei  «Staatsverfassungen». 229 

(Die  Ausdrücke  bedeuten  bei  Heeren  dasselbe  und  sind  identisch 
mit  Kant's  «Formen  der  Regierung».) 

Diese  drei  Staatsformen  oder  Verfassungen  werden  genau  unter- 
schieden je  nach  dem  «Verhältnis  zwischen  der  Regierung  und  dem 
Volke»  230  und  unter  Zuhilfenahme  der  Rousseauschen  Theorie  vom 
allgem  einen  Willen : 

1.  Die  despotische  Verfassung  (Staatsform);  diese  «Regierungsform» 
fehlt  eigentlich  bei  Kant. 

2.  Die  autokratische  Verfassung  (Staatsform)  =  der  Kantischen  despo- 
tischen Regierungsform  (Regierungsart). 

3.  Die  republikanische  Verfassung  (Staatsform)  =  der  Kantischen  re- 
publikanischen Regierungsform  (Regierungsart). 

Bei  dieser  Dreiteilung  der  Staatsformen  nimmt  Heeren  Bezug  auf 
Kant. 231  Des  Letzteren  Einteilung  schien  ihm  aber  ungenügend  und 
er  fühlte  in  sich  das  Bedürfnis,  die  Kantische  despotische  «Regierungs- 
form» in  die  oben  angeführten  2  Arten,  die  rein  despotische  und  die 
autokratische  Verfassung,  zu  trennen. 

Die  Unterscheidung  Heeren's  zeichnet  sich  durch  bewunderungs- 
würdige Klarheit  aus. 

1.  Die  despotische  Verfassung  (Staatsform)  ist  diejenige,  «wo  der 
Regent  nicht  nur  Repräsentant  und  Vollzieher  des  allgemeinen  Willens, 
sondern  auch  (nach  seinem  Gutdünken)  des  Privatwillens  des  Einzel- 
nen ist.»  232  «Die  Masse  des  Volkes  besteht  im  Verhältnis  zum  Regen- 
ten aus  Knechten  oder  Sklaven;  ihr  Oberherr  heisst  Despot.» 233 

Diese  Verfassung  (Staatsform)  ist  nicht  rechtlich,  da  sie  die  Men- 
schenrechte verletzt,  aber  sie  kann  dennoch  möglich  sein. 

2.  Die  autokratische  Verfassung  (Staatsform)  ist  diejenige,  «wo 
der  Regent  zwar  Repräsentant  und  Vollzieher  des  allgemeinen  Willens, 
aber  nicht  des  Privatwillens  der  Einzelnen  ist.»  234  Die  Staatsangehö- 
rigen heissen  Untertanen,  ihr  Oberherr  heisst  Selbstherrscher,  Auto- 
krat. 235 

Diese  Verfassung  schliesst  den  Besitz  der  Menschenrechte,  die  per- 
sönliche Freiheit,  keineswegs  aus,  wohl  aber  die  bürgerliche  Freiheit, 
d.  i.  die  aktive  Teilnahme  an  dem  «Ausdruck  des  allgemeinen  Willens» 
(d.  h.  der  Gesetzgebung). 

228  Ideen  über  die  Politik  1817.  S.  47  u.  f. 
3,29  do.  S.  314. 

230  do.  S  470. 

231  do.  S.  469.  Anmerkung. 
231  do.  S.  473. 

233  do.  S.  314,  473. 
a:'4  do.  S.  474. 
235  do.  S.  314. 
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Diese  Unterscheidung  zwischen  Despotie  und  Autokratie  findet 
sich,  wie  von  Heeren  auch  erwähnt  wurde  (s.  v.  S.  46),  schon  bei 
Bodin,  dessen  Unterscheidung  zwischen  Monarchie  royal  (Autokratie) 
und  Monarchie  despotique  (Despotie)  im  wesentlichen  mit  Heeren 
übereinstimmt,  nur  dass  die  Rousseausche  Theorie  des  allgemeinen 
Willens  noch  nicht  in  dessen  Untersuchungen  hineinbezogen  werden 
konnte. 

3.  Die  republikanische  Verfassung  (Staatsform)  ist  diejenige,  «wo 
der  Regent  zwar  der  Ausführer  des  allgemeinen  Willens,  aber  nicht 
der  Repräsentant  desselben,  wenigstens  nicht  allein  ist.»  236  «Die  In- 
dividuen, im  Verhältnis  gegen  den  Regenten,  heissen  hier  «Staats- 
bürger». 237 

Da  ist  nun  merkwürdig,  wie  Heeren  sich  in  einiger  Verlegenheit 
über  die  Bezeichnung  des  Oberherrn  befindet.  Er  äussert  sich  folgen- 
dermassen:  «Ihr  Oberherr  sollte  eigentlich  nur  Magistrat  heissen, 
wenn  er  gleich  oft  den  Titel  von  Fürst  oder  König  führt.»  238 

Die  Staatsbürger  stehen  im  Besitze  sowohl  der  persönlichen  als 
auch  der  bürgerlichen  Freiheit.  239  «Diese  letzte  Klasse  ist  es,  welche 
diejenige  Trennung  der  Gewalten,  wenigstens  in  einem  gewissen 
Grade,  voraussetzt,  die  unter  den  Benennungen  der  gesetzgebenden 
und  ausübenden  Gewalt  begriffen  werden;  indem  gerade  jene  Theil- 
nahme  an  der  gesetzgebenden  Gewalt,  sey  es  persönlich  oder  durch 
Abgeordnete,  jenen  Antheil  an  dem  öffentlichen  240  Willen  aus- 
macht.» 241 

Man  erkennt  unschwer,  wie  schon  oben  gezeigt,  die  Identität  dieser 
Staatsform  mit  der  republikanischen  Regierungsform  Kant's. 

Diese  Verfassungsart  zerfällt  in  drei  Unterabteilungen:  3  a  demo- 
kratische Verfassung,  3  b  repräsentative  Verfassung,  3  c  ständische 
Verfassung. 

Die  Unterscheidung  wird  folgendermassen  ausgeführt:  Die  repu- 
blikanische Staatsform  (Verfassung)  «erfordert  aber  nothwendig  ein 
Corps,  das  entweder  allein,  oder  auch  zugleich  mit  dem  Regenten,  den 
allgemeinen  Willen  ausdrückt,  oder  im  Besitz  der  »gesetzgebenden 
Gewalt  ist;  und  sie  heisst  demokratische  Verfassung,  insofern  entweder 
das  ganze  Volk,  oder  doch  der  grösste  Teil  desselben,  dieses  Corps 
bildet;  repräsentative  Verfassung,  insofern  es  durch  gewählte  Reprä- 
sentanten des  Volks;  und  endlich  ständische  Verfassung,  insofern  es 
durch  gewisse  privilegierte  Corps,  oder  dieser  ihn  Bevollmächtigte, 
geschieht.»  242 

Ausser  dieser  soeben  erwähnten  Einteilung  der  Verfassungen  in  die 
drei  verschiedenen  Staatsformen  (despotische,  autokratische,  republi- 
kanische Verfassung)  pflegt  Heeren  noch  eine  andere  Einteilung  zu 
machen,  nämlich  indem  er  nicht  das  Verhältnis  zwischen  der  Regierung 
und  dem  Volke  zur  Unterscheidung  der  Staatsformen  verwendet,  son- 
dern die  Zahl  der  Regenten  zum  Prinzip  der  Einteilung  macht.  Aber 
dieser  letztern  Klassifikation  der  Verfassungen  legt  Heeren  selber  viel 

836,  2*7  Ideen  über  die  Politik.  S.  474. 
238,  239  do.  S.  314 

240  In  der  Beilage:  „Ueber  den  Charakter  der  despot.  Verfassung*  wird  der 
Ausdruck  „allgemeiner  Wille"  verwendet. 

241  Ideen  über  die  Politik  S.  314,  315. 
542  do  S.  474. 
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geringere  Bedeutung  bei,  als  4er  erstem.  Irn  Grunde  genommen  stellt 
sie  nichts  anderes  dar  als  die  alte  aristotelitsche  Einteilung  der  Verfas- 
sungen, welche  Heeren  eben  als  mangelhaft  bezeichnet.  Er  äussert 
sich  darüber  folgendermassen: 

«Es  ist  in  die  Augen  fallend,  dass,  wenn  man  Staatsverfassungen 
auch  nur  bloss  classifizieren  will,  dazu  die  Bestimmung  des  Charakters 
gehört,  wodurch  sie  sich  voneinander  unterscheiden.  Gleichwohl  ist  es 
eine,  zwar  fast  unglaubliche,  aber  doch  gänzlich  unleugbare  Wahrheit, 
dass  dieser  Charakter  in  etwas  ganz  anderem  gesucht  ist,  als  worin  er 
gesucht  werden  sollte,  in  etwas,  das  gar  nicht  zum  Wesen  einer  Ver- 
fassung gehört,  sondern  bloss  zufällig  ist,  nämlich  in  der  «Zahl  der 
Regenten.»  243  «So  lange  man  noch  die  seit  Aristoteles  angenommene 
Grundeintheilung  der  Verfassungen  in  monarchische,  aristokratische 
und  demokratische,  beibehielt,  mussten  die  Fortschritte  der  politischen 
Theorien  dennoch  immer  aufgehalten  werden.  Das  Studium  derselben 
konnte  zu  keinem  festen  Ziele  führen,  so  lange  man  eine  «Unterabtei- 
lung», die  nur  die  «Zahl  der  Regenten»,  aber  gar  nicht  das  «Wesen  der 
Verfassung»  bestimmt,  zur  Haapteintheilung  macht.»  244 

«Aus  dem  Bisherigen  wird  sich  jetzt  leicht  zeigen  lassen,  in  wel- 
chem Verhältnisse  die  sonstige  Eintheilung  der  Verfassungen  in  Mo- 
narchien, Aristokratien  und  Demokratien,  gegen  die  unsrige  steht. 
Nämlich  nur  in  einem  untergeordneten  Verhältnisse,  als  «Formen  der 
Regierung»,  die  sich,  wenigstens  die  beyden  ersten,  in  jeder  der  ange- 
führten Verfassungsarten  finden  können.»  245 

Man  kann  also  nach  Heeren  allerdings  die  Verfassungen  nach  der 
Zahl  der  Regenten  einteilen,  wie  das  seit  Aristoteles  immer  geschehen 
sei  (bis  Kant  schliesslich  mit  dieser  Einteilung  gebrochen  habe),  aber 
der  unterscheidende  Charakter  der  eigentlichen  Staatsformen  werde 
durch  dieses  Einteilungsprinzip  keineswegs  genügend  hervorgehoben: 
denn  die  Zahl  der  Regenten  sei  etwas  Zufälliges,  das  das  eigentliche 
Wesen  der  Verfassungen  nicht  ausmache.  Im  Verhältnis  zwischen  Re- 
gierung und  Volk  glaubt  Heeren  das  richtige  Einteilungsprinzip  gefun- 
den zu  haben,  wie  wir  oben  schon  gezeigt  haben.  Trotzdem  erklärt  er 
die  Aristotelische  Einteilung  nicht  für  gänzlich  verfehlt;  er  selber 
macht  gelegentlich  von  ihr  Gebrauch,  nennt  aber  die  nach  der  Zahl 
der  Regenten  eingeteilten  Verfassungen  nicht  Staatsformen  (welchen 
Ausdruck  er  für  seine  erste  Einteilung  reserviert),  sondern  Regierungs- 
formen. 

Heeren  unterscheidet  also  nach  der  Zahl  der  Regenten  noch  drei 
Regierungsformen:   1.  Monarchie,  2.  Aristokratie,  3.  Demokratie. 

Vergleicht  man  nun  die  Heerensche  Einteilung  mit  der  Kantischen,, 
so  scheint  es  beinahe,  die  erstere  sei  eine  blosse  Kopie  der  letztern 
(von  der  Heerenschen  Unterscheidung  zwischen  reiner  Despotie  und 
Autokratie  abgesehen),  und  nur  die  Bezeichnungen  seien  vertauscht; 
also  dass  Heeren  jenes  Staatsform  nennt,  was  Kant  Regierungsförm, 
und  jenes  Regierungsform,  was  Kant  Staatsform  und  umgekehrt. 

Aber  es  verhält  sich  damit  doch  nicht  ganz  so.  Der  Kantische 
Begriff  der  Staatsform  (Unterscheidungsprinzip:  Zahl  der  Herrscher 
[Souveräns],  d.  h.  Repräsentanten  des  öffentlichen  oder  allgemeinen 

243  Ideen  über  die  Politik  1817.   S.  469. 

244  do.  S.  313. 

245  do  S.  475. 
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Willens,  der  gesetzgebenden  Gewalt)  wird,  wie  schon  oben  erwähnt, 
von  Heeren  (bei  seiner  ersten  Einteilung  der  Staatsformen,  also  vor 
1816/17)  gar  nicht  verwendet.  Seine  Regierungsformen  sind  nicht  iden- 
tisch mit  den  Kantischen  Staatsformen.  Sein  Unterscheidungsprinzip 
beruht  nicht  auf  der  Zahl  der  Herrscher  (Souveräns,  Repräsentanten 
der  gesetzgebenden  Gewalt),  sondern  auf  der  Zahl  der  Regenten 
Cd.  h.  bloss  der  Ausführer  der  gesetzgebenden  Gewalt  oder  also  der 
Inhaber  der  Exekutive),  und  daher  pflegt  er  auch  den  Ausdruck  Regie- 
rungsformen  zu  verwenden. 

Verschaffen  wir  uns  jetzt  noch  einmal  kurz  einen  Ueberblick  über 
die  frühere  Einteilungsweise  des  Verfassers: 

Das  wahre  Wesen  der  Verfassungen  berücksichtigende  Einteilung: 

Die  3  Staatsformen: 

1.  Die  despotischen  Verfassungen. 

2.  Die  autokratischen  Verfassungen. 

3.  Die  republikanischen  Verfassungen:  a)  demokratische  Verfas- 
sungen, b)  repräsentative  Verfassungen,  c)  ständische  Verfassungen. 

Einteilung  der  Verfassungen,  auf  einem  Prinzip  beruhend,  welches 
das  wahre  Wesen  derselben  unberücksicht  lässt: 

Die  3  Regierungsformen: 
1.  Monarchie.  2.  Aristokratie.  3.  Demokratie. 
Die  reine  Demokratie  als  Regierungsform  erklärt  er  für  ein  Un- 
ding, da  ja  niemals  alle  regieren  könnten.  Doch  geht  er  nicht  so  weit 
wie  Kant,  der  die  reine  Demokratie  überhaupt  auch  als  «Form  der  Be- 
herrschung» verwirft.  Heeren  reiht  sie  als  Staatsform  den  republika- 
nischen Verfassungen  ein. 


Schwieriger  gestaltet  sich  dagegen  die  Einordnung  der  von  Heeren 
später  so  hoch  gepriesenen  konstitutionellen  Monarchie,  da  in  ihr  das 
Volk  (gewöhnlich  durch  seine  Repräsentanten)  auch  einen  Anteil  an 
der  gesetzgebenden  Gewalt  hat,  muss  sie  unter  den  Begriff  der  repu- 
blikanischen Verfassungen  fallen  und  stellt  also  eine  Unterart  der 
Republik  dar,  oder  vielmehr  sie  ist  von  der  repräsentativen  Republik 
gar  nicht  unterschieden.  Man  könnte  sie  schliesslich  als  die  monar- 
chische Regierungsform  der  republikanischen  repräsentativen  Verfas- 
sungbetrachten, aber  man  kommt  dadurch  nicht  weiter;  denn  auch  eine 
Republik  mit  einem  Präsidenten  an  der  Spitze  stellt  nach  der  frühern 
Anschauungsweise  Heeren's  eine  monarchische  Regierungsform  dar. 

Also  es  fehlt  hier  noch  die  Unterscheidung  zwischen  Republik  und 
Monarchie,  auf  die  Heeren  später  so  grosses  Gewicht  legt. 24G  (Siehe 
2.  Abschnitt.) 

Welches  ist  aber  die  Stellung  des  Monarchen  in  einer  konstitutio- 
nellen Monarchie?     Darüber    gibt    die    schon  zitierte   Stelle  Auf- 

schluss  247 : 

«Ihr»  (d.  h.  der  republikanischen  Staatsform)  «Oberherr  sollte 
eigentlich  nur  Magistrat  heissen,  wenn  er  gleich  oft  den  Titel  von 
Fürst  oder  König  führt.» 

246  Auffallend  \s{,  dass  auch  bei  der  Einteilung  Kant's  (s.  o.)  der  Ausdruck 
, .Monarchie"  weder  bei  seinen  Regierungsformen,  noch  bei  seinen  Staatsformen  Ver- 
wendung findet. 

247  Ideen  über  die  Politik  1817.  S.  314. 
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Es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  Heeren  bei  seiner  ersten  Einteilung 
die  konstitutionelle  Monarchie  einfach  vergessen  habe,  obschon  er  den 
Ausdruck  nicht  gebraucht.  So  bleibt  nichts  anderes  übrig  als  anzu- 
nehmen, er  habe  sie  der  dritten  Art  von  Verfassungen  zugeteilt,  und 
daraus  ergibt  sich  von  selbst,  wie  ich  oben  schon  darauf  hinwies,  dass 
die  Unterscheidung  zwischen  Fürst  und  Magistrat,  welcher  Heeren  spä- 
ter wiederum  die  grösste  Bedeutung  beilegt,  noch  nicht  zu  voller  Klar- 
heit gediehen  ist. 

Hier  ist  jedenfalls  der  Punkt  zu  suchen,  der  Heeren  das  Unbefrie- 
digende dieser  seiner  frühern  Einteilung  fühlen  Hess;  sein  Ideal  selber, 
•die  konstitutionelle  Monarchie,  hatte  in  der  von  ihm  gemachten  Einteilung 
gar  keinen  rechten  Platz;  und  so  sehen  wir  Heeren,  gleichsam  durch 
seine  eigene  Entwicklung  dahin  getrieben,  seine  erste  Einteilung  der 
Verfassungen  fallen  lassen  und  nach  einem  neuen  Prinzip  Umschau 
halten. 

Wann  und  wo  er  dieses  gefunden  hat,  wissen  wir  genau  nicht  an- 
zugeben. In  jenen  Vorlesungen  im  Winter  1816/17  (s.  o.  S.  73)  muss 
aber  das  neue  System  zur  Reife  gekommen  sein. 

Wir  wenden  uns  nun  der  zweiten  Heerenschen  Einteilung  der  Ver- 
fassungen zu,  welche  wir  zum  grossen  Teil  schon  von  unsern  frühern 
Untersuchungen  her  kennen. 

IL  Neue,  wesentlich  selbständigere  Einteilung  der 

Staatsformen. 

Wir  benutzen  als  Quellen: 

1.  Die  neuere  Fassung  jener  Stelle  in  den  «Ideen  über  die  Politik» 
(Historische  Werke  Bd.  X)  1824,  wo  sich  Heeren  über  die  Verschieden- 
heit der  Staatsformen  äussert. 

2.  Die  an  Stelle  des  früher  genannten  Aufsatzes  («Ueber  den  Cha- 
rakter der  despotischen  Verfassung  und  der  Verfassungen  überhaupt») 
neu  erschienenen  Aufsätze,  betitelt: 

a)  «Ueber  das  Verhältnis  der  Theokratie  zur  monarchischen 
Regierungsform.» 

b)  «Ueber  den  Einfluss  der  politischen  Theorien  in  Europa  und  die 
Erhaltung  des  monarchischen  Prinzips.» 


Das  dieser  spätem  Einteilung  zugrunde  liegende  Prinzip  stellt  auf 
den  Begriff  der  Souveränität  ab.  Schon  Kant  nahm  bei  seiner  Eintei- 
lung auf  letztere  Rücksicht,  insofern  ja  seine  drei  Staatsformen  von  ihm 
danach  unterschieden  wurden,  ob  einer,  mehrere  oder  alle  an  der  Herr- 
schergewalt (=  Souveränität)  Anteil  hätten. 

Demnach  scheint  es  zunächst,  als  ob  sich  Heeren  nun  noch  enger 
an  Kant  anschlösse  und  noch  mehr  unter  dessen  Einfluss  gerate. 

Dass  der  neue  Heerensche  Begriff  der  Staatsform  mit  dem  Kan- 
tischen grössere  Aehnlichkeit  hat  als  der  frühere,  ist  wohl  richtig; 
im  übrigen  hat  sich  aber  das  Heerensche  System  der  Einteilung  nicht 
etwa  zurück-,  sondern  im  Gegenteil  weiter  gebildet  und  sich  von  Kant 
und  Rousseau  gänzlich  unabhängig  gemacht. 

Vor  allem  muss  in  Betracht  gezogen  werden,  dass  der  Begriff 
der  Souveränität   bei  Heeren  ganz  ein  anderer  ist  als  bei  Kant  und 
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keineswegs  mit  dem  Besitz  der  gesetzgebenden  Gewalt  identifiziert 
werden  darf. 

Heeren  unterscheidet  nunmehr  nur  noch  zwei  fiauptarten  von 
Staatsformen,  die  monarchische  und  die  republikanische  (s.  2.  Ab- 
schnitt); über  die  weitere  Einteilung  der  republikanischen  erfahren  wir 
weiter  nichts  mehr,  wenigstens  pflegt  er  sich  nirgends  darüber  deut- 
licher auszusprechen;  also  dürfen  wir  wohl  annehmen,  dass  von  ihm 
an  der  frühern  Einteilung  derselben  in  die  drei  obgenannten  Unter- 
arten (s.  o.  I  B)  festgehalten  wurde. 248 

-  Neu  dagegen  ist  die  eingehende  Beschäftigung  mit  der  von  ihm 
früher  gar  nicht  einmal  besonders  hervorgehobenen  monarchischen 
Staatsform  und  ihre  weitere  Klassifizierung  in  drei  Unterarten. 

Ausserdem  sind  die  drei  Regierungsformen  ihrem  Begriffe  nach 
sowohl,  als  auch  ihrer  Einteilung  nach  unverändert  beibehalten  worden. 

Wir  wollen  uns  nun  der  bessern  Uebersicht  wegen  die  zweite 
Heerensche  Einteilung  der  Staatsformen  in  einem  kurzen  Schema  vor 
Augen  stellen: 

Spätere  Einteilung  der  Staatsformen: 
I.  Eigentliche  Staatsformen. 

1.  Monarchie:  a)  despotische,  b)  autokratische,  c)  konstitutionelle. 

2.  Republik:  a)  demokratische,  b)  repräsentative,  c)  ständische^ 

//.  Regierungsformen. 
1.  Monarchie.    2.  Aristokratie.   3.  Demokratie. 

Diese  Einteilung  verdient  schon  ihrer  Klarheit  und  Natürlichkeit 
wegen  den  Vorzug  vor  der  frühern. 

Das  wichtigste  Einteilungsprinzip  beruht  nun  auf  dem  Souveräni- 
tätsbegriff. Wenn  die  Souveränität  (Staatshoheit)  dem  Regenten  (d.  hu 
Inhaber  der  ausübenden  Gewalt)  gehört  und  derselbe  also  über  dem 
Volke  steht,  so  haben  wir  es  mit  einer  monarchischen  Staatsform  (Ver- 
fassung) zu  tun.  Wenn  die  Souveränität  beim  Volke  steht,  ist  der  be- 
treffende Staat  eine  Republik. 249 

Man  sieht,  die  Abhängigkeit  von  Rousseau  hat  sich  in  einen  schar- 
fen Gegensatz  umgewandelt.  Da  jener  nur  die  Souveränität  des  Volkes 
anerkennt,  so  würden  für  ihn  die  monarchischen  Staatsformen  im  Sinne 
Heerens  gänzlich  wegfallen.  Ebenso  hat  Heeren  mit  seinen  frühern 
Unklarheiten  gänzlich  aufgeräumt.  Die  konstitutionelle  Monarchie,  die 
nun  bei  ihrem  wirklichen  Namen  erscheint,  ist  von  der  republikanischen 
repräsentativen  Verfassung  scharf  getrennt.  Jene  Pseudomonarchie.. 
welche  er  früher  selbst  gar  nicht  als  solche  entdeckt  hatte,  wird  von 
ihm  als  verunglückte  und  widerspruchsvolle  Staatsform,  die  grosse  Ge- 
fahren mit  sich  führt,  aufs  strengste  verpönt. 

Die  Unterscheidung  zwischen  Fürst  und  Magistrat  ist  scharf 
durchgeführt,  ebenfalls  vermittelst  der  Berücksichtigung  des  Souverä- 
nitätsbegriffes. Die  Souveränität,  nicht  mehr  die  Theorie  des  allgemei- 
nen Willens  wird  zum  Haupteinteilungsprinzip  erhoben. 

S48  Vergl.  Historische  Werke,  Bd.  X,  S.  426:  „Bürger  nennen  wir  diejenigen,, 
die  nicht  nur  den  freien  Gebrauch  ihres  Privatwillens,  sondern  auch  durch  Ver- 
sammlungen des  Volkes,  der  Stände  oder  auch  gewählter  Deputierten  einen  Anteil 
an  dem  öffentlichen  Willen  haben." 

249  Ideen  über  die  Politik  1824.  S.  425  und  Polit.  Theorien. 
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Zur  weitern  Einteilung  in  die  verschiedenen  Unterarten  wird  der 
Begriff  des  allgemeinen  Willens  wieder  herangezogen. 

Auch  von  dem  in  Rousseau's  Bahnen  wandelnden  Kant  hat  sich 
die  neue  Einteilung  Heeren's  im  allgemeinen  weiter  entfernt,  was  sich 
bei  näherer  Betrachtung  und  Nebeneinanderstellung  der  drei  Eintei- 
lungen (Kant,  Heeren  I,  Heeren  II)  von  selbst  ergibt.  Man  beachte 
z.  B.  nur,  dass  die  drei  früheren  Heerensehen  Staatsformen  (die  despo- 
tische, autokratische  und  republikanische)  aus  den  beiden  Kantischen 
Regierungsformen  (der  despotischen  und  republikanischen)  entstanden 
sind,  während  die  neue  Zweiteilung  in  Republik  und  Monarchie  mit 
ihrer  weitern  Einteilung  in  drei  Unterarten,  eine  Weiterentwicklung  der 
Heerenschen  Ideen  bedeutet,  die  zwar  äusserlich  betrachtet,  mit  der 
Kantischen  Einteilung  auch  wieder  verschiedene  Berührungspunkte 
darböte,  ihrer  innern  Bedeutung  nach  jedoch  von  der  Kantischen 
Einteilung  doch  noch  etwas  weiter  entfernt  sein  dürfte. 

Durch  Herbeiziehung  des  Souveränitätsbegriffes  hat  Heeren  jene 
seinem  frühern  Einteilungssystem  anhaftenden  Unklarheiten  wegge- 
räumt. Jedoch  das  dürfen  wir  nicht  vergessen:  Sein  Begriff  der  Sou- 
veränität ist  nun  selber  nicht  mehr  ganz  klar.    (S.  v.  S.  40.) 

Im  «Charakter  der  despotischen  Verfassungen»  definiert  er  die 
Souveränität  noch  folgendermassen: 

«Jeder  Staat,  als  solcher,  setzt  allerdings  die  Souveränität  voraus, 
d.  i.  das  Verhältnis  der  Unabhängigkeit  gegen  alle  andern  Staaten.  Aus 
diesem  Begriff  der  Souveränität  folgt  also,  dass  um  seine  innern  Ange- 
legenheiten sich  kein  anderer  Staat  zu  kümmern  habe,  sondern  dass  er 
diese  (nur  ohne  Schaden  der  andern),  nach  seinem  Gutdünken  anord- 
nen und  einrichten  kann.  Der  Begriff  der  Souveränität  bestimmt  also 
zunächst  das  Verhältnis  eines  Staates  gegen  andere;  in  Rücksicht 
seiner  innern  Verhältnisse  aber  das  Recht,  diese  nach  seiner  Willkür 
anzuordnen.»  250 

Doch  stimmt  diese  Definition  nicht  mehr  ganz  mit  der  neuen  Auf- 
fassung Heeren's;  denn  in  einer  konstitutionellen  Monarchie  soll  der 
Fürst  Souverän  sein  und  hat  doch  nicht  die  Gesetzgebung  allein  in 
Händen.  «Souveränität»  heisst  schliesslich  für  Heeren  nichts  anderes 
als  die  höchste  Gewalt, 251  wobei  er  unterlässt  anzugeben,  worin 
eigentlich  diese  höchste  Gewalt  besteht. 

Man  bekommt  den  Eindruck,  dass  dem  Heerenschen  System  der 
Einteilung  noch  etwas  fehle.  Es  blieb  spätem  Autoren  vorbehalten, 
durch  Heranziehung  eines  neuen  Momentes  die  Heerensche  Unklarheit 
vollständig  auszutilgen. 

So  wird  nun  vielfach  die  Souveränität  aufgefasst  nicht  nur  als  die 
höchste  Macht  des  Staates,  sondern  ausdrücklich  hinzugefügt,  dass 
dieselbe  auf  eigenem  Rechte  beruhe.  In  einer  Republik  ist  das  Volk 
souverän-  und  es  gibt  kein  anderes  Recht.  In  einer  Monarchie  dagegen 
ist  es  der  Fürst,  dabei  sich  auf  selbständiges  Recht  stützend. 

So  übernimmt  G.  Waitz  z.  B.  die  Heerensche  Einteilung,  fügt  aber 
dieses  neue  Unterscheidungsmerkmal  seiner  Darstellung  bei:  «Das 
Wesen  der  Republik  ist,  dass  alle  Gewalt  und  Tätigkeit  des  Staats  von 
dem  Volke  oder  Beauftragten  des  Volkes  geübt  wird.»  252 

3,50  Ideen  über  die  Politik  1817.  S.  470. 

251  Vergl.  v.  S.  14  u.  ff.,  ferner  die  Anmerkung  S.  61. 

853  G.  Waitz.  Grundzüge  der  Politik  1862.  S.  37. 
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Nicht  der  Umfang  der  Gewalt,  die  in  den  Händen  des  Regenten 
liegt,  mache  den  Unterschied  zwischen  Monarchie  253  und  Republik, 
sondern  allein  der  Ursprung. 254 

«Unter  Königtum  verstehen  wir  Herrschaft  eines  Einzelnen  selb- 
ständig aus  eigenem  Recht.»  255 

Diese  Unterscheidung  kommt  der  von  Heeren  gemachten  beinahe 
gleich;  es  fehlt  bei  Heeren,  wie  gesagt,  nur  der  Hinweis  auf  das  «selb- 
ständige Recht»  des  Fürsten. 

Könnten  wir  dieses  letztere  Unterscheidungsmerkmal  noch  hinzu- 
fügen, so  stände  das  von  Heeren  ausgeführte  System  in  vollendeter 
Klarheit  da.  Aber  auch  ohne  dies,  muss  man  die  Schärfe  der  Heeren- 
schen  Unterscheidung  der  Verfassungen  bewundern;  sie  ist  ein  treffen- 
des Kennzeichen  für  die  auch  auf  andern  Gebieten  geleistete  reinliche 
und  klare  Arbeitsweise  des  Verfassers. 

Um  einen  genauem  Einblick  in  den  Unterschied  der  ersten  von 
der  zweiten  Heerenschen  Einteilung  zu  gewinnen,  ist  es  am  besten, 
wenn  wir  die  Worte  des  Verfassers  selber  wiedergeben. 

Wir  geben  an  erster  Stelle  die  Darstellungsweise  in  der  frühern  256 
Ausgabe  seiner  «Ideen  über  die  Politik  und  den  Handel»  wieder  und 
führen  daneben  die  spätere  257  Umarbeitung  desselben  Werkes  an. 


III.  Die  1.  und  2.  Einteilung  Heeren's  nach  den  Worten  des 
Verfassers  vergleichend  nebeneinander  gestellt. 

«Durch  die  seit  «Locke's»  und  «Montesquieu*«»  Erscheinung  immer 
mehr  entwickelten  Grundsätze  von  «der  Trennung  der  Gew alten»  hat 
man  zwar  die  Qränzlinie  zwischen  den  verschiedenen  Staatsformen  zu 
ziehen  gesucht.  .  .  .  Das  Studium  derselben  konnte  zu  keinem  festen 
Ziele  führen,  so  lange  man  eine  «Unterabtheilung»,  die  nur  die  Zahl 
der  Regenten,  aber  gar  nicht  das  «Wesen  der  Verfassung»  bestimmt, 
zur  «Haupteintheilung»  machte.  Dieses  letztere  wird  nun  bestimmt 
durch  das  «Verhältniss»,  in  welchem  die  Regierung,  mag  sie  aus  Einem 
oder  aus  Mehreren  bestehen,  «zu  dem  Volke  steht».  Die  Verschieden- 
heit desselben  gibt  allein  das  Prinzip,  nach  dem  die  verschiedenen 
Staatsformen  klassifiziert  werden  müssen.»  258 

Bis  hieher  stimmen  in  beiden  Ausgaben  die  Worte  überein.  Jetzt 
beginnen  aber  die  die  Heerensche  Entwicklung  seiner  politischen  Theo- 
rien treffend  illustrierenden  Abweichungen. 

/.  Fassung: 
«Nehmen  wir  den  Ausdruck  Staat 
in  dem  Umfange,  wie  er  in  der 
Geschichte  genommen  wird ;  (nicht 
in  dem  engern  Sinne,  in  welchem 
einige  Theoretiker  ihn  genommen 
wissen  wollen), 

353  Waitz  verwendet  statt  Monarchie  als  Staatsform  den  Ausdruck  Königtum. 

254  G.  Waitz.  Grundzüge  der  Politik  1862.  S.  37. 

255  do.  S.  38. 

256  Ausgabe  1817. 

257  Ausgabe  1824  in  Historische  Werke,  Bd.  10. 

208  Ideen  über  die  Politik.  Ausg.  1817,  S.  313  ff.;  Ausg.  1824,  S.  424  425  ff. 
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2.,  spätere  Fassung: 
«Der  wesentliche  Charakter  der 
Republikanischen  Staatsform  ist 
der,  dass  hier  die  Inhaber  der 
ausübenden  Gewalt  dem  Volke 
untergeordnet  bleiben;  sie  heissen 
Magistrate;    der   der  Monarchi- 


so  kann  es  «drey»  verschiedene 
Arten  jedes  Verhältnisses,  und 
also  «drey  Staatsformen»  geben;» 


sehen,  dass  sie  über  dem  Volke 
stehen;  sie  heissen  hier  Fürste. 
In  jenen  ist  die  höchste  Gewalt 
(die  Souveränität)  bei  dem  Volke; 
in  diesen  bei  den  Fürsten. 259 

Aber  auch  die  Monarchie  lässt 
wiederum  dreierlei  Arten  von  Ver- 
hältnissen, oder  Staatsformen,  zu:» 


Jetzt  lautet  die  Stelle  wieder  in  beiden  Ausgaben  übereinstimmend: 
«je  nachdem  die  »Masse  des  Volkes  im  Verhältnisse  zum  Regenten 
entweder  aus  Knechten,  oder  aus  Unterthanen,  oder  aus  Bürgern  be- 
steht. Knechte  nennen  wir  diejenigen,  die  nicht  den  Besitz  persön- 
licher Freyheit,  nicht  den  freien  'Gebrauch  ihres  Privatwillens  haben: 
ihr  Oberherr  heisst  Despot;  und  aus  diesem  Verhältnisse  entspringt 
die  Classe  der  «despotischen»  Verfassungen.  Unterthanen  nennen  wir 
diejenigen,  die  zwar  ihre  persönliche  Freyheit  oder  den  freyen  Ge- 
brauch ihres  Privatwillens,  aber  keinen  Antheil  an  dem  öffentlichen 
Willen,  die  keine  bürgerliche  Freyheit  haben;  ihr  Oberherr  heisst 
Selbstherrscher,  Autokrat;  und  aus  diesem  Verhältnisse  entspringt  die 
Classe  der  «autokratischen»  Verfassungen,  die  man  gewöhnlich  die 
unumschränkten  zu  nennen  pflegt.  Bürger  endlich  nennen  wir  die- 
jenigen, die  nicht  nur  den  freyen  Gebrauch  ihres  Privatwillens,» 

Nun  lauten  die  Worte  in  den  beiden  Ausgaben  wieder  verschieden: 


«sondern  auch  einen  Antheil  an 
dem  öffentlichen  Willen  haben, 
oder  der  persönlichen  und  der 
bürgerlichen  Freyheit  gemessen. 
Ihr  Oberherr  sollte  eigentlich  nur 
Magistrat  heissen;  wenn  er  gleich 
oft  den  Titel  von  Fürst  oder  Kö- 
nig führt:  und  aus  diesem  Ver- 
hältnisse entspringt  die  Classe 
der  «Republikanischen»  Verfas- 
sungen; gleich  viel  ob  die  Regie- 
rung aus  Einem  oder  Mehreren 
besteht;  so  wie  auch  die  vorigen 
Classen  diese  verschiedenen  Re- 
gierungsformen wieder  zulassen, 
die  bey  ihnen  also  nur  als  Unter- 
abtheilungen erscheinen. 

Diese  letzte  Classe  ist  es, 
welche  diejenige  Trennung  der 
Gewalten,  wenigstens  in  einem 
gewissen  Grade,  voraussetzt,  die 
unter  den  Benennungen  der  ge- 
setzgebenden und  ausübenden  Ge- 
walt begriffen  werden;  indem  ge- 
rade jene  Theilnahme  an  der  ge- 


«sondern  durch  Versammlungen 
des  Volks,  der  Stände  oder  auch 
gewählter  Deputierten  einen  An- 
theil an  dem  öffentlichen  Willen 
haben,  oder  der  persönlichen  und 
bürgerlichen  Freiheit  geniessen. 
Ihr  Oberherr  bleibt  Fürst  oder 
Souverän,  so  lange  das  Verhält- 
nis zu  den  Versammlungen  so  be- 
stimmt ist,  dass  sie  ohne  seinen 
Willen  nicht  gehalten  werden, 
und  ohne  seine  Einwilligung  keine 
gültige  Beschlüsse  fassen  können. 

Diese  letzte  Classe  ist  es, 
welche  diejenige  Trennung  der 
Gewalten,  wenigstens  in  einem  ge- 
wissen Grade,  voraussetzt,  die 
unter  den  Benennungen  der  ge- 
setzgebenden und  ausübenden 
Gewalt,  sey  es  persönlich  oder 
durch  Abgeordnete,  jenen  Antheil 
an  dem  öffentlichen  Willen  aus- 
macht. Sie  reiften  aber,  mit  allen 
ihren  unabsehbaren  Folgen  für  die 
Cultur  und  das  Glück  der  Mensch- 


,59  Diese  Stelle  Hesse  sich  schliesslich  dahin  deuten,  dass  in  der  Monarchie 
die  Souveränität  bei  der  ausübenden  Gewalt  stehe,  in  der  Republik  aber  beim  Volke, 
wobei  sie  sich  unmittelbarer  wohl  in  der  gesetzgebenden  Gewalt  verkörpern  würde. 
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setzgebenden  Gewalt,  sey  es  per- 
sönlich oder  durch  Abgeordnete, 
jenen  Antheil  an  dem  öffentlichen 
Willen  ausmacht.  Sie  reiften 
aber,  mit  allen  ihren  unabsicht- 
lichen Folgen  für  die  Cultur  und 
das  Glück  der  Menschheit  nur 
unter  «Europäischem  Himmel ;   . .» 


heit,  nur  unter  «Europäischem» 
Himmel;  nur  in  Europa  haben 
sich  in  diesem  Sinne  des  Worts 
«konstitutionelle  Monarchien»  ge- 
bildet.» 


Schliesslich  zählt  Heeren  auch  noch  die  Theokratie  zu  den  Ver- 
fassungen, ohne  sie  jedoch  klar  und  bestimmt  irgendwo  einzuordnen; 
«denn  die  Theokratie  bestimmt  nichts  über  das  Verhältniss,  in  dem  der 
Regent  zu  dem  Volke  steht;  sie  bestimmt  nur  das  Verhältniss,  in  dem 
er  zu  der  Gottheit  steht».  Sie  fällt  also  ausserhalb  des  Rahmens  obiger 
Einteilungen,  da  ihr  Prinzip  ein  ganz  anderes  ist.  «Sie  ist  verträglich 
mit  der  despotischen  und  autokratischen  Verfassung»,  ja  sogar  auch 
mit  gewissen  republikanischen  Staatsformen  kann  sie  zusammenbeste- 
hen, jedoch  nie  mit  der  stellvertretenden  Verfassung.  260 

Damit  glauben  wir  nun  die  politischen  Theorien  Heeren's  zur  Ge- 
nüge behandelt  zu  haben.  Auch  das  Verhältnis  zu  Kant  ist,  soweit  es 
für  uns  in  Betracht  kommt,  ausreichend  dargestellt  worden. 

Ohne  im  übrigen  noch  weiter  auf  die  politischen  Ideen  Kant's  ein- 
zutreten, möchten  wir  nur  etwa  noch  beifügen,  dass  Kant  im  allge- 
meinen eine  noch  konservativere  Haltung  einnimmt,  als  Heeren.  Zwar 
baut  sich  seine  Theorie  ganz  auf  Rousseau's  System  auf.  Er  fordert 
republikanische  Verfassungen  und  er  vertritt  die  Ansicht,  dass  alle 
Souveränität  in  letzter  Linie  auf  dem  Volke  beruhe.  So  sagt  er  bei- 
spielsweise: «Also  kann  nur  der  übereinstimmende  und  vereinigte 
Willen  Aller,  sofern  ein  jeder  über  Alle  und  Alle  über  jeden  ebendas- 
selbe beschliessen,  mithin  nur  der  allgemeine  vereinigte  Volkswille 
gesetzgebend  sein.»  261 

Aber  er  hütet  sich  wohl,  die  Konsequenzen  aus  diesem  System  zu 
ziehen.  Für  ihn  ist  jeder  Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt  schon 
an  sich  unrechtmässig.  Ein  Recht,  der  jeweilen  herrschenden  Auto- 
rität sich  zu  widersetzen,  kommt  dem  Untertan  nicht  zu,  dieser  kann 
höchstens  «Beschwerden»  entgegensetzen. 262 

Schliesslich  nennt  er  «die  sogenannte  gemässigte  Staatsverfassung, 
als  Constitution  des  innern  Rechts  des  Staats,  ein  Unding»,  263  und 
meint,  sie  sei,  «anstatt  zum  Recht  zu  gehören,  nur  ein  Klugheitsprin- 
zip». Kurz,  trotz  seiner  Anlehnung  an  Rousseau  äussert  sich  Kant 
schliesslich  ganz  reaktionär.  Wie  er  seine  Ideen  begründet,  wollen 
wir  hier  nicht  weiter  untersuchen;  aber  uns  scheint,  dass  der  Histo- 
riker Heeren  konsequenter  verfuhr  als  der  grosse  Philosophe,  indem 
jener  nicht  mehr  an  Rousseau  kleben  blieb,  sondern,  als  er  sah,  dass 
er  mit  letzterem  nicht  mehr  harmonierte,  vollständig  mit  ihm  brach. 

360  Näheres  s.  „Ueber  das  Verhältnis  der  Theokratie  zu  der  monarchischen 
Regierungsform"  in  „Zusätze  und  Umarbeitungen  aus  den  Ideen",  1827.  S.  603  u.  ff. 

261  Kant.  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre.  II.  Teil.  1.  Abschnitt 
§  46.  Ausg.  1797.   S.  165/166. 

262  ebenda;  S.  174.  Kant  scheint  hier  ähnliche  Wege  wie  Hobbes  einzuschlagen. 

263  S.  176. 
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Auch  das  Gottesgnadentum  der  Könige  verteidigt  Kant;  264  er  legt 
es  allerdings  auf  seine  eigene  metaphysische-rationalistische  Weise 
aus.   Heeren  äussert  sich  nie  über  diesen  Punkt. 

Im  allgemeinen  nimmt  also  Kant  noch  eine  konservativere  Stel- 
lung ein,  als  Heeren. 

8.  Abschnitt. 

Die  Idee  des  europäischen  Staatensystems. 

Zu  Beginn  unserer  Untersuchungen  (s.  I.  Abschnitt)  haben  wir  be- 
reits darauf  hingewiesen,  dass  die  Heerenschen  Werke  hauptsächlich 
durch  ein  dreifaches  Interesse  geschaffen  wurden.  Als  diese  drei  Zen- 
tralpunkte des  Interesses  unseres  Autors  bezeichneten  wir:  1.  Die 
Verfassungen.  2.  Handel  und  Kolonien.  3.  Das  europäische  Staaten- 
system. Was  nun  die  Ansichten  Heeren's  über  die  Verfassungen  und 
Staatsformen,  d.  h.  seine  politischen  Theorien  im  engern  Sinne  anbe- 
langt, so  haben  wir  darüber  in  den  vorigen  Abschnitten  gesprochen. 

Auf  den  zweiten  Punkt  des  Interesses  (Handel  und  Kolonien)  wol- 
len wir  nicht  näher  eintreten,  da  uns  das  zu  weit  führen  würde.  Da- 
gegen wollen  wir  dem  Bisherigen  noch  einige  Bemerkungen  über  den 
dritten  Zentralpunkt  der  wissenschaftlichen  Tätigkeit  Heeren's  beifü- 
gen. Ueber  die  Idee  des  Europäischen  Staatensystems  und  die  Bedeu- 
tung, welche  diese  Idee  bei  Heeren  hat,  können  wir  uns  ausserdem  um 
so  eher  noch  aussprechen,  weil  ja  das  europäische  Staatensystem  durch 
die  Beziehungen  der  europäischen  Staaten  untereinander  dargestellt 
wird,  und  die  Ansichten  über  diese  völkerrechtlichen  Verhältnisse  aller- 
dings nur  im  weitern  Sinne  des  Wortes  auch  noch  politische  Theorien 
genannt  werden  können;  so  dass  also,  wenn  die  «politischen  Theorien» 
in  diesem  erweiterten  Sinne  genommen  werden,  unser  Thema  die  Be- 
handlung der  Heerenschen  Darstellungsweise  des  europäischen  Staa- 
tensystems nicht  nur  zulässt,  sondern  sogar  fordert. 

Wir  wollen  uns  dabei  aber  kürzer  fassen;  denn  zu  einer  bis  ins 
-einzelne  gehenden  Behandlung  dieser  dritten  Heerenschen  Zentralidee 
müssten  noch  die  Ansichten  des  Verfassers  über  den  Handel  herbei- 
gezogen werden;  denn,  wie  schon  oben  (s.  I.  Abschnitt)  erwähnt,  steht 
dieses  dritte  Heerensche  Interesse  in  enger  Beziehung  mit  den  beiden 
-andern  (Verfassungen  und  Handel). 

Die  Idee  eines  Staatensystems  ist  nicht  etwa  eine  Erfindung  Hee- 
rens, sondern  er  hat  dieselbe  bloss  aufgegriffen  und  dann  allerdings 
mit  grossem  Geschick  in  seiner  historischen  Darstellung  verwendet. 

Schon  vor  ihm  mag  diese  Idee  da  und  dort  aufgetaucht  sein.  Vor 
allem  ist  es  aber  Kant,  der  sich  mehrfach  in  diesem  Sinne  geäussert 
hat;  und  es  ist  anzunehmen,  dass  Heeren,  ähnlich  wie  bei  seiner  Ein- 
teilung der  Verfassungen  (s.  o.  voriger  Abschnitt)  auch  hier  wieder 
"von  Kant  beeinflusst  wurde. 

Kant  vertrat  schon  1784  205  die  Ansicht,  dass  die  Natur  die  Mensch- 
heit durch  Kriege  und  Rüstungen  zu  dem  hintreibe,  «was  ihnen  die 

264  Kant.  Metaphvsische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre.  II.  Teil.  1.  Abschnitt 
.§  46.  Ausg.  1797.  S.  174. 

265  Idee  zu  einer  allgemeinen  Geschichte  in  weltbürgerlicher  Absicht. 
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Vernunft  auch  ohne  so  viel  traurige  Erfahrung  hätte  sagen  können, 
nämlich:  aus  dem  gesetzlosen  Zustande  der  Wilden  hinaus  zu  gehen 
und  in  einen  Völkerbund  zu  treten;  wo  jeder,  auch  der  kleinste  Staat, 
seine  Sicherheit  und  Rechte  nicht  von  eigener  Macht  oder  eigener 
rechtlichen  Beurtheilung,  sondern  allein  von  diesem  grossen  Völker- 
bunde (Foedus  Amphictyonum),  von  einer  vereinigten  Macht  und  von 
der  Entscheidung  nach  Gesetzen  des  vereinigten  Willens  erwarten 
könnte.»  266 

Man  sieht  leicht  ein,  dass  diese  Idee  nichts  anderes  darstellt,  als 
die  Uebertragung  der  Theorie  von  Hobbes  über  die  Gründung  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft  von  den  einzelnen  Menschen  auf  die  Staaten  und 
Völker. 

Im  Jahre  1795  spricht  Kant  von  «der  Föderalität,  die  sich  allmäh- 
lich über  alle  Staaten  erstrecken  soll  und  so  zum  ewigen  Frieden  hin- 
führt». 267  Im  weitern  fasst  er  in  dieser  Schrift  einen  «Völkerstaat,  der 
zuletzt  alle  Völker  der  Erde  befassen  würde»,  268  ins  Auge,  und  spricht 
von  der  «Idee  einer  Weltrepublik»,  an  deren  Stelle  in  der  Wirklichkeit 
zum  mindesten  ein  den  Krieg  abwehrender,  bestehender  und  sich  immer 
ausbreitender  Bund  treten  müsse.  269 

In  den  «Metaphysischen  Anfangsgründen  der  Rechtslehre»  nennt 
er  den  Frieden  das  letzte  Ziel  des  Völkerrechts;  die  beständige  Annä- 
herung an  ihn  und  an  den  allgemeinen  Staatenverein,  in  welchem  der 
Friede  allein  denkbar  ist,  bezeichnet  er  als  Aufgabe  der  Menschen 
und  Staaten. 

Schliesslich  meint  er:  Man  könne  «einen  solchen  Verein  einiger 
Staaten,  um  den  Frieden  zu  erhalten,  den  permanenten  Staatencongress 
nennen». 270 

Als  sicher  kann  vorausgesetzt  werden,  dass  Heeren  mindestens  die 
Ausführungen  Kant's  in  der  Abhandlung  «Zum  ewigen  Frieden»  bekannt 
waren.   (Vergl.  v.  S.  77.) 

A.  Der  Charakter  des  europäischen  Staatensystems  und  seine 
Beziehungen  zu  den  verschiedenen  Staatsformen. 

Die  Heerensche  Ansicht  des  Staatenvereins  oder  Staatensystems 
hat  im  grossen  Ganzen  Aehnlichkeit  mit  der  Kantischen  Anschauungs- 
weise; im  einzelnen  zeigen  sich  jedoch  erhebliche  Verschiedenheiten. 

In  erster  Linie  ist  es  nicht  die  Idee  des  Friedens,  um  derentwillen 
dieses  Staatensystem  existiert.  Der  ewige  Friede  liegt  dem  fieeren- 
schen  Denken  in  seiner  nüchternen,  sich  nur  an  das  Tatsächliche  hal- 
tenden Art  und  Weise  zu  weit  ab. 

Es  sind  andere  leitende  Ideen  und  Eigentümlichkeiten,  welche 
dieses  System  charakterisieren.  Wir  bemerken  darüber  kurz  folgendes: 

Ansätze  zu  Staatensystemen  glaubt  der  Verfasser  schon  im  Alter- 
tum feststellen  zu  können,  doch  erreichten  diese  ältern  Systeme  nie- 
mals den  gleichen  Grad  von  Reife  und  Ausbildung,  zu  welchem  es 
später  das  Europäische  Staatensystem  brachte. 

Der  allgemeine  Charakter  des  europäischen  Staatensystems  ist 
die  innere  Freiheit  oder  wechselseitige  Unabhängigkeit  seiner  Glieder. 271 

2-6  Idee  zu  einer  allgemeinen  Geschichte  in  weltbürgerlicher  Absicht. 
u\  S68,  269  Zum  ewigen  Frieden.    2.  Definitivartikel. 

Kant.  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre.  II.  T.  2.  Abschn.  §61. 
871  Geschichte  des  europ.  Staatensystems.  Histor.  Werke.  Bd.  VIII,  1830.  S.  VL 
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Dadurch  unterscheidet  es  sich  «von  der  entgegengesetzten  Classe 
von  Staatensystemen,  derjenigen  mit  einem  anerkannten  Prinzipat». 272 

Fr.  Saalfeld,  273  der  im  allgemeinen  mit  der  Heerenschen  Anschau- 
ungsweise übereinstimmt,  bezeichnet  die  beiden  einander  entgegen- 
gesetzten Systeme  kurz  als:  Prinzipatsystem  und  Bundessystem,  wo- 
bei er  letzteres  oft  auch  als  das  System  des  politischen  Gleichgewichts 
nennt. 

Dem  letzteren  als  einem  Verein  unabhängiger  Staaten  gibt  nun 
Heeren  entschieden  den  Vorzug  vor  dem  ersteren: 

«Das  Wesen  dieses  Systems  oder  Inbegriffs  untereinander  ver- 
schlungener Staaten  besteht  darin,  dass  es  ein  freies  System,  d.  L:  ein 
Inbegriff  von  Staaten  ist,  die  sich  bei  aller  äussern  und  innern  Ungleich- 
heit dennoch  wechselseitig  als  frei  und  unabhängig  von  einander  be- 
trachten, und  diese  Freiheit  und  Unabhängigkeit  aufrecht  erhalten 
wollen.  Dies  ist  es,  was  die  Kunstsprache  der  Politik  sonst  das  System 
des  Gleichgewichts  nannte;  dessen  wahrer  Wert  sogleich  in  die  Augen 
fällt,  wenn  man  das  Wesen  desselben  aufgefasst  hat.  Europa  hat  den 
Versuch  mit  dem  entgegengesetzten  System,  dem  eines  vorherrschenden 
Staats,  oder,  wie  man  es  sonst  nannte,  einer  Universalmonarchie,  ge- 
macht und  wird  ihn  schwerlich  erneuern  wollen.»  274 

Ueber  die  Entstehung  dieses  Systems  äussert  sich  Heeren  folgen- 
dermassen : 

«Durch  diese  Aehnlichkeit  des  Kunstfleisses.  der  Sitten,  der  Re- 
ligion, hat  sich  hier»,  d.  h.  in  Europa,  «die  Menschheit  gewissermassen 
zu  Einer  grossen  Nation  gebildet,  die  ungeachtet  der  Verschiedenheit 
einzelner  Völker,  fast  als  ein  Ganzes  angesehen  werden  kann.»  275 

Was  einer  der  neuern  Historiker,  Eduard  Meyer,  als  Hauptaufgabe 
der  Geschichte  des  Altertums  bezeichnet,  und  was  man  wohl  mit  dem- 
selben Recht  mindestens  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  auch  der 
neuern  Historiographie  ansehen  darf,  nämlich  die  Darstellung  der  all- 
mählichen immer  engern  Verflechtung  der  einzelnen  Staaten  zu  einem 
dieselben  umfassenden  Ganzen, 276  das  hat  schon  Heeren  auch  als  eine 
seiner  Hauptaufgaben  angesehen  und  in  diesem  Sinne  sowohl  seine 
Geschichte  des  Europäischen  Staatensystems  wie  auch  seine  Geschichte 
des  Altertums  verfasst;  daher  zollt  ihm  Ed.  Meyer  auch  volle  Aner- 
kennung und  meint  bezüglich  des  letzteren  Werkes,  Heeren  habe  darin 
das  für  seine  Zeit  Bedeutendste  geleistet. 

Die  wechselseitigen  Beziehungen  der  einzelnen  Staaten  und  Völker, 
aus  welchen  schliesslich  ein  solches  System  hervorzugehen  pflegt, 
werden  nun  nach  Heeren  in  erster  Linie  durch  den  Handel  gefördert, 
ausgebreitet  und  in  stetem  Fluss  erhalten.  Dieses  ist  die  grosse  Be- 
deutung des  Handels,  dass  er  die  Kultur  der  Völker  wechselseitig 
erhöht  und  allmählich  die  Völker  einander  nähert,  die  Staaten  nach 
und  nach  zu  einem  System  miteinander  verbindet. 

Doch  wollen  wir  auf  diesen  Punkt  nicht  näher  eintreten.  In  seiner 
Geschichte  des  Eur.  Staatensystems  hat  der  Verfasser  in  sehr  ge- 
wandter Weise  die  Verflechtungen  der  Politik  und  des  Handels  (und 

,7!  Geschichte  des  europ.  Staatensystems.  Histor.  Werke.  Bd.  VIII,  1830.  S  VI 
273  Handbuch  des  positiven  Völkerrechts.  S  20  u.  ff. 

174  Der  deutsche  Bund  in  seinen  Verhältnissen  zu  dem  europ.  Staatens.  bei 
Eröffnung  des  Bundestages  dargestellt.  1817.  Historische  Werke. 
!75  Historische  Werke.  Bd.  X.  1824.  S.  2. 

176  Ed.  Meyer.  Geschichte  des  Altertums.  2.  Auflage.  Einleitung. 
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den  Einfluss  der  mit  letzterem  in  enger  Beziehung  stehenden  Kolonien) 
darzustellen  gewusst. 

Für  uns  kommt  hier  die  andere  Seite  des  Heerenschen  Staaten- 
systems in  Betracht,  nämlich  dessen  Beziehung  zu  den  Verfassungen 
der  einzelnen  Staaten. 

Ausser  der  Rolle,  welche  der  Handel  in  diesem  Staatensystem 
spielt,  ist  es  auch  die  Bedeutung,  welche  die  einzelnen  Staatsformen  in 
demselben  erhalten,  welches  des  Verfassers  Anhänglichkeit  an  dieses 
System  begründet. 

Wir  wissen  jetzt  aus  unseren  vorigen  Untersuchungen,  mit  welcher 
Vorliebe  sich  Heeren  mit  den  Verfassungen  und  den  einzelnen  Staats- 
formen beschäftigte.  Oerade  die  Mannigfaltigkeit  und  Verschiedenheit 
dieser  Verfassungen  hat  von  jeher  das  Interesse  unseres  Autors  in 
hohem  Grade  in  Anspruch  genommen,  so  dass  er  selbst  (s.  7.  Abschnitt) 
zweimal  daran  ging,  diese  Staatsformen  zu  klassifizieren. 

Für  Heeren  ist  nun  dieses  Europäische  Staatensystem  gleichsam 
nichts  anderes  als  ein  Garten,  worin  diese  einzelnen  Verfassungen  und 
Staatsformen  blühen  und  gedeihen. 

Es  zeigt  sich  nämlich  in  diesem  Staatensystem  eine  solche  ««Man- 
nigfaltigkeit», als  irgend  damit  bestehen  konnte.  Alle  Formen  der 
Monarchie,  des  Erbreichs  wie  des  Wahlreichs,  der  unumschränkten, 
der  constitutionellen,  und  selbst  der  Schattengewalt  der  Könige,  sah 
man  in  Europa  verwirklicht.  Sogar  in  den  wenigen  Republiken,  die  es 
enthielt,  welche  Abstufung  von  der  reinen  Aristokratie  Venedigs,  bis 
zu  der  reinen  Demokratie  eines  Hirten-Cantons!  Gewiss  war  es  diese 
Verschiedenheit,  die  einen  grössern  Kreis  politischer  Ideen  «praktisch» 
im  Umlaufe  erhielt,  der  Europa  seine  politische  und  mit  ihr  zugleich 
einen  grossen,  vielleicht  den  grössten  Theil  seiner  übrigen  Cultur  ver- 
dankt.» 277 

Wir  bemerkten  früher,  dass  sich  bei  Heeren  eine  gewisse  Vorliebe 
für  die  Monarchie  nachweisen  lasse.  Diese  Zuneigung  zur  monarchi- 
schen Verfassung  ist  jedoch  nicht  so  zu  verstehen,  dass  er  alle  andern 
Staatsformen  als  minderwertig  betrachtet  hätte.  Diese  Vorliebe  für 
die  Monarchie  dokumentiert  sich  hauptsächlich  darin,  dass  er  in  diesem 
Staatensystem  die  Monarchien  die  führende  Rolle  spielen  lässt, 278 
und  wünscht,  dass  es  so  bleiben  möchte  (s.  o.  2.  Abschnitt);  ferner 
bringt  ihn  auch  der  Versuch,  durch  demokratische  Ideen  das  Wesen 
der  Monarchie  zu  untergraben,  derart  in  Harnisch,  dass  er  sich  veran- 
lasst fühlt,  eine  Abhandlung  zum  Schutze  des  monarchischen  Prinzips 
und  zur  Abwehr  demokratischer  Anmassungen  herauszugeben. 279 

Im  übrigen  wäre  aber  die  Annahme  einer  Geringschätzung  anderer 
Staatsformen  von  Seiten  des  Verfassers  grundfalsch. 

Im  Gegenteil,  gerade  auf  diese  Mannigfaltigkeit  der  verschiedenen 
Formen  legt  er  den  grössten  Wert.  Ihr  schreibt  er  das  Verdienst  zu, 
die  ganze  Kultur  der  Menschheit  überhaupt  gefördert  zu  haben. 

Ueber  den  Wert  der  einzelnen  Verfassung  spricht  er  sich  ver- 
schieden aus:  Bald  bezeichnet  er  die  einzelne  Staatsform  nur  als 
blosse  Form,  die  noch  der  Belebung  durch  den  Geist  der  Moralität 
bedürfe,  oder  als  das  Gleis,  in  dem  der  Wagen  des  Staates  zu  fahren 

277  Historische  Werke.  Bd.  VIII.  1830.  S.  10,  11. 
878  do.  S.  9,  10. 
279  Polit.  Theorien. 
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pflege  280;  bald  aber  lässt  er  doch  das  Glück  und  die  ganze  Kultur  der 
Menschheit  von  ihr  abhängen  und  pflegt  die  Anhänglichkeit  an  die  Ver- 
fassung seines  Landes  mit  dem  Patriotismus  und  der  Moralität  seiner 
Bewohner  in  engste  Beziehung  zu  bringen. 281 

Damit  haben  wir  den  Zusammenhang  der  politischen  Theorien 
Heeren's  im  engern  Sinne  mit  seiner  Idee  des  europäischen  Staaten- 
systems aufgedeckt.  Es  hat  sich  dabei  herausgestellt,  dass  das  «euro- 
päische Staatensystem»  insofern  die  Fortsetzung  seiner  politischen 
Theorien  bildet,  als  es  in  sich  gleichsam  als  Sammelkasten  oder  als 
Garten  alle  möglichen  Staatsformen  in  sich  vereinigt  und  durch  diese 
Mannigfaltigkeit  der  Verfassungen  und  des  daraus  hervorgehenden 
regen  politischen  Lebens  ein  Hauptfaktor  zur  Entwicklung  der  mensch- 
lichen Kultur  überhaupt  darstellt. 

Als  besondere  Charakterzeichen  dieses  Staatensystems  werden  von 
Heeren  noch  erwähnt:  1.  Die  Heiligkeit  des  anerkannt  rechtmässigen 
Besitzstandes.  2.  Die  Erhaltung  des  sogenannten  politischen  Gleich- 
gewichts. 3.  Die  hervorragende  Bedeutung,  welche  den  Seemächten 
in  diesem  System  zukommt. 282 

Bei  der  Behandlungsweise  der  ersten  dieser  drei  «Stützen»  283 
dieses  Systems  (der  Legitimität)  macht  sich  deutlich  der  Einfluss  des 
Zeitalters  der  Restauration  auf  den  Verfasser  bemerkbar.  Wenn  ferner 
der  Verfasser  für  das  politische  Gleichgewicht  eintritt  und  von  dem 
wertvollen  Einfluss  der  Seemächte  auf  die  europäische  Politik  spricht, 
so  charakterisiert  sich  dabei  wiederum  die  Englandfreundlichkeit  Hee- 
ren's und  seine  Bewunderung  der  englischen  Politik.  In  der  Tat  war 
letztere  in  der  Regel  der  Erhaltung  des  europäischen  Staatensystems 
günstig. 


B.  Die  Bedeutung  der  Idee  des  Europäischen  Staatensystems 
in  der  Geschichtsschreibung  Heeren's. 

Die  Bedeutung,  welche  Heeren  diesem  System  beimisst,  erhellt  am 
besten  aus  seinen  eigenen  Worten: 

«Unter  den  grossen  Erscheinungen,  welche  uns  die  Weltgeschichte 
aufstellt,  ist  die  des  Europäischen  Staatensystems  oder  Staatenvereins 
in  den  letzten  drei  Jahrhunderten  bisher  die  grösste  und  zugleich  für 
uns  die  wichtigste.»  284 

Der  Einfluss,  den  diese  Idee  des  eur.  Staatensystems  auf  seine 
Werke  ausgeübt  hat,  ist,  wie  gesagt,  sehr  gross;  und  es  ist  eigentüm- 
lich, wie  die  Vorteile  der  Heerenschen  Historiographie  aber  auch  ihre 
Nachteile  aufs  engste  mit  dieser  seiner  Lieblingsidee  zusammenhängen. 

Was  nun  die  Vorteile  der  Heerenschen  Position  in  der  Geschichts- 
schreibung anbelangt,  so  ist  da  in  erster  Linie  hinzuweisen:  auf  den 
weiten  Blick  des  Verfassers.  Der  oft  bei  andern  Historikern  allzu  sub- 
jektiv gefärbte  nationale  Standpunkt  tritt  bei  Heeren  zurück.  Er  ist 
vor  allem  um  die  Geschicke  des  europäischen  Ganzen  bekümmert.  Der 
oft  verkommende  Fehler,  wegen  lauter  Kleinigkeiten  das  grosse  Ganze 

280  Polit.  Theorien,  Schluss ;  über  den  Charakter  der  despot.  Verfassung.  Schluss. 

281  Despot.  Verfassung,  Schluss. 

282>  283  Geschichte  des  europ.  Staatensystems.  Histor.  Werke.  Bd.  VIII.  1830. 
S.  12,  13,  14. 

281  Histor.  Werke.  Bd.  VIII.  1830.  S.  V. 
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aus  den  Augen  zu  verlieren,  wird  vermieden.  Dieser  Weitblick  Hee- 
ren's  ist  ein  grosser  Vorzug. 

Die  Idee  des  Europ.  Staatensystems  ist  im  Grunde  genommen 
nichts  anderes  als  die  Idee  des  Weltstaates,  welch  letztere  eben  bei 
Heeren  ein  seiner  besondern  Denkweise  entsprechendes  Gepräge  ange- 
nommen hat.  Dieses  Staatensystem  stellt  bei  genauerem  Hinsehen  ein- 
fach den  gegenwärtigen  oder  besser  gesagt  den  Zustand  Europas  und 
seiner  Staaten  im  18.  Jahrhundert  dar,  und  der  Verfasser  hofft,  dass 
mit  der  Zeit  sich  dieses  europäische  Staatensystem  von  selbst  zu  einem 
grössern  Weltstaatensystem  erweitern  werde.  Der  Schluss  der  Vor- 
rede zu  seiner  Geschichte  des  europäischen  Staatensystems  lautet  bei- 
spielsweise: «Aber  auch  der  bescheidne  Forscher  wird  in  der  hier  dar- 
gestellten Vergangenheit  neben  der  Auflösung  des  Bestandenen» 
(gemeint  ist  der  Zusammenbruch  des  ältern  Staatensystems  durch  die 
Napoleonische  Universalmonarchie)  «vielleicht  auch  zugleich  die  Aus- 
sicht zu  einer  grössern  und  herrlichem  Zukunft  entdecken,  wenn  er 
statt  des  beschränkten  Europäischen  Staatensystems  der  verflossenen 
Jahrhunderte,  durch  die  Verbreitung  Europäischer  Cultur  über  ferne 
Weltteile  und  die  aufblühenden  Anpflanzungen  der  Europäer  jenseit 
des  Ozeans,  die  Elemente  zu  einem  freiem  und  grössern,  sich  bereits 
mit  Macht  erhebenden,  «Weltstaatensystem»  erblickt;  der  Stoff  für 
Geschichtsschreiber  kommender  Geschlechter!»  285 

Dieses  europ.  Staatensystem  entspricht  also  nach  Heeren  eigent- 
lich einer  Vorstufe  zum  künftigen  Weltstaat,  den  er  seinerseits  wie- 
derum als  System  auffasst. 

Eine  blosse  Utopie  ist  das  «europ.  Staatensystem»  keineswegs,  es 
kann  das  auch  gar  nicht  sein,  da  man  es  dabei  nur  mit  Tatsächlichem 
zu  tun  hat,  und  die  wirklich  vorhandenen  Staaten  und  ihre  Beziehungen 
als  ein  Ganzes  aufgefasst  werden.  Ob  und  inwiefern  dieses  Ganze  als 
solches  Realität  hat,  d.  h.  in  der  Natur  der  Verhältnisse  begründet  ist, 
oder  wie  viel  Heeren  von  sich  aus  bloss  hinzutut,  um  aus  den  ver- 
schiedenen Staaten  ein  Ganzes  zu  machen,  ist  schwer  auszumachen: 
wird  ja  doch  die  Zusammenfassung  einer  Mannigfaltigkeit  zu  einem 
Ganzen  von  einigen  Philosophen  immer  als  unser  eigenes  Tun  betrach- 
tet; so  sagt  z.  ß.  Lipps:  «Wir  wissen  z.  B.,  dass  es  für  uns  kein  Ganzes 
geben  kann,  ohne  ein  schöpferisches  Tun  unsererseits.  Ein  solches 
Ganzes  machen  wir  oder  weben  es.  Und  es  besteht  für  uns,  indem  und 
solange  wir  dieses  schöpferische  Tun  üben.»  286 

Der  Gedanke,  dass  sich  dieses  System  zu  einem  Weltstaaten- 
sytem  erweitern  werde,  ist  möglicherweise  utopisch,  aber  er  führt  dem 
Verfasser  ein  erhabenes  Ziel  vor  Augen,  das  in  letzter  Linie  doch  die 
Richtung  seiner  wissenschaftlichen  Forschertätigkeit  und  seiner  ganzen 
Geschichtsschreibung  bestimmt. 

Kurz,  die  Idee  des  europäischen  Staatensystems  bietet  der  ganzen 
Heerenschen  Geschichtsschreibung  drei  Vorteile  dar: 

1.  Sie  trägt  ihr  Wesentliches  dazu  bei,  dem  Verfasser  den  welt- 
umspannenden Blick  zu  sichern  und  ihn  vor  kleinlicher  Gesin- 
nungsweise zu  bewahren. 

2.  Sie  gibt  ihm  einen  festen  Halt,  einen  Zentralpunkt,  um  den  sich 
seine  wissenschaftliche  Tätigkeit  ordnet. 

"5  Histor.  Werke.  Bd  VIII.  S.  XII.  Geschrieben  5.  Febr.  1809. 

286  Theodor  Lipps:  II.  Bd.  2.  u.  3,  Heft:  Zur  Einfühlung  5.  „Die  Beziehungen" 
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3.  Da  sich  diese  Idee  mit  der  dem  Verfasser  eigenen  Klarheit  ver- 
bindet, nimmt  dadurch  die  gesamte  Darstellungsweise  selbst  die 
Gestalt  eines  klaren  Systems  an. 

Nun  ist  aber  nicht  zu  leugnen,  dass  diese  Idee  dem  Verfasser  auch 
wiederum  teilweise  zum  Nachteil  gereicht  hat.  Und  auch  darüber 
wollen  wir  zum  Schluss  noch  einiges  bemerken. 

Vor  allem  mutet  uns  eigentümlich  an,  welche  Stellung  der  Verfas- 
ser seinem  eigenen  Vaterland  innerhalb  dieses  Systems  zuweist. 

Das  schwache  Deutschland  des  westphälischen  Friedens  ist  sein 
Ideal,  ein  Staat  des  Friedens  und  der  innern  Ruhe  ohne  jegliche  Fähig- 
keit, selbst  einen  Angriff  zu  machen.  Dieses  Deutschland  ist  zugleich 
als  Zentralstaat  selber  ein  kleineres  Abbild,  eine  Art  Mikrokosmus  des 
grössern  europäischen  Staatensystems  und  soll  im  Interesse  des  letz- 
tern diese  Rolle  auch  in  Zukunft  weiterspielen. 

Alle  Eigenschaften  des  europäischen  Staatensystems  finden  wir 
auch  in  diesem  kleinen  deutschen  Staatensystem  wieder.  In  erster 
Linie  muss  auch  hier  das  Prinzip  des  politischen  Gleichgewichts  herr- 
schen; damit  dasselbe  nicht  gestört  werde,  muss  der  jeweilige  Besitz- 
stand der  einzelnen  Staaten  als  Heiligtum  erklärt  werden  (Legitimi- 
tätsprinzip). Auch  hier  finden  wir  alle  möglichen  Verfassungen  ruhig 
nebeneinander  wie  in  einem  Sammelkasten,  auch  hier  herrschen  die 
Monarchien  vor,  doch  sind  die  Republiken  ebenfalls  geduldet;  kurz, 
alles  wie  im  europäischen  Staatensystem.  — 

Heeren  ist  entschieden  gegen  ein  starkes  Deutschland.  «Die  Um- 
formung der  deutschen  Staaten  zu  Einem  Staat  wäre  nach  ihm  «das 
Grab  deutscher  Cultur  und  Europäischer  Freiheit».  287 

Diese  eigentümliche  Stellungnahme  des  Verfassers  erklärt  sich  aus 
dem  Frühern  leicht:  die  deutsche  Kultur,  hauptsächlich  aufgefasst  als 
«politische»  Kultur,  die  Grundlage  aller  Kultur  überhaupt,  wird  nach 
seiner  Anschauungsweise  vor  allem  durch  die  Mannigfaltigkeit  der 
Staatsformen  der  einzelnen  souveränen  deutschen  Staaten  erhalten; 
durch  Gründung  eines  starken  einheitlichen  Deutschlands  würde  diese 
Mannigfaltigkeit  der  Verfassungen  leiden,  welches  für  ihn  gleichbe- 
deutend wäre  mit  dem  Untergang  der  deutschen  politischen  Kultur; 
ferner  würde  durch  ein  starkes  Deutschland  als  Zentralstaat  das 
Gleichgewicht  im  europäischen  Staatensystem  gestört  werden.  Heeren 
befürchtet  von  einem  deutschen  Nationalstaat  tatsächlich  das  Ende  des 
von  ihm  so  hochgepriesenen  europäischen  Staatensystems: 

«Der  deutsche  Bund  macht  geographisch  den  Mittelpunkt  dieses 
Systems  aus.  Er  berührt,  ganz  oder  beinahe,  die  Hauptstaaten  des 
Westens  und  Ostens;  und  nicht  leicht  kann  auf  der  einen  oder  der 
andern  Seite  unsers  Weltteils  sich  etwas  ereignen,  was  ihm  gleich- 
gültig bleiben  könnte.  Aber  in  Wahrheit,  auch  den  fremden  Mächten 
kann  es  nicht  gleichgültig  sein,  wie  der  Centralstaat  von  Europa  ge- 
formt ist!  Wäre  dieser  Staat  eine  grosse  Monarchie  mit  strenger  poli- 
tischer Einheit,  ausgerüstet  mit  allen  den  materiellen  Staatskräften,  die 
Deutschland  besitzt  —  welcher  sichere  Ruhestand  wäre  für  sie  möglich? 
Wäre  er  auch  nicht  für  sich  mächtig  genug  zum  Erobern,  was  bedürfte 

J87  Geschichte  des  Europ.  Staatensystems  in  Historische  Werke,  IX.  Teil,  S.  416. 
Noch  viel  deutlicher  als  in  den  Verfassungsfragen  wird  Heeren's  Stellungnahme  zur 
deutsch-nationalen  Einheitsidee  bestimmt  durch  den  reaktionären  Charakter  der 
Restaurationszeit. 
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es  mehr  als  einer  Allianz  mit  einer  Hauptmacht  im  Westen  — ■  um  dem 
Osten,  mit  einer  Hauptmacht  im  Osten  —  um  dem  Westen  gefährlich 
zu  werden?  Um  bei  jedem  ausbrechenden  Kriege  den  Weg  nach 
Moskau  oder  nach  Paris  sich  zu  eröffnen?  Ja!  würde  ein  solcher 
Staat  lange  der  Versuchung  widerstehen  können,  die  Vorherrschaft  in 
Europa  sich  zuzueignen,  wozu  seine  Lage  und  seine  Macht  ihn  zu 
berechtigen  schien?»  288 

Man  sieht,  Heeren  will  im  Interesse  seines  Systems  die  Idee  eines 
deutschen  Nationalstaates  opfern.  Und  hierin  scheint  er  uns  nun  doch 
zu  weit  zu  gehen,  das  nationale  Empfinden  kommt  entschieden  zu  kurz. 
Dies  ist  nun  die  nachteilige  Seite  seiner  sonst  für  ihn  so  vorteilhaften 
Idee  des  europäischen  Staatensystems. 

Diese  Anschauungsweise  mag  auch  wesentlich  dazu  beigetragen 
haben,  dass  die  der  immer  stärker  werdenden  nationalen  Strömung  in 
keiner  Weise  entgegenkommende  Geschichtsschreibung  Heeren's  all- 
mählich in  Vergessenheit  geriet. 

Man  kann  sich  fragen,  ob  nicht  dieses  «Staatensystem»,  welches 
allein  durch  das  Prinzip  des  Oleichgewichts  erhalten  wird,  vom  Ver- 
fasser nicht  zu  hoch  bewertet  wurde.  Da  dasselbe  nach  Heeren  zu 
fordern  scheint,  dass  ein  Staat  um  seinetwillen  zu  beständiger 
Schwäche  verurteilt  ist,  was  doch  eigentlich  einer  Absurdität  gleich- 
kommt, liegt  die  Vermutung  nahe,  dass  dasselbe  auch  nicht  mehr  als 
ein  bloss  vorübergehendes  Gebilde  seiner  Natur  nach  darstellt  und 
keineswegs  durch  dasselbe  auf  die  Dauer  die  von  Heeren  gewünschte 
Ganzheit  und  Einheit  Europas  gewährleistet  wird.  Ob  nicht  vielleicht 
in  Wirklichkeit  ein  gemässigtes  Prinzipatssystem,  das  den  einzelnen 
Staatskörpern  eine  relativ  grosse  Freiheit  belässt,  dem  Einheitsgedan- 
ken Europas  und  der  Dauer  des  europäischen  Ganzen  grössere  Dienste 
leisten  würde? 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  gehört  jedoch  nicht  in  den  Rahmen 
dieser  Untersuchungen,  deren  Zweck  es  war,  die  politischen  Gedanken 
und  die  Werke  Heeren's  möglichst  genau  wiederzugeben. 

Man  sieht  aber,  wie  auch  Heeren  zum  gegenwärtigen  Weltkonflikt 
in  einem  ganz  eigentümlichen  Verhältnis  steht,  und  es  wäre  sehr  inter- 
essant, vernehmen  zu  können,  wie  er  sich  zur  heutigen  Weltlage  ver- 
halten würde;  denn  es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  seine  Zeit  grosse 
Aehnlichkeit  mit  der  heutigen  hat,  nur  dass  in  gewissem  Sinne  der 
westliche  Staat  Frankreich  und  sein  eigenes  Vaterland,  der  Zentral- 
staat Europas,  miteinander  die  Rolle  vertauscht  haben. 

S88  Der  deutsche  Bund;  in  Histor.  Werke.  Bd.  IL  S.  430,  431. 
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